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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHORDEN

Ausschluss- und Befangenheitsregelung im
Rahmen des Planfeststellungsverfahrens
zum Ausbau des Verkehrsflughafens
Berlin-Schonefeld

Bekanntmachung
des Ministeriums fiir Infrastruktur und Raumordnung
Vom 16. Januar 2008

Mit Organisationsverfiigung vom 16. Januar 2008 (Hauserlass

Nr. 1/2008) hat das Ministerium fiir Infrastruktur und Raumord-
nung eine Modifikation der vorhandenen Ausschluss- und Be-

fangenheitsregelung im Rahmen des Planfeststellungsv erfah-

rens zum Ausbau des Verkehrsflughafens Berlin-Schonefeld ge-
troffen, die nachfolgend 6ffentlich bekannt gemacht wird:

,,Ministerium fiir Infrastruktur
und Raumordnung

des Landes Brandenburg

- Der Staatssekretér -

Potsdam, 16. Januar 2008

Im Zusammenhang mit der Neustrukturierung der Verkehrsab-
teilung zum 1. Januar 2008 werden die bisher bestehenden Ver-
fahrensregelungen wie folgt aktualisiert:

Die Aufgaben der Planfeststellungsbehérde werden ausschlief3-
lich vom Referat 44 wahrgenommen. Verfahrensleitende Verfii-
gungen und andere verfahrensbezogene AuBerungen der Behor-
de bediirfen der Schlusszeichnung durch die Referatsleitung.

Referatsleiter 44 und die dem Referat 44 zugeordneten Bediens-
teten sind unbeschadet der vorstehenden Regelungen gehalten,
im Besonderen darauf zu achten, keine Zweifel an ihrer neutra-
len Amtsfiihrung entstehen zu lassen.

Dieser Hauserlass tritt mit sofor tiger Wirkung in Kraft. Der
Hauserlass Nr. 4/2004 (Amtsblatt Nr. 21/2004, S. 361) wird

hiermit aufgehoben. Auf den w eiterhin giiltigen Hauserlass
Nr. 8/1993 vom 22. Mirz 1993 betreffs Ausschluss und Befan-
genheit nach § 20 und § 21 VwV{GBbg wird ergénzend hin-
gewiesen.

Ich bitte um Kenntnisnahme und Beachtung.

gez. Rainer Bretschneider

Richtlinie des Ministeriums
fiir Infrastruktur und Raumordnung
iiber den Bau und Betrieb Fliegender Bauten
(FIBauR)*

Vom 1. Februar 2008

Inhaltsiibersicht

1 Allgemeines
1.1 Geltungsbereich
1.2 Begriffe

2 Allgemeine Bauvorschriften

2.1 Standsicherheit und Brandschutz

2.2 Rettungswege in Raumen, Triblinen und Biihnen
2.3 Balkone, Emporen, Galerien, Podien

2.4 Rampen, Treppen und Stufengénge

2.5 Beleuchtung

2.6 Feuerloscher

2.7 Anforderungen an Aufenthaltsraume

2.8 Hinweisschilder und -zeichen

3 Besondere Bauvorschriften fiir Tribiinen

4 Besondere Bauvorschriften fiir Schaustellergeschéfte

4.1 Fahrgeschifte

4.1.1 Allgemeine Anforderungen

4.1.2  Achterbahnen

4.1.3  Geisterbahnen

4.14  Autofahrgeschifte, Motorrollerbahnen

4.1.5 Schaukeln

4.1.6 Karusselle

4.1.7 Riesenrdder

4.2 Schaugeschifte, Steilwandbahnen, Globusse

43 Belustigungsgeschifte

4.3.1 Drehscheiben, Rollende Tonnen, Schiebebiihnen, Wa-
ckeltreppen

4.3.2 Rutschbahnen, Toboggane

4.3.3 Reitbahnen

4.3.4 Rotoren

4.3.5 Irrgérten

4.3.6  Schlaghimmer

44 Schiefigeschifte

5 Besondere Bauvorschriften fiir Zelte und vergleichbare
Réume filir mehr als 200 Besucher

5.1 Rettungswege

5.2 Liftung

5.3 Rauchabziige

*  Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Europdischen Parla-
ments und des Rates vom 22. Juni 1998 iiber ein Infor mationsverfahren auf
dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften und der Vorschriften
fiir die Dienste der Informationsgesellschaft (ABl. EG Nr. L 204 S. 37), zu-
letzt gedndert durch die Richtlinie 98/48/EG des Europdischen Parlamentes und
des Rates vom 20. Juli 1998 (ABIL. EG Nr. L 217 S. 18), sind beachtet worden.
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Beheizung
Beleuchtung
Bestuhlung
Manegen
Sanititsraum

Allgemeine Betriebsvorschriften

Verantwortliche Personen

Uberpriifungen

Rettungswege, Beleuchtung

Brandverhiitung

Brandsicherheitswache

Benutzungseinschrankungen fiir Benutzer und Rhrgéste
Hinweisschilder

Besondere Betriebsvorschriften
Fahrgeschéfte allgemein
Achterbahnen, Geisterbahnen
Autofahrgeschéfte, Motorrollerbahnen
Schaukeln

Karusselle

Riesenrader

Belustigungsgeschifte
Schiefgeschifte

Inkrafttreten, Aullerkrafttreten

Allgemeines
Geltungsbereich

Die Richtlinie gilt fiir Fliegende Bauten nach § 71Abs. 1
der Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO). Die
Richtlinie gilt nicht fiir Zelte, die als Camping- und Sa-
nititszelte verwendet werden, sowie fiir Zelte mit einer
tiberbauten Fldche bis zu 75 m’. Die Regelungen dieser
Richtlinie fiir Rdume in Zelten gelten auch fiir Réume
vergleichbarer Nutzung und Groflenordnung in anderen
Fliegenden Bauten.

Begriffe

Fahrgeschifte sind Anlagen, in denen Personen (Fahr-
géste) durch eigene oder fremde Kraft in vorgeschriebe-
nen Bahnen oder Grenzen bewegt werden.

Schaugeschifte sind Anlagen, in denen Personen (Zu-
schauer) durch Vorfiihrungen unterhalten werden.

Belustigungsgeschifte sind Anlagen, in denen sich
Personen (Fahrgéste, Benutzer) zu ihrer und zur Belus-
tigung anderer Personen (Zuschauer) betitigen kon-
nen.

Ausspielungs- und Verkaufsgeschifte sind Anlagen, bei
denen Personen (Besucher) Sachge genstdnde, Speisen
oder Getrénke gewinnen oder erwerben konnen.

Tribiinen sind Anlagen mit ansteigenden Steh- oder
Sitzplatzreihen fiir Besucher, die von der Geldandeober-

1.2.6

1.2.7

1.2.8

1.2.9

1.2.10

flache oder vom Fu3boden des Raumes tiber Stufengén-
ge oder Treppen zugénglich sind.

Zelte sind Anlagen, deren Hiille aus Planen (textile Fla-
chengebilde, Folien) oder teilweise auch aus festen Bau-
teilen besteht.

Tragluftbauten sind Anlagen mit einer flexiblen Hiille,
welche ausschlielich oder mit Stiitzung durch Seile,
Netze oder Masten von der unter Uberdruck gesetzten
Luft des Innenraums getragen wird.

Umwehrungen sind Vorrichtungen am Rand einer Ver-
kehrsflache mit dem Ziel, den Absturz von Personen
oder Sachen zu verhindern.

Abschrankungen sind Vorrichtungen mit dem Ziel, das
unbeabsichtigte Betreten eines gefahrlichen Bereichs
(zum Beispiel Fahrbahn) zu verhindern.

Ziaune dienen der Einfriedung eines Bereichs mit dem
Ziel, diesen Bereich ge gen unbefugtes Betreten zu si-
chern.

Allgemeine Bauvorschriften
Standsicherheit und Brandschutz

Die Tragfahigkeit und Oberflichenbeschaffenheit des
Standplatzes muss dem Verwendungszweck entspre-
chend geeignet sein. Unterpallungen (Unterfiitterungen
zwischen dem Erdboden und der Sohlenk onstruktion)
sind niedrig zu halten sowie unverschieblich und stand-
sicher herzustellen.

Baustoffe, ausgenommen gehobeltes Holz, miissen min-
destens schwer entflammbar sein; fiir Bedachungen, die
hoher als 2,30 m iiber begehbaren Fléchen liegen, genii-

gen normal entflammbare Baustoffe.

Abspannvorrichtungen der Mastkonstruktionen miissen
aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen.

Glasfaserverstarkte Kunststoffe diirfen fiir tragende
Konstruktionen nur verwendet werden, wenn ihre Ver-
wendbarkeit nach § 15 BbgBO (Allgemeine bauauf-
sichtliche Zulassung) oder § 17 BbgBO (Nachweis der
Verwendbarkeit von Bauprodukten im Einzelfall) nach-
gewiesen ist.

Bestuhlungen von Fliegenden Bauten fiir mehr als
5 000 Besucher miissen aus mindestens schwer ent-
flammbarem Material oder gehobeltem Holz bestehen.

Vorhidnge miissen mindestens schwer entflammbar sein
und diirfen den FuBBboden nicht beriihren, sie miissen
leicht verschiebbar sein.

Dekorationen miissen mindestens schwer entflammbar
sein und diirfen nicht brennend abtropfen.
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Ausschmiickungen aus natiirlichem Laub- oder Nadel-
holz miissen frisch sein oder gegen Entflammen im-
prégniert sein.

Abfallbehilter in Raumen miissen aus nichtbrennbaren
Baustoffen bestehen und dicht schlieSende Deck el ha-
ben.

Rettungswege in Rdumen, Tribiinen und Bithnen

Die Entfernung von jedem Besucherplatz bis zum néichs-
ten Ausgang ins Freie darf nicht ldnger als 30 m sein. Die
Entfernung wird in Lauflinie gemessen.

Die Breite der Rettungs wege ist nach der g ro3tmog-

lichen Personenzahl zu bemessen. Die lichte Breite ei-

nes jeden Teiles von Rettungswegen muss mindestens

1,20 m betragen. Die lichte Breite eines jedenTeiles von
Rettungswegen muss fiir die darauf angewiesenen Per-

sonen mindestens betragen:

- 1,20 m je 200 Personen in Raumen und
- 1,20 m je 600 Personen im Freien.

Staffelungen sind nur in Schritten von 0,60 m zuléssig.
Ohne Nachweis der Bestuhlung sind auf je 1 m?* Platz-
flache (Tisch-, Sitz- und Stehplétze) zwei Personen zu
rechnen.

Réume mit mehr als 100 m Grundflache miissen jeweils
mindestens zwei moglichst entgegengesetzt gelegene
Ausgénge haben. Die lichte Breite der Ausgénge muss
der Rettungswegbreite entsprechen; bei Ausgéngen aus
Réumen mit weniger als 100 m* Grundfldche gentigt ei-
ne lichte Breite von 0,90 m. Die Durchgangshdhe der
Ausginge muss mindestens 2,00 m betragen. Die n ot-
wendigen Ausginge miissen mit Schildem nach Anlage 1
dauerhaft und gut sichtbar gekennzeichnet werden.

Balkone, Emporen, Galerien, Podien

Balkone, Emporen, Galerien, Podien und andere Anla-
gen, die hoher als 0,20 m sind und von Besuchern oder
Zuschauern benutzt werden, miissen feste Umwehrun-
gen haben. Bei einer Absturzhdhe bis 12 m miissen die
Umwehrungen von der Fulbodenoberflédche gemessen
mindestens 1 m hoch sein. Bei mehr als 12 mAbsturz-
hohe miissen die Umw ehrungen mindestens 1,10 m
hoch sein. Die Umwehrungen miissen so ausgebildet
sein, dass nichts darauf abgestellt werden kann. Diese
Umwehrungen miissen mindestens aus einem Holm
und zwei Zwischenholmen bestehen. Podien, die hoher
als 1 m sind, miissen mit StoBborden versehen sein.
Umwehrungen von Flachen mit einer Absturzhdhe von
mehr als 1,50 m Hohe sind so auszufiihren, dass Klein-
kindern das Durch- und Uberklettern nicht erleichtert
wird, wenn mit der Anwesenheit von Kleinkindern auf
der zu sichernden Fldche tiblicherweise zu rechnen ist.
Hier darf der Abstand der Umwehrungs- und Gelén-
derteile in einer Richtung nicht mehr als 0,12 m betra-
gen.
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Bei Rundpodien von Karussellen darf die Neigung 1 : 2,75
betragen, wenn die Bodenbeldge r utschsicher ausge-

fiihrt und Trittleisten vorhanden sind. Bei Schragpodien

darf die Neigung bis 1 : 8 betragen.

Emporen, Galerien, Balkone und dhnliche Anlagen fiir
Besucher miissen {iber mindestens zwei voneinander un-
abhdngige Treppen zugéinglich sein.

Rampen, Treppen und Stufengénge

Rampen in Zu- undAbgéngen fiir Besucher diirfen nicht
mehr als 1 : 6 geneigt sein. Sind sie durchTrittleisten in
einem Abstand von hochstens 0,40 m ge gen Ausrut-
schen gesichert, so diirfen sie bis 1 : 4 geneigt sein.

Treppen, die dem allgemeinen Besuchewerkehr dienen,
diirfen, soweit sie nicht r undum fiihren (zum Beispiel
bei Fliegerkarussellen), nicht mehr als 2,40 m breit sein.
Sie miissen beiderseits feste und griffsichere Handldufe
ohne freie Enden haben. Die Handldufe sind {iber alle
Stufen und Treppenabsitze fortzufithren. Die Auftritts-
breite der Stufen muss mindestens 0,23 m betragen. Die
Stufen sollen nicht niedriger als 0,14 m und diirfen nicht
héher als 0,20 m sein. Bei Treppen mit gebogenen oder
gewendelten Laufen darf die Auftrittsbreite der Stufen
im Abstand von 1,20 m von der inneren Treppenwange
0,40 m nicht iiberschreiten. Das Steigungsverhéltnis ei-
ner Treppe muss immer gleich sein.

Treppen miissen an den Unterseiten geschlossen sein,
wenn darunter Génge, Sitzpldtze oder Verkaufsstinde
angeordnet sind.

Wendeltreppen sind fiir Rdume mit mehr als 50 P erso-
nen unzuldssig.

Stufengénge miissen eine Steigung von mindestens 0,10 m
und hochstens 0,20 m und einen Auftritt von mindestens
0,26 m haben. Sie sind wie Treppen zu bemessen.

Beleuchtung

Die Beleuchtung muss elektrisch sein; batteriegespeiste
Leuchten sind zulédssig, wenn sie fest angebracht sind.

Bei Ausfall der allgemeinen Stromv ersorgung miissen
batteriegespeiste Leuchten zur Verfligung stehen.

Ortsverdnderliche Scheinwerfer miissen gegen Herab-
fallen mit einer Sicher ung aus nichtbrennbarem Bau-
stoff gesichert sein.

Feuerloscher
Feuerloscher sind an gut sichtbaren und zugénglichen

Stellen, die zu kennzeichnen' sind, griftbereit anzubrin-
gen und standig gebrauchsfihig zu halten.

! DIN EN 3-7:2004-04 - Eigenschaften, Loschleistung, Anforderungen und
Priifungen
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Zahl, Art und Loschvermégen der Feuerlscher' und ih-
re Bereitstellungsplétze sind nach der Ausfithrungsart
und Nutzung des Fliegenden Baues festzulegen. Fiir die
Mindestzahl der bereitzuhaltenden Feuerldscher gilt
nachstehende Ubersicht:

Zeile| Uberbaute | Erforderli- | Empfohlene | Art der
Fldche che Losch- | Mindestzahl | Feuer-
(m?) mittel- der Feuer- 16scher

einheiten | Ioscher

1 |bis 50 6
2 | bis 100 9 1
3 |bis 300 3 weitere Pulver-
4 | bis 600 je 100 m? 2 16scher
5 | bis 900 3 mit
6 | bis 1000 4 ABC-
7 |je weitere | 12 weitere | 1 weiterer | Losch-

500 pulver

Anforderungen an Aufenthaltsraume

Die lichte Hohe muss mindestens 2,30 m betragen. Bei
Réumen in Wagen oder Containern muss die lichte Ho-
he im Scheitel gemessen mindestens 2,30 m betragen;

sie darf jedoch an keiner Stelle die lichte Hohe von 2,10 m
unterschreiten.

Zelte missen im Mittel 3 m und diirfen an keiner Stelle
weniger als 2,30 m im Lichten hoch sein. Bei Zelten bis
zu 10 m Breite darf der Mittelwert von 3 m unterschrit-
ten werden.

In Zelten mit Tribiinen muss eine lichte Hohe {iber dem
FuBlboden der obersten Reihe von mindestens 2,30 m, in
Zelten mit Rauchverbot von mindestens 2 m vorhanden
sein.

Unter Emporen oder Galerien darf die lichte Hohe inAb-
weichung von Nummer 2.7.1 auf 2 m werringert werden.

Hinweisschilder und -zeichen

Anschldge und Aufschriften, die auf Rettungswege,

Rauchverbot oder Benutzungsverbote und -bedingun-
gen hinweisen, sind an gut sichtbarer Stelle anzubrin-
gen. Sie miissen den Anlagen 1 bis 3 entsprechen.

Besondere Bauvorschriften fiir Tribiinen

Die Unterkonstruktion von Tribiinen mit mehr als zehn
Platzreihen, deren Hohenunterschied mehr als 0,32 m je
Platzreihe betrdgt (steil ansteigende Platzreihen), muss
aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen.

Bei Tribiinen im Freien diirfen an jeder Seite eines Stu-
fen- oder Rampenganges hochstens 20, zwischen zw ei
Seitengdngen hochstens 40 Sitzplédtze angeordnet sein.

! DIN EN 3-7:2004-04 - Eigenschaften, Loschleistung, Anforderungen und
Priifungen
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Bei Tribiinen in Zelten diirfen an jeder Seite eines Stu-
fen- oder Rampenganges hochstens zehn, zwischen
zwel Seitengdngen hochstens 20 Sitzpldtze angeordnet
sein.

Der Fufboden jeder Platzreihe muss mit dem anschlie-
Benden Auftritt des Stufen- oder Rampenganges in
gleicher Hohe liegen.

Laufbohlen zwischen den Sitzplatzreihen miissen so
breit sein, dass sie jeweils 0,05 m unter die Sitzfldchen
der beiden Sitzplatzreihen reichen. Ersatzweise kann ein
StoBbord angeordnet werden. Die freien Zwischenrdu-
me diirfen hochstens 0,12 m betragen.

Stehplédtze auf Stehplatzreihen (Stehstufen) miissen
mindestens 0,50 m breit sein und diirfen hochstens 0,45 m
tief sein. Die Stehstufen sollen mindestens 0,10 m hoch
sein.

Sitzpldtze miissen mindestens 0,50 m breit sein. Sie
miissen unverriickbar befestigt sein. Zwischen den Sitz-
platzreihen muss eine lichte Durchgangsbreite von min-
destens 0,40 m vorhanden sein.

Der Abstand der Umwehrungs- und Gelédnderteile von
Tribiinen darf in einer Richtung nicht mehr als 0,12 m
betragen. Auch hinter der obersten Platzreihe ist bei ei-
ner Absturzhdhe bis 12 m eine Umwehrung mit einer
Hohe von mindestens 1 m, gemessen ab Oberkante Ful3-
boden, erforderlich. Bei mehrals 12 m  Absturzhohe
muss die Umw ehrung mindestens 1,10 m hoch sein.
Falls die Riickenlehne der obersten Sitzreihe als Um-
wehrung dienen soll, ist diese wie ein Geldnder zu be-
messen.

Bei Tribiinen mit einer Hohe von mehr als 5 m, gemes-
sen von der Aufstellfliche bis Oberkante FuBboden der
obersten Reihe, sind nach hinten, seitlich oder durch
Mundlécher zusétzlich zu den Stufengéingen Treppen
anzuordnen. Befinden sich oberhalb der Treppen weite-
re Platzreihen, so sind bei einer Hohendifferenz der
Platzreihen von jeweils 5 m weitere Treppen erforder-
lich.

Werden mehr als fiinf Stehstufen v on Stehplatzreihen
hintereinander angeordnet, so sind v or der vordersten
Stufe und nach jeweils zehn weiteren Stufen Umweh-
rungen von mindestens 1,10 m Hohe, gemessen ab
Oberkante FuBlboden, anzubringen (Wellenbrecher).
Sie miissen einzeln mindestens 3 m lang und diirfen
seitlich hochstens 2 m v oneinander entfernt sein. Die
seitlichen Abstande kdnnen bis auf 5 m vergrofiert wer-
den, wenn die Liicken nach hochstens fiinf Stehplatz-
reihen durch versetzt angeordnete Wellenbrecher iiber-
deckt sind.

Tribiinen miissen bei Veranstaltungen wiahrend der Dun-
kelheit ausreichend beleuchtet werden konnen.
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Besondere Bauvorschriften fiir Schaustellergeschiifte
Fahrgeschifte
Allgemeine Anforderungen

Fahrgeschifte mit bewegten und/oder ausschwingenden
Teilen miissen einen Sicherheitsabstand von mindestens
1 m von anderen baulichen Anlagen und festen Gegen-
stdnden haben. In der Ndhe von Bédumen ist deren Be-
wegung, zum Beispiel im Wind, zusétzlich zu bertick-
sichtigen. Zu Starkstromfreileitungen ist ein Mindest-

abstand von 5 m einzuhalten.

Bewegte, fiir Fahrgdste bestimmte Teile, insbesondere
ausschwingende Fahrgastsitze, miissen von anderen
festen oder bewegten Teilen des Fahrgeschiftes so weit
entfernt sein, dass die F ahrgéste nicht gefihrdet sind.
Bei bewegten Teilen und festgelegten Bahnen sind fol-
gende Abstinde - von der seitlichen Sitzbegrenzung ge-
messen - erforderlich, sofem nicht Schutzvorrichtungen
angebracht sind:

- 0,50 m bei einer Geschwindigk eitsdifferenz von bis
zu 20 m/s,

- 0,70 m bei einer Geschwindigkeitsdifferenz von iiber
20 m/s.

Oberhalb des Fahrzeugbodens muss ein freier Raum wn
mindestens 2 m Hohe vorhanden sein. Ist der Fahrgast
durch eine Vorrichtung oder durch Art und Betriebs-
weise des Fahrgeschiftes am Aufstehen gehindert, so
geniigt eine Mindesthdhe tiber dem Fahrgastsitz von
1,50 m. Die Hohe ist vom Boden beziehungsweise vom
Sitz aus jeweils rechtwinklig zur Fahrbahnebene zu mes-
sen und in voller Sitzbreite freizuhalten (Lichtraumpro-
fil). Bei Verwendung von Schutzkdrben kann eine ge-
ringere Hohe gestattet w erden. Fiir Riesenrdder gilt
Nummer 4.1.7.1.

Die Fahrbahngrenzen ausschwingender F ahrgastsitze
oder -gondeln sind so festzulegen, dass Zuschauer nicht
gefihrdet werden konnen. Der Sicherheitsabstand muss
mindestens 0,50 m betragen.

4.1.1.4 Die Fahrzeuge und Gondeln miissen fest angebrachte

Sitze und Vorrichtungen zum Festhalten sowie ndtigen-
falls zum Anstemmen der Fiile haben. Kénnen die Fahr-
géste vom Sitz abgehoben werden oder abrutschen oder
sind sie zeitweise mit dem Kopfnach unten gerichtet, so
sind in den Fahrzeugen oder Gondeln ausreichende

Fahrgastsicherungen erforderlich. Kann das Versagen
der Fahrgastsicherung zum Absturz eines F ahrgastes
fiihren, so muss zusitzlich eine w eitere von der ersten
unabhingige Fahrgastsicherung (zum Beispiel Schutz-
korb) vorhanden sein; hiervon kann abgewichen wer-
den, wenn durch die Ausfithrung der ersten F ahrgast-
sicherung eine gleichwertige Sicherheit erreicht wird.
Diese Forderung ist zum Beispiel erfiillt bei korper-

gerecht gestaltetem Sicherungsbiigel und besonders ge-
formten Sitzen, w enn die Bauteile des Sicherungs-

4.1.1.5

4.1.1.6

4.1.1.7

4.1.1.8

4.1.2.1

4.12.2
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biigels und seiner Verriegelungseinrichtung doppelt
(redundant) ausgefiihrt sind und die Teile so bemessen
sind, dass bei Versagen eines Einzelbauteils der Siche-
rungsbiigel nicht durch Verformung unwirksam wird.
Bei Fahrgeschéften ohne Fahrgastsicherung ist das Riick-
wirtsfahren nicht gestattet.

Die Einstiegsoffnungen in Fahrzeuge oder Gondeln diir-
fen nicht hoher als 0,40 m iiber den Zugangspodien lie-
gen und miissen SchlieBvorrichtungen haben. Bei Kin-
derfliegerkarussellen und allen schnell laufenden Fahr-
geschiften’ miissen die Einstiegsoffnungen der Fahrzeu-
ge/Gondeln Sicherheitsverschliisse haben, die sich wih-
rend der Fahrt nicht 6ffnen kénnen (zum Beispiel ge-
schlossene Haken oder SchlieBstangen mit federbelaste-
ter Verriegelung). Bei Kinderfahrgeschéften, mit Aus-
nahme von Kinderfliegerkarussellen, und bei allen lang-
sam laufenden Fahrgeschiften gentigen einfache Schlief3-
vorrichtungen (zum Beispiel Ketten oder Riemen), die
mit offenen Haken eingehingt werden.

Fahrgeschéfte miissen wéhrend des Betriebes - auch bei
Betriebsstorungen wie zum Beispiel Stromausf all - in
eine sichere Lage gebracht und stillgesetzt werden kon-
nen.

Elektrische Sicherheitseinrichtungen miissen so ausge-

legt sein, dass bei Auftreten eines Fehlers (innerer be-

ziehungsweise duerer Fehler) ihre Wirksamkeit erhal-

ten bleibt oder die Anlage in den sicheren Zustand iiber-
fiihrt wird. Der Begriff,,Fehler umfasst sowohl den ur-

spriinglichen als auch die daraus eventuell entstehenden
weiteren Fehler in oder an den Sicherheitseinrichtungen.
Mit dem gleichzeitigen Entstehen zweier unabhéngiger
Fehler braucht nicht gerechnet werden. Ein Hinzukom-

men eines zweiten Fehlers zu einem unerkannten ersten
Fehler ist jedoch zu beriicksichtigen.

Technische Einrichtungen zur Begrenzung der Hochst-
fahrzeit sind bei Fahrgeschiften vorzusehen, bei denen
die Fahrgéste besonderen gesundheitlichen Belastungen
ausgesetzt sind (vergleiche Nummer 7.1.6).

Achterbahnen

Fiir die Wagen miissen Riicklaufsicherungen am Wa-
genaufzug und an den anderen Bergstrecken vorhanden
sein.

Sollen in der Fahrstrecke zwischen Aufzugs- bezichungs-
weise Auffahrtsende und Bahnhof planméfBig mehrere

Wagen oder Ziige ohne Bremsen fahren, sind in diesem
Streckenbereich Bremsvorrichtungen einzubauen, durch
die alle in dieser Fahrtstrecke befindlichen Wagen oder
Ziige einzeln schnell und sicher angehalten verden kon-
nen. Von einer Stelle, die einen Uberblick iiber die gan-
ze Bahn ge wihrleistet, miissen von einem Beobach-

tungsposten die Streck enbremsvorrichtungen gemein-

Die Geschwindigkeitsgrenze zwischen langsam und schnell laufend liegt bei
3m/s.
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sam betdtigt und der Wagenaufzug angehalten werden
konnen. Auf den Beobachtungsposten kann v erzichtet
werden, wenn die Bahn mit einem einzelfehlersicheren
Blocksystem mit automatisch gesteuerten Bremsen aus-
gertlistet ist.

Die Anlagen sind ringsum mit einem Zaun zu umgeben.

Die Bremsstrecken am Ende der Ehrstrecke miissen be-
leuchtet sein.

Geisterbahnen

Die Fahrzeuge von Geisterbahnen miissen eine vordere
und eine hintere Schrammbkante haben. Bei Gondeln vn
Hingebahnen miissen Schrammkanten an den Laufwer-
ken angebracht und die Gondeln so in ihrer Pendel-
bewegung in Langsrichtung begrenzt sein, dass sie nicht
aneinanderstoflen konnen. Die Sitze sind so anzuordnen
und auszubilden, dass niemand hinausfallen kann. Geis-
terbahnen sind mit einer automatischen Streckensiche-
rung auszuriisten, die das Zusammensto3en der F ahr-
zeuge verhindert.

Bei langsam fahrenden Fahrzeugen (Geschwindigkeit
< 3 m/s) mit geeigneten Anpralldimpfern kann auf ei-
ne automatische Streckensicherung verzichtet werden.
Stockwerksgeisterbahnen miissen Riicklaufsicherungen
in den Steigungsstrecken haben. In den Gefallestrecken
sind erforderlichenfalls Bremsen zur Regelung der Ge-
schwindigkeit und Kippsicherungen vorzusehen.

Die Fahrbahnen sind bis auf die Ein- und Aussteigestel-
len gegen die Zuschauer abzuschranken.

Autofahrgeschifte, Motorrollerbahnen

Autofahrgeschifte miissen so beschaffen sein, dass die
Fahrzeuge ohne Zutun der Fahrgéste und ohne Mithilfe
der Bedienungspersonen am Fahrzeug selbst stillgesetzt
werden konnen; bei Autobahnen muss dies mindestens
am Bahnhof moglich sein.

Die Fahrzeuge diirfen eine Geschwindigkeit von 8,5 m/s
nicht iiberschreiten. Der Hochstgeschwindigkeitsunter-
schied der Fahrzeuge darf hochstens 15 vom Hundert

betragen.

Die Fahrbahngrenzen oder die ringsum an den Fahrzeu-
gen angebrachten Puffer sind zur Milder ung der An-
fahrstofe mit einer Einrichtung (Federung oder Damp-
fung) zu versehen, die so beschaffen sein muss, dass die
Fahrzeuge nicht hir ter zuriickprallen als beim Zu-
sammenstoll zweier Fahrzeuge. Dies gilt insbesondere,
wenn gefederte StoSbanden vorhanden sind und gleich-
zeitig Fahrzeuge mit druckluftgefiillten Gummiwiilsten
verwendet werden.

Die Fahrzeuge miissen so beschaffen sein, dass die Ehr-
giéste auch seitlich nicht hinausfallen konnen. Die Fahr-
zeuge sind rundum mit Puffern aus weichem Werkstoff

zu versehen, die mindestens 0,10 m v or den duflersten
iibrigen Teilen des Fahrzeuges vorstehen miissen. Die
Puffer der in demselben Geschéft verwendeten Fahrzeu-
ge miissen untereinander und mit der Schrammbord-
kante auf gleicher Hohe liegen. Der Ge wichtsunter-
schied der Fahrzeuge desselben Geschifts darf hochs-
tens 30 vom Hundert betragen. Bewegliche Fahrzeugtei-
le, die zu Verletzungen fiihren konnen, sind gegen unbe-
absichtigtes Beriihren zu schiitzen. Die Fahrzeuge miis-
sen mit Gurten ausgestattet sein, durch die Kinder bei
Zusammenstoflen vor Verletzungen durch Vorprellen
gesichert werden. Fiir jeden Sitzplatz ist ein Gurt von
mindestens 25 mm Breite erforderlich. Kanten und an-
dere Teile, die zu Verletzungen fiithren kdnnen, sind zu
polstern.

4.1.4.3 Autoskooter diirfen nur mit Gleichspannung von hochs-

tens 110 V betrieben w erden. Der Gleichstromkreis
muss vom Versorgungsnetz durch einen Transformator
galvanisch getrennt sein. Stromabnehmernetz, Wagen-
kontakte und Fahrbahnplatte miissen so beschaffen und
aufeinander abgestimmt sein, dass Augenverletzungen
vermieden werden. Diese Forderung ist erfiillt, wenn die
MafBnahmen nach Buchstaben a bis d und nach Num-
mer 7.3.4 getroffen sind:

a) Die Fahrbahnplatte muss aus unbeschédigten, ebe-
nen, blanken und schmutzfreien Tafeln bestehen, die
an allen Kanten metallische Bertihrung untereinan-
der haben miissen. Sie muss mit dem Minuspol der
Stromquelle an zw ei gegeniiberliegenden Stellen
verbunden werden. Zur Vermeidung gefahrlicher Po-
tenzialdifferenzen ist die Fahrbahnplatte mit den sie
umgebenden leitfahigen Konstruktionsteilen (zum
Beispiel Laufsteg, Hallenstiitzen) und dem Erder
der Potenzialausgleichsleitungen zu verbinden.

b) Bei Fahrbahnplatten mit einer Grofe bis etwa 200 nv’
und fiir bis zu 30 F ahrzeuge muss das Stromab-
nehmernetz an mindestens je zwei Stellen, bei Recht-
eckfldchen an den Stir nseiten, bei grofleren Fahr-
bahnplatten oder mehr als 30 F ahrzeugen an min-
destens drei Stellen mit den Zuleitungskabeln fest
und kontaktsicher verbunden sein. Das Stromab-
nehmernetz soll aus sechseckigem Maschendraht *
mit einer Drahtstarke von 1,2 mm bis 1,4 mm oder
gleichwertigem Material bestehen.

Die Drihte miissen vor dem Flechten verzinkt sein.
Das Stromabnehmernetz ist mit moglichst gleich-
bleibendem Abstand zur Fahrbahnplatte anzubrin-
gen und so straf f zu spannen, dass es durch einen

Stromabnehmerbiigeldruck nicht wesentlich ange-
hoben werden kann. Das Netz soll eine Maschen-

weite von hdchstens 40 mm haben. Das Netz muss
glatt, das heifit frei von Knicken, Stufen (zum Bei-
spiel Néhten) und dergleichen sein.

DIN EN 10233-2:2004-08 - Stahldrahtgeflechte mit sechseckigen Maschen
fiir landwirtschaftliche Zwecke, Isolierungen und Zaune
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c) Die Fahrzeuge miissen Kontaktbiirsten aus Stahl-
oder Bronzedraht haben, die durch Federn mit ei-
nem Kontaktdruck von mindestens 10 bis 16 N auf
die Fahrbahn gedriickt werden. Die Kontaktbiirsten
diirfen sich auch beim Ankippen der F ahrzeuge
nicht von der Fahrbahn abheben.

d) Der Stromabnehmerbiigel muss aus S 235 oder S 355
hergestellt und so flach gebo gen sein, dass er das
Netz an mindestens drei Stellen beriihr t und einen
Kontaktdruck von 10 bis 16 N austibt. Er soll mog-
lichst leicht und gut drehbar sein; er ist gegen
Herabfallen zu sicher n. Die Masse der Strom-
abnehmerbiigel soll so gering wie mdglich gehalten
werden, um Kontaktunterbrechungen zu vermeiden.
Der elektrische K ontakt an den Drehstellen darf
nicht beeintrachtigt sein, insbesondere nicht durch
Farbe oder Rostansatz. Die Kontaktflichen miissen
blank sein und die Andriickvorrichtung der Biigel
soll einen moglichst konstanten Anpressdruck erge-
ben. Blanke, unter Spannung stehende Teile miissen
mindestens 2,50 mAbstand von der Bodenplatte des
Wagens haben.

4.1.4.4 Motorrollerbahnen miissen von einem Zaun umgeben

4.15.1

sein. In mindestens 0,50 m Abstand von der Innenseite
dieses Zaunes ist eine Schrammbordschwelle einzu-
bauen. Inseln sind ebenfalls mit Schrammbordschwel-
len zu versehen. Der Erdboden darf nicht als Fahrbahn
benutzt werden.

Schaukeln

Schaukeln miissen Abschrankungen haben, die mindes-
tens aus einem Holm in etwa 1 m Hohe und aus einem
Zwischenholm in halber Hohe bestehen miissen. Sie
sind so weit von dem Schwingbereich entfemt anzuord-
nen, dass niemand durch die Gondeln gefahrdet werden
kann und innerhalb der Abschrankungen ein geniigend
groBBer Raum fiir Bedienungspersonen und wartende
Fahrgéste verbleibt. Die einzelnen Gondelbahnen miis-
sen gegeneinander in gleicher Weise eingeschrankt sein.
Der Zugang zu den Gondeln muss gesperrt werden kon-
nen.

4.1.5.2 Schaukeln miissen Bremsen haben, die so einzustellen

4.1.53

sind, dass die Gondeln nicht blockiert werden konnen.
Durch geeignete Vorrichtungen ist dafiir zu soigen, dass
das Bremsbrett w eder zu hoch angehoben noch der
Bremsvorgang unwirksam gemacht wird.

Bei Schiffsschaukeln miissen die Schiffe 1 m hohe Ge-
lander - vom Schiffsboden gemessen - haben; die Ab-
stinde der Geldnderstidbe diirfen nicht groBer als 0,40 m
sein. Bei Kinderschaukeln muss das Geldnder mindes-
tens 0,70 m hoch sein; die Abstidnde der Geldnderstiabe
diirfen nicht groBer als 0,25 m sein.

4.1.5.4 Bei Uberschlagschaukeln, bei denen die Fahrgiste zeit-

weilig mit dem Kopf nach unten gerichtet sind, miissen
die Gondeln geeignete Vorrichtungen zum F esthalten

4.15.5

4.1.6.1

4.1.6.2

4.1.6.3

4.1.6.4
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des Fulles am Schiffsboden (FuB3schlaufe) und zum Fest-
halten des Korpers an den Schif fsstangen haben. Die
FuBischlaufen miissen mindestens 25 mm breit sein, ei-
ne Bruchlast einschlieBlich der Befestigungen und Ver-
bindungen von 2 kN aufw eisen und zur Priifung und
Pflege abnehmbar sein. Hiiftgiirtel zum Festhalten des
Korpers miissen den einschldgigen technischen Bestim-
mungen’ entsprechen und an den Schiffsstangen befes-
tigt sein.

Kinderschaukeln diirfen vom Gondelboden bis zur Auf-
hiingeachse nicht hoher als 3 m sein und keine Uber-
schlaggondeln haben. Bremsen sind nicht erforderlich,
wenn die Bedienungspersonen jede Gondel von Hand
gefahrlos anhalten kdnnen.

Karusselle

Der Fithrerstand mit den Schalteinrichtungen ist an einer
Stelle mit bestmoglichem Uberblick anzuordnen.

Karusselle mit Hubbe wegung des Auslegers oder des
gesamten Drehwerkes (Auslegerflugkarusselle) sind an
den frei zugénglichen Seiten mindestens zur Hélfte mit
einer Abschrankung zu umgeben, die in jedem zweiten
Feld eine Offnung von hochstens 2,50 m Breite haben
darf. Die Abschrankung muss aus einem Holm in circa
1 m Hohe und aus zwei Zwischenholmen bestehen.
Rundfahrgeschéfte mit Geschwindigkeiten am &uf3eren
Umfang von mehr als 10 m/s oder mit v erdnderlichem
Abstand zwischen der Abschrankung und bewegten Tei-
len sind vollstidndig abzuschranken.

Kann die Hohenbewegung der Ausleger durch den Fahr-
gast selbst gesteuert werden, so muss die Steuereinrich-
tung so beschaffen sein, dass die Bedienungspersonen
die vom Fahrgast eingeleitete Bewegung unterbrechen
und die Ausleger in die Ausgangsstellung zuriickbringen
konnen.

Bei Fliegerkarussellen muss zwischen der Unterkante
ausschwingender Sitze und den allgemein zugénglichen
Verkehrsflachen ein senkrechter Abstand von mindes-
tens 2,70 m vorhanden sein. Verkehrsflachen, bei denen
dieser Abstand nicht eingehalten werden kann, sind so
abzuschranken, dass Zuschauer nicht gefahrdet werden.
Die Sitze miissen nach riickwérts leicht geneigt, mit
mindestens 0,30 m hohen Lehnen versehen und so auf-
gehdngt sein, dass sie auch bei weitem Hinausbeugen
der Fahrgiste nicht kippen kénnen. Die SchlieBk etten
miissen so stramm gespannt werden, dass die Fahrgéste
nicht zwischen Sitz und Schliekette durchrutschen
konnen. Die Schlieketten miissen mit Karabinerhaken
oder dhnlichen, nicht selbsttétig 16sbaren Verbindungs-
mitteln am Sitz selbst - nicht an den Tragketten - einzu-
héngen sein.

! DIN EN 358:2000-02 - P ersonliche Schutzausriistung fiir Haltefunktionen
und zur Verhinderung von Abstiirzen - Haltegurte und Verbindungsmittel fiir
Haltegurte oder DIN EN 354:2006-07 - Personliche Schutzausriistung gegen
Absturz - Verbindungsmittel
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Bei Hubkarussellen, bei denen die Fahrgéste durch Flieh-
kraft gegen die Zylinderwand angedriickt werden, miis-
sen die Ein- und Ausginge des Drehzylinders verschlos-
sen werden kdnnen. Die Abschliisse miissen die gesam-
ten Offnungsflichen der Zylinderwand iiberdecken, diir-
fen beim Offnen nicht nach auBen aufschlagen und von
innen aus nicht zu 6ffnen sein.

Bei Kinderfahrzeugkarussellen, deren Fahrzeugtiiren in
gedffnetem Zustand iiber die Fahrbahn hinausragen,
miissen die Tiiren Verschliisse haben, die nur von auflen
zu 6ffnen sind.

Die Gondeln von Schlingerbahnen und dhnlichen Anla-
gen miissen zusétzliche Sicher ungen fiir den F all des
Bruchs der Authingeteile haben.

Riesenrader

Der Abstand zwischen Gondel wand und Radspeiche
muss mindestens 0,30 m betragen. Ein geringerer Ab-
stand kann gestattet werden, wenn Sicherheitsvorrich-
tungen eine Gefdhrdung der Fahrgiste ausschlieen.

Die Hohe der Umwehrung der Gondeln muss, gemessen
ab Oberkante Sitzflache, mindestens 0,55 m betragen.
Ein- und Aussteige6ffnungen miissen in Héhe der Um-
wehrung durch feste Vorrichtungen geschlossen werden
konnen. Sie miissen mit nicht selbsttétig l6sbaren Ver-
schliissen gesichert werden konnen.

Handrader zum Drehen der Gondeln diirfen nicht durch-
brochen sein.

Schaugeschifte, Steilwandbahnen, Globusse

Steilwandbahnen sind an ihrem oberen Rand so zu be-
grenzen, dass die Fahrzeuge nicht aus der Bahn hinaus-
getragen werden konnen.

Globusse sind mit einer Abschrankung zu umgeben. Sie
muss von der weitesten Ausladung des Globusses einen
Abstand von mindestens 1 m haben.

Zur Beleuchtung des Vorfiihrraums und des Zuschauer-
raums miissen bei Stromausfall mindestens je zwei bat-
teriegespeiste Leuchten vorhanden sein.

Belustigungsgeschifte

Drehscheiben, Rollende Tonnen, Schiebebiihnen, Wa-
ckeltreppen

Die Ubergangsstellen zwischen festen und beweglichen
Teilen und ge geneinander bewegten Teilen von Dreh-
scheiben, umlaufenden Tonnen oder bewegten Gehbah-
nen sind so auszubilden, dass Verletzungen von Perso-
nen - auch bei Sturz - ausgeschlossen sind.

Die Drehscheiben miissen eine glatte Oberflache haben.

Die fest stehende Rutschflédche ist mit einer gepolsterten

43.1.3

4321

StoBbande zu umgeben und muss zwischen Drehschei-
be und Stoflbande waagerecht, glatt und mindestens 2 m
breit sein.

Bewegte Gehbahnen miissen beiderseits Bordbretter
und Geldnder mit Haupt- und Zwischenholm haben. Die
Gehbahnen miissen von Stellen, die einen guten Uber-
blick gewihren, stillgesetzt werden konnen.

Rutschbahnen, Toboggane

Laufteppiche sollen nahtlos sein; sie diirfen hochstens
eine Naht haben, die moglichst wenig auftrigt. Lauftep-
piche miissen von beiden Umlenkstellen aus stillgesetzt
werden konnen.

4.3.2.2 Die Umlenkrolle am oberen Ende des Laufteppichs

4323

43.4.1

4342

muss so angeordnet und allseitig so geschiitzt sein,
dass ein Einklemmen auch von Fingern liegend an-
kommender Besucher ausgeschlossen ist. Das Podium
am oberen Ende des Laufteppichs muss mit Matten be-
legt sein.

Rutschen diirfen k eine groferen Geféllednderungen
aufweisen, miissen innen glatt sein und sind mit w an-
nenformigem Querschnitt auszubilden. Die Seitenwén-
de sind mindestens 0,45 m tiber die Bodenfldche hoch-
zuziehen und oben mit etwa 50 mm Radius nach auflen
abzurunden. Das Ende der Rutsche ist so auszubilden,

dass die Benutzer ohne fremde Hilfe die Fahrt beenden
konnen. Der Rutschbelag ist mit den Tragrahmen oder
den Anschlussteilen so zu v erbinden, dass die Verbin-
dungsmittel nicht {iber die Rutschfléche her vortreten.
Die einzelnen Abschnitte der Rutsche miissen an den

StoBfugen biindig oder in Rutschrichtung abgesetzt sein.

Reitbahnen

Reitbahnen miissen in ausreichender Hohe abgeschrankt
sein, damit Zuschauer durch Tiere nicht gefdhrdet wer-
den kdnnen.

Rotoren

Rotoren miissen eine geschlossene Zylinderwand haben.
Der Boden und die Innenseite der Zylinderwand sind oh-
ne vorstehende oder vertiefte Teile auszufiihren. Der obe-
re Rand der Zylinderw and darf weder vom Benutzer
noch von Zuschauern erreicht werden konnen. Der ho-
henverschiebbare Boden ist mit geringer Fuge in den Zy-
linder einzupassen und mit der Zylinderdrehung gleich-
laufend zu fiithren. Die Tiiren sind mit geringen Fugen in
die Zylinderwand einzupassen. Sie miissen mindestens
eine Verriegelung - bei nach auflen aufschlagenderiliiren
mindestens zwei Verriegelungen - mit selbsttédtigen, me-
chanischen Sicherungen haben. Rotoren sind so auszu-
bilden, dass sie nicht bei offenen Tiiren anfahren kénnen.

Zur Beleuchtung des Vorfiihrraums und des Zuschauer-
raums miissen bei Stromausfall mindestens je zwei bat-
teriegespeiste Leuchten vorhanden sein.
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Irrgarten

Irrgirten diirfen im Innern keine Stufen haben.

4.3.5.2 Die Scheiben der Glaswinde miissen, soweit sie nicht

43.6.1

aus Sicherheitsglas bestehen, bis zu 0,70 m Tafelbreite
mindestens 6 mm und bis zu 1 mTafelbreite mindestens
8 mm dick sein.

Schlaghdmmer

Die Anlage muss im Erdboden sicher verankert und ge-
gen Abheben des Ambosses und des Pralltellers gesi-
chert sein. Im Abstand von 3 m vor und je 1 m seitlich
des Ambosses ist die Flache gegen die Zuschauer abzu-
schranken.

4.3.6.2 Bei Verwendung von Kapseln oder anderen Explosions-

44

44.1

442

443

444

stoffen muss um den Auftreffbolzen ein ausreichender
Splitterschutz angebracht sein.

SchieBgeschéfte

Fliegende Bauten, in denen fest eingebaute Schusswaf-
fen (SchieBgerite) verwendet werden, gelten nicht als
Schieflgeschifte im Sinne dieser Richtlinie.

Als Schusswaffen diirfen nur Luftdruckgewehre mit ei-
nem Kaliber bis zu 5,5 mm, bei denen die Be wegungs-
energie nicht mehr als 7,5 J betrigt, verwendet werden.

Bei Luftdruckgewehren, bei denen zur Abgabe weiterer
Schiisse ein Spannen oder Durchladen von Hand nicht
erforderlich ist, muss das Schie3en von den Bedie-
nungspersonen durch eine Vorrichtung unterbrochen
werden konnen. Pistolen und andere kurzldufige Waffen
diirfen nur dann verwendet werden, wenn sie in ihrem
Schwenkbereich festgelegt sind.

Als Geschosse diirfen nur handelsiib liche Weichblei-
geschosse (Rundkugeln oder Diabologeschosse) verwen-
det werden.

Die Schiefirdume miissen nach beiden Seiten so wie in
Schussrichtung und nach oben geschlossen und ge gen
unbefugtes Betreten gesichert sein. Durch bauliche Maf3-
nahmen ist dafiir zu sorgen, dass niemand durch abpral-
lende Geschosse verletzt wird.

Die Riickwand des Schieraumes muss senkrecht sein
und aus mindestens 1,5 mm dick em Stahlblech aus
S 235 bis S 355 mit glatter ebener Oberfléche bestehen.
Befinden sich vor der Riickwand Vorrichtungen zum
Anbringen von Zielgegenstinden (zum Beispiel Rohr-
chen zum Aufstecken von Blumen und so weiter), dann
sind in mindestens 0,05 m Abstand vor der Riickwand
Stoftbahnen lose aufzuhdngen oder andere geeignete
Vorrichtungen anzubringen, die ein Riickprallen der Ge-
schosse verhindern (zum Beispiel Lamellenkugelf ang
aus Stahlblech). Werden dagegen Zielgegenstinde un-
mittelbar an der Riickwand angebracht oder konnen aus
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4.4.6

5.12
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anderen Griinden lose Stoffbahnen zwischen Zielgegen-
stand und Riickwand nicht aufgehingt werden, muss die
Riickwand so beschaffen sein (zum Beispiel dick eres
Stahlblech, Hinterfiitterung), dass gefdhrliche Riick-
praller nicht auftreten konnen.

SchieBtische sind unverriickbar zu befestigen. Sie miis-
sen mit der dem Schiitzen zugekehrten Seite des Tisches
mindestens 2,80 m vom Ziel entfernt sein. Die Entfer-

nung zu einzelnen flichenmiBig begrenzten Zielen von
hochstens 0,40 mTiefe (zum Beispiel Héuschen firWal-
zenschielen) darf bis auf 2,40 m verringert werden.

Vorrichtungen in Schielrdumen, auf denen R6hrchen
zum Aufstecken von Blumen und dergleichen befestigt
werden, sind mit ihrer oberen Fldche w aagerecht oder
riickwérts nach unten geneigt anzuordnen. Die vordere
Flache muss mindestens 20° gegen die Senkrechte nach
unten riickwiérts geneigt und, sofern die Vorrichtung
nicht aus Stahl besteht, mit mindestens 2 mm dick em
Stahlblech (vergleiche Nummer 4.4.4) beschlagen sein.
Der Abstand ihrer Halterungen untereinander ist so zu
bemessen, dass die Vorrichtungen beim Beschuss nicht
federn konnen.

Besondere Bauvorschriften fiir Zelte und vergleich-
bare Riume fiir mehr als 200 Besucher

Rettungswege

Mindestens ein Zu- und Ausgang muss so beschaf fen
sein, dass er fiir Rollstuhlbenutzer ohne fremde Hilfe ge-
eignet ist.

Zwischen Ausgangstiiren und Stufen miissenAbsétze von
einer der Tirfliigelbreite entsprechenden Tiefe liegen.

Tiiren im Zuge von Rettungswegen miissen in Flucht-
richtung aufschlagen. Sie miissen wéhrend der Betriebs-
zeit von innen mit einem einzigen Griff leicht in voller
Breite zu 6ffnen sein. Schiebe- und Drehtiiren sind in
Rettungswegen unzuléssig. Pendeltiiren in Rettungs-
wegen miissen Vorrichtungen haben, die ein Durchpen-
deln der Tiiren verhindern.

Liiftung

Es muss eine Liiftung vorhanden sein, die unmittelbar
ins Freie fiihrt.

Kiichen miissen Abziige haben, die Diinste unmittelbar
ableiten. Liiftungsleitungen, durch die stark fetthaltige
Luft abgefiihrt wird, wie von Koch- und Grilleinrichtun-
gen, sind durch auswechselbare Filter gegen Fettablage-
rungen zu schiitzen.

Rauchabziige

Sind mehr als 1 500 Besucher zugelassen, miissen Rauch-
abzugsoffnungen mit einem lichten Gesamtquerschnitt
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von mindestens 0,5 vom Hundert der Grundflache oder
gleichwertige mechanische Einrichtungen (zum Beispiel
Zwangsliifter) vorhanden sein. Die Bedienungselemente
miissen an gut zugénglichen Stellen lie gen und an der
Bedienungsstelle die Aufschrift ,,Rauchabzug® haben.

Beheizung

Feuerstétten und Gerite, die mit festen, fliissigen oder
gasformigen Brennstoffen beheizt werden, sind unzu-
lassig. Hiervon ausgenommen sind Feuerstitten und Ge-
rite fiir die Zubereitung von Speisen und Getrinken, die
in Kiichen aufgestellt werden, die von Versammlungs-
rdumen zumindest abgeschrankt sind.

Elektrische Heizanlagen miissen unverriickbar befestigt
sein und durch Befestigungen gesicherte Leitungen ha-
ben. Glithende Teile der Heizkorper diirfen nicht offen-
liegen. Riickseiten und Seitenteile von Heizstrahlern
und Heizgebldsen miissen von Wanden und brennbaren
Gegenstanden mindestens 1 m entfernt sein. Heizstrah-
ler miissen in Abstrahlungsrichtung von Gegenstéinden
aus brennbaren Stoffen mindestens 3 m entfernt sein.
Von Austritts6ffnungen, die zu Heizgebldsen gehoren,
miissen Gegenstidnde aus brennbaren Stof fen in Rich-
tung des Luftstromes mindestens 2 m entfernt sein, so-
fern die Temperatur der Warmluft {iber 40 °C liegt.

Beleuchtung

Zelte und vergleichbare Raume mit mehr als 200 m *
Grundfliche, die auch nach Einbruch der Dunkelheit be-
trieben werden, miissen eine Sicherheitsbeleuchtung
nach Mafgabe der einschldgigen technischen Bestim-
mungen’ haben.

Bestuhlung

In Reihen angeordnete Sitzpldtze miissen mindestens
0,50 m breit und uwverriickbar befestigt sein; werden nur
gelegentlich Stiihle aufgestellt, so sind sie mindestens in
den einzelnen Reihen fest miteinander zu verbinden.
Die Sitzreihen miissen eine freie Durchgangsbreite von
mindestens 0,40 m haben.

An jeder Seite eines Ganges diirfen hochstens zehn, zwi-
schen zwei Seitengéngen hochstens 20 Sitzpldtze ange-
ordnet sein.

In Logen mit mehr als zehn Stithlen miissen diese un-
verriickbar befestigt sein.

Der Abstand von Tisch zu Tisch soll 1,50 m nicht unter-
schreiten.

Von jedem Tischplatz darf der Weg zu einem Gang nicht
langer als 10 m sein.

> VDE 100-718:2005-10 - Errichtung von Niederspannungsanlagen Teil 718: -
Bauliche Anlagen fiir Menschenansammlungen und VDE 108-100:2005-01 -
Sicherheitsbeleuchtungsanlagen

5.6.6

5.7

5.8

6.2

6.2.1

6.2.2

Bei Biertischgarnituren gelten folgende Regelungen:

Nummer 5.6.1 und Nummer 5.6.4 sind nicht anzuvenden.
Die Sitzplatzbreite betrdgt mindestens 0,44 m.  Abwei-
chend von Nummer 2.2.2 geniigen zwischen den Stirnsei-
ten der Biertischgarnituren Génge mit einer Mindestbrei-
te von 0,80 m, sofern nicht mehr als 120 Personen auf sie
angewiesen sind. Diese Gidnge miissen zu Rettungswegen
nach Nummer 2.2.2 oder zu Ausgéngen fiihren.

Manegen

Manegen miissen gegen die Platzfliche durch geschlos-
sene und stoflfeste Einfassungen getrennt sein. Die Ein-
fassung muss mindestens 0,40 m hoch sein, die Summe
ihrer Hohe und Breite soll mindestens 0,90 m betragen.

Sanitdtsraum

Sind mehr als 3 000 Besucher zugelassen, muss ein Sa-
nitdtsraum vorhanden sein. Dies gilt auch bei Zirkuszel-
ten fiir mehr als 1 500 Besucher

Allgemeine Betriebsvorschriften
Verantwortliche Personen

Der Betreiber oder ein von ihm beauftragter hinreichend
sachkundiger Vertreter muss wéhrend des Betriebs die
Aufsicht filhren und fiir die Einhaltung der Bedienungs-
und Betriebsvorschriften sorgen.

Der Betreiber hat die Bedienungspersonen an jedemAuf-
stellungsort insbesondere iiber die Bedienungs- und Be-
triebsvorschriften und das Verhalten bei Stromausfall, in
Brand- und Panikfdllen oder sonstigen Stomungen zu be-
lehren. Die Bedienungs- und Betriebsvorschriften miis-
sen von den Bedienungspersonen jederzeit eingesehen
werden konnen.

Der Betreiber hat Unfille, die durch den Betrieb ent-
standen sind, unverziiglich der zustindigen Bauauf-
sichtsbehorde und der Priifstelle fiir Flie gende Bauten
mitzuteilen.

Uberpriifungen

Die tragenden und maschinellen Teile sind vor der Auf-
stellung auf ihren einwandfreien Zustand hin zu priifen.
Schadhafte Teile sind unverziiglich durch einwandfreie
zu ersetzen. Es ist darauf zu achten, dass die ~ Anlage
auch wihrend des Auf- und Abbaues standsicher ist. Die
Unterpallungen sind hinsichtlich der Standsicherheit re-
gelméBig zu tiberpriifen.

Fahr-, Schau- und Belustigungsgeschifte sind mindes-
tens tdglich vor Betriebsbeginn auf ordnungsgemafe
Beschaffenheit und betriebssicheren Zustand zu priifen.
Die wesentlichen Anschliisse, die bewegten und maschi-
nellen Teile sowie die Fahrschienen von Achterbahnen
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einschlieBlich der Befestigungen sind auch wihrend des
Betriebs regelmifig zu beobachten; nétigenfalls ist der
Betrieb einzustellen. Schédden sind sofort zu beseitigen.
Die Oberfliachen von Drehscheiben und Rutschbahnen
sind auch wihrend des Betriebs auf ordnungsgemaifen
Zustand zu tberpriifen; schadhafte Stellen sind unver-
zliglich auszubessern.

Rettungswege, Beleuchtung

Die Rettungswege sind freizuhalten und bei Dunkelheit
wihrend der Betriebszeit zu beleuchten.

Die Sicherheitsbeleuchtung ist bei Dunkelheit wéhrend
der Betriebszeit zugleich mit der Hauptbeleuchtung ein-
zuschalten. Die Hilfsbeleuchtung muss stets betriebs-
bereit sein.

Brandverhiitung

In Fahrgeschiften, Belustigungsgeschéften und Schau-
geschiften ist das Rauchen v erboten. In Schaubuden,

Zelten mit Szenenflichen wihrend der Auffiihrung, in
Zelten, die Reihenbestuhlung haben oder wihrend der

Vorfiihrung verdunkelt werden, sowie in Zirkuszelten ist
das Rauchen und die Verwendung von offenem Feuer
verboten; das gilt nicht fiir Festzelte.

Scheinwerfer miissen von brennbaren Bauprodukten so
weit entfernt sein, dass diese nicht entziindet werden
konnen; insbesondere zu Vorhdngen und Dekorationen
aus brennbaren Stoffen ist ein Sicherheitsabstand v on
mindestens 1,50 m einzuhalten.

Brandsicherheitswache

Eine Brandsicherheitswache muss anw esend sein bei
Veranstaltungen in

a) Fest-und Versammlungszelten mit mehr als 5 000 Be-
sucherpldtzen, sofern nicht fiir das Aufstellungs-
geldnde eine Brandsicherheitswache zur Verfiigung
steht, und

b) Zirkuszelten mit mehr als 1 500 Besucherplétzen.

Die Brandsicherheitswache wird von der 6ffentlichen
Feuerwehr gestellt. Unterhélt derVeranstalter eine Werk-
feuerwehr, kann diese die Brandsicherheitswache tiber-
nehmen.

Benutzungseinschrankungen fiir Benutzer und Rhrgéste

Fiir die Benutzung durch Kinder gilt, vorbehaltlich einer
anders lautenden Festlegung in der Ausfithrungsgeneh-
migung, Folgendes:

a) Fahrgeschifte, ausgenommen Kinderfahrgeschéfte,
diirfen von Kindern unter acht Jahren nur in Beglei-
tung Erwachsener benutzt werden. Fahrgeschifte,
bei denen es auf Grund der Bauart erforderlich ist,

6.6.2

6.6.3
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6.6.5
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dass die Fahrgéste zu ihrer Sicherheit mitwirk en,
zum Beispiel durch Festhalten, diirfen von Kindern
unter sechs Jahren auch in Begleitung Erwachsener
nicht benutzt werden. Schnell laufende Fahrge-
schifte diirfen von Kindern unter vier Jahren auch in
Begleitung Erwachsener nicht benutzt werden.

b) Uberschlagschaukeln und Fahrgeschifte mit Gon-
deln, bei denen die F ahrgdste zeitweilig mit dem
Kopf nach unten gerichtet sind, diirfen von Kindern
unter 14 Jahren nicht benutzt werden.

c) Fliegerkarusselle diirfen von Kindern unter sechs
Jahren nicht, von Kindern von sechs bis zehn Jahren
nur dann benutzt werden, wenn die Sitze so einge-
richtet sind, dass ein Durchrutschen mittels beson-
derer Vorkehrungen, zum Beispiel Zuriickhdngen
der SchlieBkette, verhindert wird.

d) Belustigungsgeschifte mit be wegten Gehbahnen,
Treppen und dhnlichen Bauteilen diirfen v on Kin-
dern unter zehn Jahren nicht benutzt werden.

e) Autofahrgeschifte und Motorrollerbahnen mit ein-
sitzigen Fahrzeugen diirfen v on Kindern unter
14 Jahren nicht, sonstige Autofahrgeschifte von
Kindern unter zehn Jahren nur in Be gleitung von Er-
wachsenen benutzt werden. Kinder miissen vor der
Fahrt von den Bedienungspersonen mit Guiten nach
Nummer 4.1.4.2 gesichert werden.

f) Kinderunter vier Jahren diirfen bei Kinderfahrzeug-
karussellen nur Fahrzeuge mit umschlossenen Sit-
zen benutzen.

Sitzplétze in Fahrgeschéften diirfen jeweils nur von einer
Person besetzt werden; das gilt auch fiir Kinder. Sitz-
plétze fiir zwei Erwachsene diirfen von hochstens drei
Kindern besetzt werden, wenn es nach Art der Auftei-
lung und Ausbildung der Sitze sowie der Betriebsweise
vertretbar ist.

Kinderfahrgeschifte diirfen nur v on Kindern benutzt
werden.

Tiere sowie Schirme, Stocke und andere sperrige oder
spitze Gegenstinde diirfen in Fahrgeschifte und Belus-
tigungsgeschifte ausgenommen deren Zuschauerrdume
nicht mitgenommen werden.

Fahrgiste, die Schuhe mit Beschldgen (zum Beispiel Na-
gelschuhe) oder mit spitzenAbsétzen tragen, sind von der
Benutzung von Drehscheiben und Rutschbahnen auszu-
schliefen.

Schunkeln und rhythmisches Trampeln auf Podien sind
Zu untersagen.

Offensichtlich betrunkene Personen sind von der Benut-
zung von Fahr- und Belustigungsgeschiften auszuschlie-
Ben.



402

6.7

7.1.4

7.2

7.2.1

Amtsblatt fir Brandenburg — Nr. 8 vom 27. Februar 2008

Hinweisschilder

Auf Rettungswege, Benutzungsverbote oder Benutzungs-
einschrinkungen ist durch augenfillige Schilder (ver-
gleiche Anlagen 1 bis 3) hinzuweisen.

Besondere Betriebsvorschriften
Fahrgeschifte allgemein

Das Betreten der Zusteigpodien darf nur so vielen Perso-
nen gestattet werden, wie es der sichere Betrieb zuldsst.
Die Fahrzeuge oder Gondeln sind fiir das Ein- und Aus-
steigen geniigend lange anzuhalten. F rei schwingende
oder frei drehbare Gondeln sind wihrend des Ein- und
Aussteigens von den Bedienungspersonen festzuhalten.

Die Fahrgastsicherungen (Biigel, Gurte, Anschnallvor-
richtungen und so weiter) und die Abschlussvorrichtun-
gen am Einstieg von Fahrzeugen, Gondeln oder Sitzen
(Tiiren, Biigel, Ketten und so weiter) sind durch die Be-
dienungspersonen vor jeder Fahrt zu schlieen und auf
ihre Wirksamkeit zu priifen; sie sind bis zum Fahrtende
geschlossen zu halten. Fahrgeschifte mit automatischer
Verriegelung der Fahrgastsicherungen diirfen erst ge-

startet werden, wenn das Bedienungspersonal sich da-

von iiberzeugt hat, dass die Biigel fest am Koper anlie-
gen und verriegelt sind.

Triebwerke, Fahrzeuge oder Gondeln diirfen nicht in Be-
wegung gesetzt werden, bevor

- alle Fahrgiste Platz genommen haben,

- die vorgeschriebenen Fahrgastsicherungen durch-
gefiihrt,

- und der Gef ahrenbereich, notigenfalls die Podien,
gerdumt wurden.

Das Auf- und Abspringen wihrend der Fahrt, das Hinaus-
strecken der Arme und Beine, das Hinauslehnen aus
Fahrzeugen oder Gondeln, das Sitzen auf Bordwénden,
das Stehen auf Sitzen oder das Stehen in Fahrzeugen
oder Gondeln, die mit Sitzen ausgestattet sind, ist zu
untersagen.

In schnell laufenden Fahrgeschiften darf wihrend der
Fahrt nicht kassiert werden. In anderen Fahrgeschédften
darf wahrend der Fahrt nur kassiert werden, wenn die
Fahrgiste das Fahrzeug nicht selbst lenk en oder nicht
Kinder oder sich selbst festhalten miissen.

Das Anfahren und Abbremsen muss mit médBiger Be-
schleunigung oder Verzdgerung erfolgen. Sind Fahrgis-
te besonderen Flieh- oder Dr uckkriften ausgesetzt, so
ist eine Hochstfahrzeit einzuhalten, die bei zu erwarten-
den besonderen gesundheitlichen Belastungen nicht mehr
als 200 Sekunden betragen darf.

Achterbahnen, Geisterbahnen

Der Abstand der Fahrzeuge ist so einzurichten, dass bei

7.2.2
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Stérungen auf der Ablaufstrecke alle Fahrzeuge einzeln
rechtzeitig angehalten werden kénnen. Bei Stockwerks-
geisterbahnen ohne automatische Streckensicherungen
(vergleiche Nummer 4.1.3.1) und mit mehr als einem
Wagen auf der Strecke muss eine Aufsichtsperson dafiir
sorgen, dass die Anlage bei Stérungen unverziiglich still-
gesetzt wird.

Bei Sturm, behinderter Sicht oder besonderen Witte-
rungsverhéltnissen, die ein sicheresAnhalten der Fahr-
zeuge mit den Bremsen und ein einwandfreies Durch-
fahren der Strecke geféhrden, ist der Betrieb von Ach-
terbahnen einzustellen; das gilt auch fiir Geisterbah-
nen, deren Strecken teilweise der Witterung ausgesetzt
sind.

Autofahrgeschéfte, Motorrollerbahnen

Eine Aufsichtsperson muss von einer Stelle, die einen

Uberblick iiber die ganze Bahn ge wihrleistet, den ge-

samten Fahrbetrieb iiberwachen, die Signale geben und
den Lautsprecher bedienen. Ist ein groBerer Teil der Fahr-
bahn nicht zu tiberb licken, so muss eine w eitere Auf-
sichtsperson diesen Teil der Fahrbahn tiberwachen und
mit der ersten Person Verbindung halten.

Beginnund Ende jeder Rhrt sind durch akustisches Sig-
nal, zum Beispiel Hupe, und ggebenenfalls durch Laut-
sprecher bekannt zu geben. Auf den Fahrbahnen befind-
liche Fahrzeuge mit Verbrennungsmotor diirfen erst be-
stiegen werden, wenn alle Fahrzeuge halten. Das Riick-
wartsfahren ist zu untersagen.

Autofahrgeschifte diirfen nur mit Fahrzeugen gleicher
Antriebsart betrieben werden. Sie diirfen nur benutzt
werden, solange die Fahrbahnen in geniigend griffigem
Zustand gehalten werden.

Autoskooter sind so zu betreiben, dass Augenverletzun-
gen vermieden werden. Die Fahrzeuge sind téglich der-
art zu reinigen, dass Abreibpartikel des Netzes und der
Stromabnehmer von Karossen und Sitzen entfernt wer-
den (zum Beispiel durch Abwischen mit feuchtem Lap-
pen). Die Fahrbahnplatte ist mindestens téglich vor Be-
triebsbeginn, ndtigenfalls auch in Pausen, von Ver-
schmutzungen zu reinigen. Vom Stromabnehmernetz ist
Flugrost, der nach Abnutzung der Zinkschicht entsteht,
unverziiglich zu entfernen. Beschédigungen, zum Bei-
spiel Locher, UnregelméBigkeiten an den Verbindungs-
néhten, sind sofort zu beseitigen. Stromabnehmerbiigel
sind mindestens taglich auf ihren einwandfreien Zu-
stand zu priifen. Die Kontaktbiirsten sind téglich zu rei-
nigen.

Schaukeln

Fiir hochstens drei nebeneinander liegende Gondeln muss
eine Bedienungsperson anwesend sein.

Nichtmotorisch betriebene Uberschlagschaukeln, bei
denen die Fahrgiste zeitweilig mit dem Kopfnach unten
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gerichtet sind, diirfen je Gondel nur von einer Person be-
nutzt werden.

Karusselle

Bei Auslegerflugkarussellen, bei denen die Hohenbewe-
gung der Ausleger durch die Fahrgiste selbst gesteuert
wird, diirfen die Schaltvorrichtungen fiir die Hohenfahrt
der Gondeln und des Mittelbaus erst nach demAnfahren
des Drehwerkes auf ,,Heben‘ gestellt werden. Zur Been-
digung der F ahrt sind diese Schaltv orrichtungen so
rechtzeitig auf ,,Senken” zu stellen, dass alle Gondeln
und der Mittelbau bereits in der tiefsten Lage sind, bevor
das Drehwerk anhalt.

Bei Karussellen, bei denen die Sitz- oder Stehplitze ge-
hoben oder gekippt und die Fahrgéste durch die Flieh-
kraft auf ihren Pldtzen festgehalten werden, darf mit
dem Heben oder Kippen erst be gonnen werden, wenn
die volle Drehzahl erreicht ist. Das Senken muss been-
det sein, bevor die Drehzahl vermindert wird.

Bei Fliegerkarussellen ist darauf zu achten, dass die
Fahrgiste nicht schaukeln, sich abstofen, den Sitz in
drehende Bewegung setzen und sich weit hinausbeugen.
Jeder Sitzplatz darf nur von einer Person besetzt werden;
das gilt auch fiir Kinder.

Riesenrader

Die Gondeln missen auch wihrend der Teilfahrten so
besetzt sein, dass das Rad gleichméBig belastet wird.

Belustigungsgeschifte

Die Stoflbanden von Drehscheiben sind wéhrend der Ehrt
von Zuschauern freizuhalten. Fahrgéste, die von der Dreh-
flache abgerutscht sind, sind aufzufordern, die Rutschfla-
che zwischen Drehscheibe und Stofbande un verziiglich
zu verlassen. Kinder diirfen nicht gemeinsam mit Erwach-
senen an Fahrten auf Drehscheiben teilnehmen.

Fahrgéste diirfen Rutschbahnen nur mit dicken Filz-
oder Tuchunterlagen benutzen.

7.7.3

7.7.4

7.8

Bei Tobogganen sind Kinder unter acht Jahren stets, Er-
wachsene auf Wunsch, durch einen Helfer den Lauftep-
pich hinauf zu begleiten; hierauf ist durch augenfillige
Schilder am Anfang des Laufteppichs hinzuweisen. Am
Ende des Laufteppichs miissen zwei Helfer ankommen-
den Personen Hilfe leisten. Am Anfang des Laufteppichs
und am Anfang der Rutschbahn miissen Bedienungs-
personen fiir Ordnung, insbesondere fiir gentigenden
Abstand, sorgen.

Der Boden von Rotoren darf erst abgesenkt werden,
wenn die festgesetzte Hochstdrehzahl er reicht ist; der
Boden darf erst angehoben werden, wenn der Rotor zum
Stillstand gekommen ist und die Fahrgéste sich von der
Wand entfernt haben.

SchieBgeschéfte
Die Bedienungspersonen haben

a) je Person in der Regel nicht mehr als zwei, bei Kin-
dern in jedem Fall nur einen Schiitzen zu bedienen,

b) die Gewehre erst dann zu laden, wenn der Schiitze
jeweils an den Schiefitisch herangetreten ist; die
Miindung ist hierbei vom Schiitzen abgekehrt und
bei der Ubergabe nach oben zu halten,

c) dafiir zu sorgen, dass die Gewehre und Geschosse
nach Betriebsschluss sicher verwahrt werden.

Inkrafttreten, AuBlerkrafttreten

Diese Richtlinie tritt amTag der Veroffentlichung in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Richtlinie iiberden Bau und Betrieb

Fliegender Bauten (FIBauR) - Fassung Mérz 1998 -vom
21. Juli 1998 (ABL. S. 748) aufler Kraft.
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Schilder zur Kennzeichnung der Rettungswege

l€

Rettungszeichen nach DIN 4844-2:2001-02
Beispiele fiir mdgliche Kombinationen nach Anhang A
(die mittleren Lichtkanten dirfen auch entfallen)

Farben der Schilder griin DIN 4844-1:2005-05
Kontrastfarbe fiir Symbole weily
Randmale nach DIN 825:2004-12

|‘

o

a

SchildgréRe inmmaxb Ausfilhrung fur Sichtweiten bis
(DIN 825:2004-12) (DIN 4844-1:2005-05)
74 x 148 innenbeleuchtet 15m

148 x 297 beleuchtet

148 x 297 innenbeleuchtet 30m

297 x 594 beleuchtet

Anlage 1
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Verbotsschilder auf Rettungswegen im Freien

Verbotszeichen nach DIN 4844-2:2001-02

Lagern von Gegenstanden auf
Rettungswegen im Freien verboten

Farbe des Schildes und Rand weil
Kontrastfarbe fir Symbol schwarz
Verbotszeichen rot DIN 4844-1:2005-05

Abstellen von Kraftfahrzeugen auf
Rettungswegen im Freien verboten
(nach StVO)

Farbe des Schildes blau DIN 4844-1:2005-05
Rand weil
Verbotszeichen rot DIN 4844-1:2005-05

SchildgréRe in mmd Rand in mmg fur Sichtweiten bis
(DIN 825:2004-12) (DIN 4844-1:2005-05)
420 10 15m

841 21 30m

405

Anlage 2
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Bild 1

Verbotszeichen nach DIN 4844-2:2001-02

Rauchen verboten

Farbe des Schildes und Rand weil
Konfrastfarbe fiir Symbol schwarz
Verbotszeichen rot DIN 4844-1:2005-05

Feuer, offenes Licht
und Rauchen verboten

Farbe des Schildes und Rand weil
Konfrastfarbe fiir Symbol schwarz
Verbotszeichen rot DIN 4844-1:2005-05

< d >

| !
SchildgréRe in mm d Randinmmg fir Sichtweiten bis
(DIN 825:2004-12) (DIN 4844-1:2005-05)
420 10 15m
841 21 30m

Anlage 3
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Verwaltungsvorschrift des Ministeriums
fiir Infrastruktur und Raumordnung iiber
Ausfiihrungsgenehmigungen fiir Fliegende Bauten
und deren Gebrauchsabnahmen (VVFIBauR)

Vom 1. Februar 2008

Inhaltsiibersicht

1 Allgemeines

2 Ausfiihrungsgenehmigung, Priifbuch

3 Verldngerung der Ausfiihrungsgenehmigung

4 Anzeige, Gebrauchsabnahme

5 Sachverstdndige

6 Fristen fiir Ausfilhrungsgenechmigungen von Fliegenden
Bauten

Berichte iiber Unfille
Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

[N |

1 Allgemeines

Ju—
—

Fliegende Bauten sind nach § 71 Abs. 1 der Brandenburgi-
schen Bauordnung (BbgBO) baulicheAnlagen, die geeignet
und bestimmt sind, an verschiedenen Orten wiederholt auf-
gestellt und zerlegt zu werden.

Wesentliches Merkmal eines Fliegenden Baus ist hiernach
das Fehlen einer festen Bezichung der Anlage zu einem
Grundstiick.

1.2 Werden Fliegende Bauten lénger als drei Monate an einem
Ort aufgestellt, so ist im Einzelfall zu priifen, ob es sich um
die Errichtung einer genehmigungspflichtigen Anlage han-
delt.

2 Ausfiihrungsgenehmigung, Priifbuch

2.1 Fliegende Bauten bediirfen, bevor sie aufgestellt und in Ge-
brauch genommen w erden, einer Ausfiihrungsgenehmi-

gung.

Dies gilt nicht fiir Fliegende Bauten nach § 71 Abs. 2 Satz 2
Nr. 1 bis 5 BbgBO.

2.2 Dem Antrag auf Erteilung einer Ausfithrungsgenehmigung
sind die erforderlichen Bauvorlagen in zweifacher Ausferti-
gung beizufiigen.

Als Bauvorlagen kommen in Betracht:

a) Bau- und Betriebsbeschreibungen,

b) Bauzeichnungen auf Papier, auf Ge webe oder aus
gleichwertigem Material (iibersichtliche Darstellung
der gesamten Anlage, zum Beispiel im Malstab 1 : 100
oder 1 : 50),

¢) Einzelzeichnungen der tragenden Bauteile und derenVer-
bindungen, zum Beispiel im Maf3stab 1 : 10 oder 1 : 5,

d) baustatische Nachweise sowie die Sicherheitsnachweise

tiber die maschinentechnischen Teile und elektrischen
Anlagen,

e) Prinzipschaltpldne fiir elektrische, hydraulische oder
pneumatische Anlagenteile oder Einrichtungen,

f) Zeichnungen iiber dieAnordnung der Rettungswege und
deren Abmessungen mit rechnerischem Nachw eis fiir
Zelte mit mehr als 400 Besucherpldtzen.

Die Bauvorlagen sind nach § 23 Abs. 2 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes fiir das Land Brandenburg in deutscher
Sprache vorzulegen.

2.3 Vor Erteilung der Ausfiihrungsgenehmigung ist der Fliegen-
de Bau zur Probe aufzustellen. Auf die probeweise Aufstel-
lung kann verzichtet werden, wenn sie zur Beurteilung der
Stand- oder Betriebssicherheit des Fligenden Baus nicht er-
forderlich ist.

In der Regel sind Zelte mit mehr als 1 500 Besucherpldtzen
oder mit mehr als 750 m? Grundflache sowie Fahr-, Schau-
und Belustigungsgeschifte, Tribiinen mit mehr als 500 Be-
sucherplitzen und Biihnen vor der Inbetriebnahme probe-
weise aufzustellen.

Bei allen Anlagen vorwiegend maschineller Art ist ein Probe-
betrieb mit den der Berechnung zugrunde gelegten ungiins-
tigsten Belastungen vorzunehmen.

2.4 Die Ausfiihrungsgenehmigung wird in ein Priifbuch einge-
tragen. Eine Ausfertigung der fiir die Verldngerungspriifung
und die Gebrauchsabnahme erforderlichen und mit Priifier-
merk versehenen Original-Bauvorlagen ist dem Priifbuch
beizufiigen.

Das Priifbuch ist dauerhaft zu binden und mit fortlaufenden
Seitenzahlen zu versehen.

2.5 Bei Fliegenden Bauten, die mehrfach hergestellt werden und
in ihren wesentlichen tragenden Bauteilen {ibereinstimmen,
ausgenommen Zelte, kann eine dauerhafte Kennzeichnung
verlangt werden. Das Kennzeichen ist so an dem Fligenden
Bau anzubringen, dass zweifelsfrei festgestellt werden kann,
ob Priifbuch und Flie gender Bau zusammengehdren. Das
Kennzeichen ist im Priifbuch einzutragen.

2.6 Fiir Fliegende Bauten, die auch in selbststindigen raum-
lichen Abschnitten (zum Beispiel Binderfelder von Zelten
und Tribiinen) errichtet oder abschnittsweise in anderer An-
ordnung (zum Beispiel Zelte aus Seitenschif fen) zusam-
mengesetzt werden konnen, braucht nur eine Ausfithrungs-
genehmigung erteilt zu werden, wenn alle v orgesehenen
Moglichkeiten der Errichtung oder Zusammensetzung
darin berticksichtigt sind.

Sollen selbststiandige raumliche Abschnitte zur gleichen Zeit
an verschiedenen Orten aufgestellt werden, so kénnen auch
mehrere Ausfertigungen einer Ausfiihrungsgenehmigung er-
teilt werden. In der Ausfithrungsgenehmigung muss auch die
grofite Zahl der rdumlichen Abschnitte festgelegt werden.

Die Geltungsdauer der Ausfilhrungsgenehmigung muss in
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allen Priifbiichern einheitlich angegeben sein. Verlédngerungs-
genehmigungen diirfen nur fiir den ganzen Fliegenden Bau
erteilt werden.

2.7 Nach Abschluss der Priifung kann sich die Ausstellung des

Priifbuchs verzoégern. In diesen Féllen geniigt eine Ausfiih-
rungsgenehmigung in Form eines vorldufigen Priifbuchs,
dessen Seiten zu heften und fortlaufend zu nummerieren
sind. In der Regel geniigt es, dem vorldufigen Priifbuch die
mit Genehmigungsvermerk versehenen Bauvorlagen nach
Nummer 2.2 Buchstabe a, b und f beizufiigen. Die Ausfiih-
rungsgenehmigung in dem vorldufigen Priifbuch ist bis zur
Aufstellung des Priifbuchs, ldngstens jedoch auf neun Mo-
nate zu befristen.

Verldngerung der Ausfiihrungsgenehmigung

Die Geltungsdauer einer Ausfiihrungsgenehmigung darf nur
verlangert werden, wenn der Fliegende Bau noch mit den ge-
priiften und mit Genehmigungsvermerk versehenen Bau-
vorlagen libereinstimmt sowie die notwendigen Priifungen
durchgefiihrt worden sind.

Bei dlteren Fahrgeschéften mit hohen dynamischen Bean-
spruchungen, insbesondere Fahrgeschéften nach den laufen-
den Nummern 6, 6.1, 6.5.3 und 6.5.4 der Anlage ,,Fristen
von Ausfithrungsgenehmigungen fiir Fliegende Bauten®, ist
eine Sonderpriifung durch Sachv erstdndige (sieche Num-
mer 5.2) Voraussetzung fiir die Verlangerung der Ausfiih-
rungsgenchmigung. Diese Priifung ist erstmals zwolf Jahre
nach Inbetriebnahme und danach, bei schienengebundenen
Hochgeschiften im Abstand von hochstens vier Jahren, bei
anderen betroffenen Fahrgeschdften im Abstand von hochs-
tens sechs Jahren durchzufiihren und erstreckt sich auf
Sonderuntersuchungen mit Materialpriifungen der dyna-
misch hochbeanspruchten Teile.

Entstehen durch geédnderte bauaufsichtliche Anforderungen
unbillige Hérten, kann von der Einhaltung dieser Anforde-
rungen abgesehen werden, soweit dies nicht zu erheblichen
Gefahren fiir Leben oder Gesundheit fiiht.

4 Anzeige, Gebrauchsabnahme

4.1 Die Bauaufsichtsbehorde kann die Inbetriebnahme von ei-

ner Gebrauchsabnahme abhingig machen. DieAnzeige und
das Ergebnis der Gebrauchsabnahme sind in das Priifbuch
einzutragen.

4.2 Bei der Gebrauchsabnahme ist insbesondere zu priifen

a) die Ubereinstimmung des Fliegenden Baus mit den Bau-
vorlagen,

b) die Einhaltung der Nebenbestimmungen in der Ausfiih-
rungsgenehmigung,

c) die Standsicherheit des Flie genden Baus im Hinblick
auf die ortlichen Bodenverhéltnisse.

Die Gebrauchsabnahme kann sich auf Stichproben be-
schrianken.

5 Sachverstindige

5.1 Der Nachweis der Standsicherheit Fliggender Bauten, die ei-

ner Ausfithrungsgenehmigung bediirfen, darf nur von hier-
fiir anerkannten Priifstellen gepriift werden.

5.2 Die fiir die Ausfithrungsgenehmigung oder die Verldnge-

rung der Geltungsdauer einerAusfiihrungsgenehmigung zu-
standige Bauaufsichtsbehorde hat auf Grund der Bauvorla-
gen festzustellen, ob zur Priifung derAnlage Sachverstandi-
ge hinzugezogen werden miissen.

Sind fiir die Benutzer Gesundheitsschdaden infolge besonde-
rer Flieh- und Druckkréfte zu befiirchten, miissen auch me-
dizinische Sachverstindige hinzugezogen werden.

5.3 Sachverstindige, denen die Priifung Fliegender Bauten vor-

wiegend maschineller Art tibertragen wird, sollen auch mit
der Priifung der nichtmaschinellenTeile und mit der Uberwa-
chung und Beurteilung des Probebetriebs beauftragt werden.

Medizinische Sachverstindige sind Sachv erstdndige von
Instituten oder Stellen, die Erfahrungen tiber Auswirkungen
von Flieh- und Druckkréften auf Personen, zum Beispiel

durch Versuche in derVerkehrs- oder Luftfahrtechnik, haben.

Fristen fiir Ausfiihrungsgenehmigungen von Fliegenden
Bauten

Nach § 71 Abs. 4 BbgBO sind Ausfithrungsgenehmigungen
fiir eine bestimmte Frist zu erteilen oder zu verldngern, die
hochstens fiinf Jahre betragen soll. In derAnlage sind die fiir
die Ausfiihrungsgenehmigungen und deren Verldngerungen
angemessenen Fristen unter Beriicksichtigung der Besonder-
heiten der Fliegenden Bauten enthalten.

Berichte iiber Unfille

Die unteren Bauaufsichtsbehdrden haben das Bautechni-
sche Priifamt/die Priifstelle fiir Fliegende Bauten unverziig-
lich tiber Unfille, die durch den Betrieb Fliegender Bauten
entstanden sind, zu unterrichten.

Inkrafttreten, AuBBerkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach der Bekannt-
machung in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Verwaltungsvorschrift iiber Ausfiih-
rungsgenehmigungen fiir Fliegende Bauten und deren Ge-
brauchsabnahmen (FIBauVwV) - Fassung Mérz 1998 - vom
21. Juli 1998 (ABL. S. 764) aufler Kraft.



Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 8 vom 27. Februar 2008

Fristen von Ausfiihrungsgenehmigungen fiir Fliegende Bauten
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Anlage

Die in der nachfolgenden Tabelle enthaltenen Zeitspannen ermdglichen es, die Frist der Ausfithrungsgenehmigung und der Verlédngerung
der Geltungsdauer der Ausfithrungsgenehmigung auf den Zustand des Fliegenden Baus abzustellen. Die Hochstfrist kommt bei Bauten in
Betracht, die selten aufgestellt werden oder sich bewéhrt haben und sich in einem guten Zustand befinden.

legerebene

Fliegender Bau Ausfiihrungsart Hochst-
frist/
Jahre
1 2 3 4 5
1 Tribiinen Steh- und Sitz- In Metallkonstruktion 5
platztribiinen,
Tribiinen mit In Holzkonstruktion 3
Uberdeckung
2 Biihnen Biihnen mit
Uberdachung, 3
Biihnenpodeste
3 Reklametiirme
. 5
Container
4 Uberdachungskonstruktionen Zelthallen Breite < 10,0 m 5
(seitlich geschlossen oder offen) Hohe £5,0 m
Sonstige Zelt-
hallen 3
Zirkuszelte
Membranbauten |z. B. Segelab-
spannungen und 2
Ahnliches
5 Tragluftbauten 1-3
6 Fahrgeschifte Hochgeschifte schienengebunden| Achterbahn 2
Loopingbahn 1
6.1 Wildwasserbahn 1
6.2 Geisterbahn schienengebunden| eingeschossige Bauweise 2
zweigeschossige Bauweise 1-2
6.3 Autofahr- nicht schienen- Autoskooter mit elektrischem Antrieb 2
geschifte gebunden Autopisten mit Ver- | eingeschossig 2-3
brennungsmotoren | zweigeschossig 2
Motorbootbahnen 5
Motorrollerbahn
6.4 Kindereisenbahn ohne Uberdachung 5
mit Uberdachung und Zubehor 3-5
6.5 Karusselle
6.5.1 Kinderkarussell | Bodenkarussell 4
Fliegerkarussell
Héngebodenkarussell 3
Karussell mit hiangenden Sitzen
oder Figuren
Karussell (V<1 m/s) 5
Karussell mit hydraulisch angehobe-
nen Auslegern und Gondeln 2
- Pressluftfliegern -
6.5.2 Karussell ein- Bodenkarussell 3-4
facher Bauart Karussell mit aus- | langsam lau-
fliegenden Sitzen fend <3 m/s 3
oder Gondeln
Karussell mit ge- schnell lau-
neigtem Drehboden |fend >3 m/s 5
oder geneigter Aus-
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Fliegender Bau Ausfiihrungsart Hochst-
frist/
Jahre
1 2 3 4 5
6.5.3 Karussell kompli- | Auslegerflugkarussell ohne Schrig-
zierter Bauart, neigung
schnell laufend Berg- und Talbahn 2
zum Teil mehr- Schrig geneigtes Drehwerk mit
fache Drehbewe- | Gondeln
gungen Absenkbares Drehwerk mit verdnder- |
barer Schrigneigung
Drehwerk mit hydraulisch gehobenen
Auslegern, Drehkreuze je Ausleger- 2
arm mit Gondeln
Absenkbarer exzentrisch gelagerter
Drehkranz mit verdnderbarer Schréig- |
neigung
gegenldufige Kreislautbewegung
6.5.4 Karussell neuarti-
ger und kompli-
zierter Bauart,
Anlagen mit be-
sonderen Dreh-
und groflen Hub- 1
bewegungen meist
schnell laufend,
insbesondere mit
chaotischen Be-
wegungsabldufen
6.6 Schaukeln Kinderschiffsschaukel 5
Schiffsschaukel und Uberschlag- 3
schaukel
Gegengewichtsschaukel, z. B. Kifig- 2
oder Loopingschaukel
Riesenscihaukel 1-2
Riesen-Uberschlagschaukel
6.7 Riesenréader Riesenrad bis 14 Gondeln 3
Riesenrad ab 15 Gondeln 2
7 Schaugeschéfte Steilwandbahn
3
Globus
Anlagen in Anlagen fiir artistische Vorfiihrungen
Gebéuden und 3
im Freien
8 Belustigungsgeschifte Drehscheiben
2
Wackeltreppen u. a.
Rutschbahnen
Toboggan 3
Irrgérten
Schlaghdmmer 5
9 Ausspielungs- und Verkaufs- z. B. Verlosungen, Tombola, Imbiss-
. N . 5
geschifte laden, Kioske
10 SchieBgeschéfte 5
11 Gaststitten ausklappbare Gaststittenwagen 5
Wagenkonstruk-
tion mit Blenden, |iibrige Anlagen 3
Gebdude
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Richtlinie des Ministeriums fiir Arbeit,
Soziales, Gesundheit und Familie
iiber die Gewiihrung von Zuwendungen
an die Landkreise und kreisfreien Stidte

fiir ambulante Beratungs- und Behandlungsstellen

1.1

1.2

1.3

3.1

32

4.1

fiir Suchtkranke
und fiir Kontakt- und Beratungsstellen
fiir psychisch Kranke

Vom 31. Januar 2008

Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

Das Land Brandenb urg unterstiitzt die Landkreise und
kreisfreien Stddte beiihrer Aufgabenerfiillung geméal
§§ 11 und 12 des Brandenburgischen Gesundheitsdienst-
gesetzes vom 3. Juni 1994 so wie § 6 des Brandenbur gi-
schen Psychisch-Kranken-Gesetzes vom 8. Februar 1996
in der jeweils geltenden Fassung. Hierfiir gewdhrt das Land
nach Malfigabe dieser Richtlinie und der Verwaltungsvor-
schriften (VVG) zu § 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO)
den Landkreisen und kreisfreien Stidten Zuwendungen
zur Forderung der ambulanten Beratungs- und Behand-
lungsstellen fiir Suchtkranke (BBS) und der Kontakt- und
Beratungsstellen fiir psychisch Kranke (KBS).

Ein Anspruch der Landkreise und kreisfreien Stidte auf
Gewihrung der Zuwendung besteht nicht. Vielmehr ent-
scheidet die Bewilligungsbehorde aufgrund ihres pflicht-
gemédBen Ermessens im Rahmen der v erfiigbaren Haus-
haltsmittel.

Zentrales Ziel der Landesforderung ist die bedarfsgerech-
te Sicherung der Existenz v on BBS und KBS im Land
Brandenburg.

Gegenstand der Forderung

Gefordert werden anteilige Personalkosten der BBS und
KBS.

Zuwendungsempfinger

Erstempfénger der Zuwendungen sind die Landkreise und
kreisfreien Stddte, die die Zuw endung in voller Hohe an
die Letztempfanger weiterleiten.

Letztempfénger der Zuw endungen sind die Trédger von
BBS und KBS, welche insbesondere Kommunen, Verban-
de der freien Wohlfahrtspflege und freie Trager sein kon-
nen.

Zuwendungsvoraussetzungen
Die Forderung der Personalkosten der BBS und KBS er-

folgt unter der Voraussetzung, dass die Landkreise und
kreisfreien Stddte im Sinne der kommunalen Daseinsfiir-

42

43

5.1

52

53

54

sorge die erforderliche Grundfinanzierung fiir den ord-
nungsgeméBen Betrieb der BBS und KBS absichen. Hier-
zu ist im Rahmen der Beantragung der Zuw endung eine
entsprechende Bestitigung abzugeben.

Voraussetzung fiir die Férderfahigkeit der BBS und KBS
ist die Einhaltung folgender vorgegebener Standards:

BBS: Standards und Qualitdtsmerkmale der Beratungs-
und Behandlungsstellen fiir Abhingigkeitskranke
im Land Brandenburg (Anlage 1)

KBS: Leistungsbeschreibung fiir die Kontakt- und Bera-

tungsstellen fiir psychisch Kranke im Land Bran-

denburg (Anlage 2).

Der kommunale Anteil an den zuwendungsfahigen Ge-
samtausgaben der BBS und KBS (vgl. Nummer 5.4.1)
muss grundsitzlich mindestens 20 Prozent betragen.

Art und Umfang, Hohe der Zuwendung
Zuwendungsart: Projektforderung
Finanzierungsart: Festbetragsfinanzierung
Form der Zuwendung:

Zuweisung

Bemessungsgrundlage und Hohe der Zuwendung:

5.4.1 Die zuwendungsfahigen Gesamtausgaben der BBS und

KBS umfassen ausschlielich die Ausgaben fiir das Perso-
nal, welches den in den Anlagen 1 und 2 definierten Stan-
dards entspricht.

5.4.2 Die Zuwendung betrigt je Landkreis bezichungs weise

kreisfreie Stadt maximal 87.000 Euro pro Jahr und ist
ausschlieBlich zur anteiligen Finanzierung von Personal-
kosten der BBS und KBS zu verwenden. Gefordert wer-
den Personalkosten fiir Fachkréfte entsprechend den in
den Anlagen 1 und 2 vorgegebenen Standards jeweils bis
zur Wertigkeit einer Stelle der Entgeltgruppe 9 TV-L (Ta-
rifgebiet Ost); die Forderung von Personalkosten fiir Teil-
zeitstellen ist zuldssig.

5.4.3 Die Zuwendungen sind durch die Landkreise und kreis-

6.1

freien Stddte grundsétzlich hélftig fir die BBS und KBS
einzusetzen. Ausnahmen hiervon bediirfen der Zustim-
mung der Bewilligungsbehorde.

Verfahren
Antragsverfahren

Die Antrdge auf Zuwendung sind durch die Landkreise
und kreisfreien Stddte jeweils bis zum 15. Oktober eines
jeden Jahres fiir das F olgejahr unter Verwendung des
vorgegebenen Antragsformulars (Anlage 3) zu stellen
beim
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Landesamt fiir Soziales und Versorgung
des Landes Brandenburg

Dezernat 64

Lipezker Straf3e 45

03048 Cottbus

Tel.: 0355 2893-0
Fax: 0355 2893-670

6.2 Bewilligungsverfahren

6.2.1 Bewilligungsbehorde ist das Landesamt fiir Soziales und
Versorgung (LASV).

6.2.2 Die Weitergabe der Mittel durch die Erstempfianger an die
Letztempféanger erfolgt mit eigener Bescheiderteilung.

6.3 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

Die Zuwendung wird in vier gleich g roflen Teilbetrdgen
quartalsweise, jeweils zur Mitte des zw eiten Monats im
Quartal, ohne Anforderung durch das LASV iiberwiesen.

6.4 Verwendungsnachweisverfahren

Der einfache Verwendungsnachweis ist der Bewilligungs-
behorde durch den Erstempfanger bis zum 30. Juni des
Folgejahres vorzulegen. Er beinhaltet den zahlenméBigen
Nachweis der zuw endungsfiahigen Gesamtausgaben der
BBS und KBS (vergleiche Nummer 5.4.1) sowie die struk-
turierten Sachberichte fiir BBS und KBS entsprechend den
vom LASV vorgegebenen Mustern. Dem Verwendungs-
nachweis des Erstempfangers sind die von ihm gepriiften
Verwendungsnachweise der Letztempfanger beizufiigen.

6.5 Zu beachtende Vorschriften

Fiir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zu-
wendung sowie flir den Nachweis und die Priifung derVer-
wendung und die gegebenenfalls erforderliche Authebung
des Zuwendungsbescheides und die Riickforder ung der
gewihrten Zuwendung gelten die VVG zu § 44 LHO, so-
weit nicht in dieser Forderrichtlinie Abweichungen zuge-
lassen worden sind.

7  Geltungsdauer
Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2008 in

Kraft und am 31. Dezember 2009 auBler Kraft, sofern vor
Ablauf der Frist nichts anderes bestimmt wird.

Anlage 1

Standards und Qualititsmerkmale
der Beratungs- und Behandlungsstellen
fiir Abhiingigkeitskranke im Land Brandenburg

3. Plenum der Landessuchtkonferenz Brandenburg
am 26. April 2006

Priambel

Ambulante Beratungs- und Behandlungsstellen (BBS) sind ein
unverzichtbares Bindeglied im Netzwerk der Suchtkrankenhilfe.

Sie tragen mit ihren lomplexen Leistungen wesentlich zur Wirk-
samkeit der unterschiedlichen Hilfen aller Leistungstréger in
diesem Arbeitsfeld bei.

Mit einem breiten Spektrum von Angeboten erfiillen die BBS
Aufgaben im Sinne des Grundsatzes Ambulant vor Stationér
und wirken somit insgesamt kostenddmpfend.

Die Kommunen, das Land und die Sozialv ersicherungstrager
haben die Aufgabe, die Finanzierung der BBS entsprechend den
jeweiligen Angebotsleistungen gemeinsam sicherzustellen.

Aufgaben der ambulanten Beratungs- und Behandlungsstel-
len fiir Abhéngigkeitskranke (BBS)

Die BBS nehmen wichtige Aufgaben fiir die ambulante Versor-
gung wahr: die Durchfiihr ung und K oordinierung personen-
bezogener Hilfen und - als Voraussetzung hierfiir, die institutio-
nelle Vernetzung mit anderen Dienstleistern und notwendigen
Kooperationspartnern.

Die Tatigkeit der Beratungs- und Behandlungsstellen zielt auf
der personenbezogenen und auf der institutionellen Ebene auf
eine Vermeidung beziehungsweise Bewiltigung von Abhingig-
keitserkrankungen und auf die Verhinderung von Suchtmittel-
missbrauch. Die BBS bieten personliche Beratung, Behandlung
und die Vermittlung zu weiterfithrenden Hilfen sowie Leistun-
gen in der Vernetzung von ambulanter und stationarer Hilfe fiir
Suchtkranke in der Region an. Dariiber hinaus wird ein ange-
messenes Angebot fiir Mitbetroffene und fiir Multiplikatoren zur
Suchtprophylaxe vorgehalten.

Sozialrechtliche Grundlagen
Insbesondere:

- Brandenburgisches Gesetz iiber den Offentlichen Gesund-
heitsdienst (BbgGDG) in Verbindung mit SGB I

- Brandenburgisches Psychisch-Kranken-Gesetz
(BbgPsychKG)

- SGBII (seit 1. Januar 2005)

- SGBYV, SGB VI, Vereinbarung Abhédngigkeitserkrankungen
vom 4. Mai 2001

- SGBVIII

- SGBIX (seit 1. Juli 2001)

- SGB XII (seit 1. Januar 2005)
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Zielgruppen und Kooperationspartner

- Personen, die eine Abhdngigkeitserkrankung in stoffgebun-
dener oder stoffungebundener Form aufweisen

- Personen mit riskanten und schidlichen Konsummustern

- Mitbetroffene Angehorige und Bezugspersonen

sowie

- Selbsthilfegruppen
- Vertreter von kooperierenden Institutionen und
- zubeteiligende Multiplikatoren

Personenbezogene Ziele und Aufgaben

Die Tétigkeit der BBS zielt auf die Vermeidung des schidlichen,
riskanten oder abhdngigen Gebrauchs psychotroper Substanzen
(oder abhdngigkeitsfordernder Verhaltensweisen) und die Vermin-
derung daraus resultierenden Schadens. Die jeweiligen Interven-
tionsmafBnahmen entsprechen dem Hilfebedarf der unterschied-
lichen Zielgruppen und verfolgen kurz- und langfristige Ziele.

Zu den Aufgaben gehoren unter anderem:

- Vermittlung von Einsichten iiber Art und Ausmalf suchtrele-
vanter Verhaltensweisen und Krankheit, mit dem Ziel der
Foérderung von Verdnderungsbereitschaft und Behandlungs-
motivation

- Erreichung von (ldngeren) Abstinenz(phasen) durch Bera-
tung und Behandlung

- Soziale Sicherung der Betroffenen durch MafBlnahmen zum
Erhalt beziehungsweise der Erlangung von Wohnung, Arbeit/
Beschiftigung und sozialer Integration.

Das Leistungsangebot der BBS richtet sich nach den vertraglich
vereinbarten Versorgungsaufgaben in einer Versorgungsregion.
Leistungsbereiche mit Kernaufgaben und ergidnzenden Aufga-
ben sind in der folgenden Anlage ,,Leistungsbereiche mit Kern-
und ergdnzenden Aufgaben der BBS aufgelistet.

Vernetzungsziele und -aufgaben

Vernetzung soll sowohl individuenbezogen als auch iiber grei-
fend institutionsbezogen stattfinden:

- Individuenbezogen findet Vernetzung im Sinne des Case
Managements statt. Diese Form der Organisation von klien-
tenbezogener Kooperation hat sich als tragfahig und verbin-
dend herausgestellt.

- Institutionsbezogen ist die Herstellung und Pflege interinsti-
tutioneller Kontakte als w eitere Aufgabe hervorzuheben
- nach Moglichkeit verbindlich gestaltet in K ooperations-
vereinbarungen - und die fachliche Mitarbeit in regionalen
und iiberregionalen Gremien zur Gestaltung der psycho-
sozialen Versorgungsstruktur.

Qualititssicherung
Strukturqualitit

Die Strukturqualitdt beschreibt die betriebliche Infrastruktur,

insbesondere die Beschreibung von personellen und materiellen
Rahmenbedingungen.

Personelle Ausstattung

Eine BBS soll iiber ein multiprofessionelles Team verfiigen, in
dem nach Moglichkeit folgende Fachkrifte zusammenarbeiten:

- Dipl.-Sozialpadagogen/Dipl.-Sozialpddagoginnen, Dipl.-So-
zialarbeiter/Dipl.-Sozialarbeiterinnen und Mitarbeiter/Mit-
arbeiterinnen mit vergleichbaren Berufsabschliissen, Psy-
chologen/Psychologinnen, Arzte/Arztinnen;

- Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen mit Erfahrung in der Sucht-
krankenhilfe und entsprechender Zusatzqualifikation;

- Verwaltungsmitarbeiter/Verwaltungsmitarbeiterinnen

Die Anzahl der Fachkrifte und deren Qualif ikationen richten
sich nach dem Versorgungsauftrag und der Grofe und Einwoh-
nerzahl der Versorgungsregion.

Die Empfehlung der DHS (Deutsche Hauptstelle fiir Suchtfra-
gen e. V.) in ihrem Rahmenplan lautet, dass je 10.000 Einwohner
eine Fachkraft in der BBS titig sein sollte.

Zur Erbringung von spezifischen Leistungen zur amb ulanten
Rehabilitation im Sinne der Renten versicherung miissen min-
destens drei therapeutische Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen (mit

zusammen mindestens 2,0 Vollzeitstellen) und anerkannter
Sucht-Zusatzqualifikation sowie ein Arzt/eine Arztin mit min-
destens 3 Wochenstunden (pro Patienten-Gruppe) in der BBS
beschiftigt sein.'

Réumlich-siachliche Ausstattung

Je nach Auftrag und Struktur der Versorgungsregion hélt die
BBS zentrale und dezentrale Beratungsangebote mit entspre-
chenden Dienstraumen vor.

Die Raumlichkeiten der BBS sollen behinder tengerecht, zentral
gelegen und mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln gut zu eweichen sein.

Zur Ausstattung gehoren unter anderem:

- Wartebereich, Dienstrdume fiir Einzel- und Gruppenbera-
tung mit entsprechender Ausstattung, Sanitdrbereich

- Computer, Drucker, Betreuungssoftware

- Telefon, Fax, Anrufbeantworter

- PKW

Offnungszeiten

Die Offnungszeiten richten sich nach dem Bedarf, dem Versor-
gungsauftrag und den vorhandenen personellen Ressourcen. Sie
sollten neben der w erktiiglichen Offnung auch Abendstunden
und Wochenenden umfassen, um allen Betrof fenen die Mog-
lichkeit zu geben, eine Beratungsstelle aufsuchen zu kénnenAl-

Anlage 1 zur Vereinbarung Abhangigkeitserkrankungen vom 4. Mai 2001 -
Anforderungen an die Einrichtungen zur Durchfiihrung ambulanter medizi-
nischer Leistungen zur Rehabilitation.
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le AuBenstellen beziehungsweise dezentralen Beratungsangebo-
te sollen mindestens einmal in der Woche besetzt sein.

Feste Beratungszeiten sind zu v ereinbaren und in der Offent-
lichkeit bekannt zu machen.

Offentlichkeitsarbeit

Die BBS soll in der Offentlichkeit ihr Beratungs- und Behand-

lungsangebot durch gezielte Presse- und Medienarbeit darstellen.

Finanzierung

Die Finanzierung der BBS erfolgt derzeit aus Mitteln der 6f-
fentlichen Hand im Rahmen von gesetzlichen und freiwilligen
Leistungen sowie der Sozialversicherungstriger. Einzelne Auf-
gaben werden im Rahmen von Projektfinanzierungen (Zuwen-
dungen) oder iiber Entgelte von zum Beispiel Rentenversiche-
rung/Krankenkassen sowie mit Eigenmitteln der Tréger finan-
ziert.

Die rechtlichen Moglichkeiten miissen voll ausgeschopft wer-
den, damit weitere Anteile der Tétigkeiten der BBS in die Leis-
tungspflicht der Sozialleistungstréger iiberfiihit werden kdnnen,
beispielsweise Pravention, Beratung, Motivationsarbeit, psycho-
soziale Begleitung Substituierter.

Konzeption

Die ambulante Beratungsstelle soll eine wissenschaftlich fun-
dierte, den Erforderissen des Versorgungsbereiches angepasste
Konzeption nachweisen.

Prozessqualitit

Die Prozessqualitdt beschreibt die Abldufe (Durchfiihrung und
Methoden) der einzelnen Dienstleistungen der BBS.

Ambulante Suchtberatung stellt eine Teamleistung dar. Deshalb
ist es wichtig interne und externe Kooperation klientenbezogen
und institutionell iibergreifend sicherzustellen. Dazu gehort ei-
ne kontinuierliche Personalentwicklung. Die regelméaflige Fort-
und Weiterbildung ist fiir alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der BBS verpflichtend.

Merkmale interner Kooperation sind:
- Wochentliche Dienstberatung und Fallbesprechung

- Prozessbegleitende Supervision und Beratung
- Bedarfsgerechte Entwicklung der Konzeption

Klientenbezogene und institutionelle Kooperation

- Kooperation, Vernetzung und Erfahrungsaustausch mit an-
deren Diensten und Einrichtungen, zum Beispiel: Hausérz-
ten, Sozialpsychiatrischem Dienst, stationéren und komple-
mentédren Einrichtungen der Suchtkrankenhilfe, Rehabilita-
tionstragern, dem Jugendamt (ASD), den Fachdiensten der
ARGE nach SGB 1I etc.

- Fort-und Weiterbildung fiir Multiplikatoren und Interessier-
te sollte angeboten werden

- FEinbindung in re gionale und iiber regionale Versorgungs-
strukturen und Fachgremien

- Mitwirkung an Sozialplanungsprozessen

Diese Kooperationsformen verfolgen langfristige Ziele, sie sol-
len wo moglich v erbindlich in K ooperationsvereinbarungen
festgelegt werden.

Qualitdtsmanagement

Das interne Qualititsmanagement bezieht sich auf standardi-

sierte Prozessablédufe, insbesondere die sachgerechte Durchfiih-
rung, Dokumentation und laufende Anpassung diagnostischer,
beraterischer, betreuerischer und therapeutischer Mafinahmen.

Die individuelle Entwicklung von Instrumenten der Qualitéts-
sicherung soll angestrebt werden.

Dokumentation

Die Dokumentation soll auf der Basis eines EDV-gestiitzten
Dokumentationssystems gemaf3 dem Standard Deutscher Kern-
datensatz erfolgen.

Ergebnisqualitéit

Fiir die Bestimmung der Ergebnisqualitdt sind geeignete Instru-
mente zu entwickeln und anzuwenden.

Das Instrument des ,,Strukturierten Sachberichts‘?, das von der
Arbeitsgruppe Dokumentation des LASV fiir denVerwendungs-
nachweis von Landesmitteln ab 2003 im Rahmen des Rund-
erlasses’ erarbeitet worden ist, wird als Instrument zur Bestim-
mung der Ergebnisqualitit weiterentwickelt.

LStrukturierter Sachbericht fiir Beratungs- und Behandlungsstellen fiir Sucht-
kranke* als Anlage zum Verwendungsnachweis fiir KBS fiir psychisch Kran-
ke und BBS fiir Suchtkranke, LASV 2003.

,,Runderlass fiir die Zuw eisung von Mitteln an die Landkreise und kreis-
freien Stddte fiir ambulante Beratungs- und Behandlungsstellen fiir Sucht-
kranke und fiir K ontakt- und Beratungsstellen fiir psychisch Krank e vom
11.04.2003%, in Kraft getreten zum 1. Juni 2003.
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Anlage zu den Standards und Qualititsmerkmalen von BBS fiir Abhéngigkeitskranke im Land Brandenburg

Leistungsbereiche mit Kern- und ergiinzenden Aufgaben von BBS

Leistungsbereiche

Kernaufgaben

Erginzende Aufgaben

1. Beratung und Betreuung
Ambulante Beratung und Betreuung

Informationsvermittlung
Kontaktaufnahme und Erstgespréch
Anamnese und Diagnostik
Indikationserstellung

Fortlaufende Beratungsgesprache
Problemorientierte Beratung
Motivationsarbeit

Vermittlung in weiterfiihrende Hilfesysteme
Initiierung von Selbsthilfegruppen und
Kooperation

Krisenintervention

Arbeit mit Bezugspersonen

Arbeit mit spezifischen Problemgruppen,

z. B. Migranten/Migrantinnen, Kindern von
Suchtkranken, Raucherentwohnung,
Klienten mit Essstorungen

geschlechtsspezifische Angebote

spezifische Programme und Projekte
(z. B. FreD)

Kontakt-Café u. a.

2. Jugend und Drogenberatung

Siehe Aufgaben ambulante Beratung und
Betreuung

Zielgruppenspezifische Angebote

Regional bedarfsabhdngige Einrichtung von
spezifischen niederschwelligen und sekun-
dérpraventiven Beratungsangeboten insbe-
sondere fiir Jugendliche

3. Aufsuchende Maflnahmen
Aufsuchende Sozialarbeit/
Hausbesuche

Streetwork

Beratung in Strukturen der
Krankenhilfe

Beratung in Justizvollzugsanstalten

Aufsuchende Arbeit im Bereich
Migration/Asylbewerber

Aufsuchende Arbeit der Klienten in deren
‘Wohngruppen bzw. deren Lebensumfeld,
welche gesundheitlich oder sozial nicht in
der Lage sind, die Beratungsstelle selbst auf-
zusuchen

Zusammenarbeit mit der Wohnungslosenhilfe
Kontinuierliches Aufsuchen von szenetypi-
schen Treffpunkten

Kontaktaufnahme zu Substanzkonsumenten
Vertrauensaufbau

Schadensminimierung
Informationsvermittlung und Einzelfallbera-
tung

Vermittlung in weiterfiihrende Hilfesysteme
Kooperation mit der Jugendhilfe insbesonde-
re mit mobiler Jugendsozialarbeit

Aufsuchende Arbeit auf Entgiftungsstationen
ortlicher Krankenhéduser
Informationen, Kontakte, Vermittlung

Regionale nachgehende Sozialarbeit bei
CMA-Klienten
Betreutes (Einzel-)Wohnen

Regional bedarfsabhidngig, orientiert am
vorhandenen jugendlichen Szenemilieu

Spezifisches regionales Angebot in Orten
mit Justizvollzugsanstalten

Einzel- und/oder Gruppengespriche inner-
halb der JVA

Aufsuchende Arbeit in Asylbewerber- oder
Migrantenunterkiinften

Informationen, Kontakte, Vermittlung
Regionales Angebot bedarfsabhingig in
Orten mit Migranten- und/oder Asylanten-
heimen

Durchfiihrung von Projekten

4. Behandlung/Rehabilitation
Ambulante Entwohnungsbehandlung

Ambulante Nachsorge

Ambulante Therapie nach den Kriterien der
Vereinbarung Abhéngigkeitserkrankungen
vom 04.05.2001 (VDR u. a.)

Ambulante Nachsorge nach den Kriterien
der VAbk. v. 04.05.2001

Angebot an Orten bzw. in Einrichtungen,
an denen Bedarf, Voraussetzungen und An-
forderungen der Empfehlungsvereinbarung
erfiillt sind
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Leistungsbereiche

Kernaufgaben

Erginzende Aufgaben

5. Vernetzungsarbeit
Klientenbezogene Kooperation

Institutionelle Kooperation

Mitwirkung bei sozialpolitischen
Entscheidungsprozessen

Zusammenwirken mit anderen Diensten zur
Optimierung der Hilfen fiir die Klienten
(niedergelassene Arzte, SpDs, Kliniken,
Behorden, Kostentriger, andere Suchthilfe-
einrichtungen etc.)

Teilnahme an Fallkonferenzen und Hilfe-
planerstellung

Case Management

Mitarbeit in PSAG und Unterarbeitsgruppen:
Sucht/Suchtpréavention

Mitarbeit in speziellen Arbeitskreisen wie
Jugend, Gerichts- und Bewéhrungshilfe u. a.
Mitarbeit in regionalen und iiberregionalen
Arbeitskreisen wie LSK, BLS, LIGA,
Spitzenverband

Mitwirkung in sozialpolitischen Gremien
wie Beiriten, Ausschiissen u. A.

Regional entsprechend den notwendigen
Gegebenheiten

6. Dokumentation

EDV-gestiitzte systematische Klienten- und
Tatigkeitsdatenerfassung

Kompatibilitit mit vereinheitlichtem
Deutschen Kerndatensatz angestrebt

7. Offentlichkeitsarbeit

Darstellung der Suchtproblematik mit Bezug
auf regionalen Bedarf und Entwicklung
Darstellung der Téatigkeiten, Ziele und des
Angebotes der Beratungsstelle in der Offent-
lichkeit

Information der Offentlichkeit iiber fach-
liche und sozialpolitische Entwicklungen

8. Priivention (primér/sekundér)

Zusammenarbeit mit Praventionsfachkréften
Ansprechpartner und Anlaufstelle fiir Institu-
tionen, Gemeinwesen, Multiplikatoren

BBS wird gemil Leistungsvertrag und/oder

auf Anfrage titig

Projektangebote

Erstellung und Bereitstellung von Informa-
tionsangeboten

Durchfiihrung von Modellprojekten

9. Multiplikatorenarbeit

Suchtmittelunspezifische und -spezifische
sowie zielgruppenorientierte Informations-
veranstaltungen

Qualifizierte SchulungsmafBnahmen

10. Schadensminimierung
Krisenintervention

Offener Kontaktbereich/
Begegnungsstitten

Ubernachtungsangebote,
Notschlafstellen

Akute Fremd- oder Eigengefdhrdung redu-
zieren bzw. ausschlief3en

Regionales Angebot, bedarfsabhdngig an
Orten mit besonderen sozialen Brennpunkten

Aufenthaltsort mit lebenspraktischer Hilfe
Offene Kontakt- und Beziehungsangebote
Informationsvermittlung, Orientierungshilfen
Hilfe und Unterstiitzung bei allgemeinen
Lebensproblemen

Weitervermittlung

Kooperation mit Wohnungslosenhilfe

Café, Tee- und Wirmestube, Freizeitangebote
Bedarfsabhéngiges regionales Angebot

11. Psychosoziale Substitutions-
begleitung

Betreuungsleistung entsprechend den
BUB-Richtlinien

Abschluss einer Behandlungsvereinbarung
mit substituierendem Arzt und Klienten
Unterstiitzung des Klienten bei der allgemei-
nen Existenzsicherung (Lebensunterhalt,
‘Wohnung, Entschuldung, Arbeit)
Motivationsarbeit bei der Distanzierung
vom Drogenmilieu und dem Aufbau drogen-
freier Beziehungen

Problemorientierte Beratung

Bedarfsabhédngiges regionales Angebot

Arzthonorar gemifl den BUB-Richtlinien
beinhaltet nicht die Finanzierung der gefor-
derten psychosozialen Begleitung
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Anlage 2

Leistungsbeschreibung fiir die Kontakt-
und Beratungsstellen fiir psychisch Kranke
im Land Brandenburg

Grundlage fiir nachstehende Leistungsbeschreib ung sind die
von Vertretern der Arbeitsgemeinschaft der Psychiatriekoordi-
natorinnen und Psychiatriekoordinatoren im Land Brandenburg,
der LIGA und Tragern von Kontakt- und Beratungsstellen fiir
psychisch Kranke erarbeiteten fachlichen Kriterien fiir die An-
erkennung der Forderfahigkeit einer Kontakt- und Beratungs-
stelle fiir psychisch Kranke durch das Land Brandenburg. Siehe
hierzu auch das Schreiben des MASGF vom 10. Juli 2002 an den
Landkreistag, den Stiadte- und Gemeindeb und, die Landkreise
und kreisfreien Stidte sowie die LIGA der Spitzenverbande der
freien Wohlfahrtspflege im Land Brandenburg.

Priambel

Nach § 6 ff. des Gesetzes liber die Hilfen und Schutzmafinahmen
sowie liber den Vollzug gerichtlich angeordneter Unterbringung
fiir psychisch Kranke sind die Landkreise und kreisfreien Stad-
te Triger der Hilfen zur ambulanten Versorgung psychisch kran-
ker und seelisch behinderter Menschen.

Einunverzichtbares ambulantes Basisangebot sind Kontakt- und
Beratungsstellen fiir psychisch Kranke (im Folgenden KBS).

Mit einem breiten Spektrum von Angeboten erfiillen die KBS
Aufgaben im Sinne des Gr undsatzes Ambulant vor Stationir
und wirken so insgesamt kostendampfend.

Aufgaben der Kontakt- und Beratungsstellen fiir psychisch
Kranke

Die KBS nehmen wichtige Aufgaben fiir die ambulante niedrig-
schwellige Versorgung wahr. Sie arbeiten nach dem Prinzip der
Offenheit und Freiwilligkeit. Im Vordergrund stehen die Anpas-
sung der Hilfen an die Bediirfnisse der jeveiligen Besucher und
die Wahrung der Anonymitdt. KBS richten sich an psychisch
Kranke und seelisch Behinder te beziehungsweise von Krank-
heit/Behinderung bedrohte Menschen und deren  Angehdrige
oder Bezugspersonen innerhalb einerVersorgungsregion (Land-
kreis/kreisfreie Stadt).

Dariiber hinaus unterstiitzen sie dieVernetzung von ambulanten
und stationdren Hilfen und tragen zur Kooperation der Akteure
bei.

Das Leistungsspektrum der KBS umfasst:

- Beratung der Zielgruppen zu Fragen im lebenspraktischen
Bereich beziehungsweise im Umgang mit den Betroffenen

- Hilfen zur Tagesstruktur und Alltagsgestaltung (zum Bei-
spiel gestalterische Tétigkeiten, Kochen einschlieBlich Pla-
nen und Einkaufen, Beschiftigung) sowie zum Autbau und
Erhalt zwischenmenschlicher Kontakte

- Teilnahme am &ffentlichen kulturellen Leben (zum Beispiel
regionale Kulturangebote)

- Hilfen zur Sicherung rechtlicher und materieller Anspriiche
im Sinne von Mafinahmen (Begleitung/Vermittlung) zur In-
anspruchnahme anderer Hilfen/Dienste/Amter einschlief-
lich Kontaktaufnahme

- Aufsuchende Kontakte zur Aufrechterhaltung der Kommu-
nikation

- Unterstiitzung in Krisensituationen unter Einbezichung an-
derer Dienste/Hilfen

- Zusammenarbeit mit den anderen Anbietern innerhalb des
Versorgungssystems (zum Beispiel f achlicher Austausch,
Kontaktpflege, Offentlichkeitsarbeit)

- Unterstiitzung von Selbsthilfegruppen

- Dokumentation der erbrachten Leistung

Offnungszeiten

Die Offnungszeiten richten sich nach dem Bedarf, dem Versor-
gungsauftrag und den vorhandenen personellen Ressourcen. Es
soll eine Offnungszeit von mindestens 29 Stunden pro Woche
gewihrleistet werden.

Personelle Ausstattung

Jede KBS ist mit mindestens 1,3 Vollkraften (VK) zu besetzen.
Dabei sollen pro KBS in der Regel 2 Mitarbeiter eingesetzt wer-
den, wovon eine Mitarbeiterin/ein Mitarbeiter Fachkraft sein
soll, die den {iberwie genden Teil der Offnungszeiten abdeckt.
Als Fachkraft gelten insbesondere Psycholo gen/Psychologin-
nen, Sozialarbeiter/Sozialarbeiterinnen, Sozialpddago gen/So-
zialpddagoginnen, Krankenschwester/-pfleger mit psychiatrischer
Zusatzausbildung, Heilpddagogen/Heilpddagoginnen, Heilerzie-
hungspfleger/Heilerziehungspflegerinnen, padagogisches Perso-
nal mit sozialpsychiatrischer Zusatzausbildung.

Ausstattung im Versorgungsgebiet

Im Hinblick auf eine optimale ambulante Versorgung mit Kon-
takt- und Beratungsstellen im Landkreis/in der kreisfreien Stadt
kommt es entscheidend darauf an, dass diese von den Nutzem in
vertretbarer Weise erreicht werden konnen und k eine unnétig
langen Anfahrtswege in Kauf genommen w erden miissen. Als
sinnvoll und grundsatzlich férderfdhig werden maximal 3 KBS
pro Versorgungsgebiet angesehen.

Dokumentation

Als Nachweis fiir die erbrachten Leistungen ist ein Sachbericht
anzufertigen. Hier sind die tatsdchlich stattgefundenenAktivité-
ten unter Ausweis und Begriindung der erfolgten Schwerpunkt-
setzung der Leistungselemente, die Offnungszeiten und der Per-
sonaleinsatz zu benennen und darzustellen.

Dem Sachbericht ist eine Einschitzung/Bewertung der KBS durch
den Landkreis/die kreisfreie Stadt beizufiigen.
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Landesamt fiir Soziales und Versorgung

Dezernat 64 Reg.-Nr./AZ:
Forderprogramme Gesundheit, Soziales und Familie
Lipezker Strafle 45
03048 Cottbus
(vom LASV auszufiillen)

Antrag auf Gewihrung einer Zuwendung
an die Landkreise und kreisfreien Stddte fiir ambulante Beratungs- und Behandlungsstellen fiir Suchtkranle
und fiir Kontakt- und Beratungsstellen fiir psychisch Kranke

Haushaltsjahr: ........cocevevneennennnne

Anlage 3

1. Antragsteller/Antragstellerin:

Landkreis/kreisfreie Stadt:

Anschrift des Antragstellers:
(Stral3e, PLZ, Ort)

Auskunft erteilt: Telefon:

E-Mail:

Bankverbindung:

Kreditinstitut:

Bankleitzahl: Konto-Nummer:

Bezeichnung des Kontoinhabers:

2. Mafinahme:
[ anteilige Finanzierung von Personalkosten der ambulanten Beratungs- und Behandlungsstellen fiir Suchtkranke (BBS)

[J anteilige Finanzierung von Personalkosten der Kontakt- und Beratungsstellen fiir psychisch Kranke (KBS)

MafBnahmezeitraum vom: bis:

3. Gesamtpersonalkosten (in €):

3.1 Beantragte Zuwendung (in €):
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4. Finanzierungsplan zu den Personalkosten

4.1 Gesamtkosten (wie Nr. 3.) €
4.2 Eigenmittel der Trager €
4.3 Leistungen Dritter

(ohne o6ffentliche Forderung) €
4.4 Kommunale Kofinanzierung

in Prozent zu Nr. 4.1: % €
4.5 Beantragte Zuwendung (wie Nr. 3.1) €

5. Personalausgaben

Kostenposition

in €

1. Personalausgaben BBS

2. Personalausgaben KBS

Summe (wie Nr. 4.1)

6. Begriindung zur Notwendigkeit der Mafinahme und zur Notwendigkeit der Forderung:

7. Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen:

8. Anlagen

O

O

Konzeption/en (nur bei Tragerwechsel)
Arbeitsvertriige (nur bei Anderung gegeniiber dem Vorjahr)

Nachweis der rechtsgeschéftlichen Vertretungsbefugnis geméf § 55 der Landkreisordnung/
§ 66 der Gemeindeordnung fiir das Land Brandenbuig

Ubersicht der Fachkriifte bzw. Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen (Anlage zum Antrag)

weitere Anlagen (bitte einzeln auffithren)
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9. Erklirungen

Der Antragsteller/die Antragstellerin erklért, dass

9.1
die erforderliche Grundfinanzierung fiir den ordnungsgeméfen Betrieb der KBS/BBS gemil den vorgegebenen Standards (verglei-
che Anlagen 1 und 2 der Forderrichtlinie) abgesichert ist,

9.2
er/sie im Rahmen dieser Mafinahme zum Vorsteuerabzug ( ) nicht berechtigt ist, ( ) berechtigt ist und dies bei der Berechnung der
Gesamtkosten (Nr. 3.) beriicksichtigt hat (Preise ohne Umsatzsteuer),

9.3
die in diesem Antrag (einschlielich Antragsunterlagen) gemachten Angaben vollstédndig und richtig sind,

9.4
der/die Trager der Beratungsangebote mit den in der Anlage namentlich angegebenen Mitarbeitern/Mitarbeiterinnen bzw. Fachkraf-
ten bereits ein Arbeitsverhéltnis geschlossen hat bzw. in Kiirze schlieen wird,

9.5

er/sie das Einverstandnis der beschiftigten Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen bzw Fachkrifte von den Tragern der Beratungsangebote zur
Ubermittlung von personenbezogenen Daten an das Landesamt fiir Soziales undVersorgung ausschlieBlich zum Zweck der Verwen-
dungsnachweispriifung einholt,

9.6
unter Beriicksichtigung der beantragten Landeszuwendung und eines kommunalen Anteils von mindestens 20 Prozent die Gesamt-
finanzierung der Personalkosten gesichert ist,

9.7
kein gleichlautender Zuwendungsantrag bei einer anderen Landesbehdrde gestellt wurde,

9.8
ihm/ihr bekannt ist, dass er/sie ohneAngabe von Griinden und ohne Rechtsnachteile von der unter Nt 9.9 aufgefiihrten Einversténd-
niserklarung absehen bzw. die Einwilligung jederzeit widerrufen kann,

9.9
er/sie mit der Veroffentlichung von Daten iiber die Hohe der Zuwendung, den Zweck der Férderung und das Férderprogramm ein-
verstanden ist: [JJa [J Nein

(Ort, Datum) Rechtsverbindliche Unterschrift/Dienstsiegel
(Landkreis: Landrat/Landritin)
(Kreisfreie Stadt: Oberbiirgermeister/Oberbiirgermeisterin)

Bitte Unterschrift(en) in Druckschrift wiederholen
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Satzung der Stiftung fiir das sorbische Volk

Bekanntmachung
des Ministeriums fiir Wissenschaft, Forschung und Kultur
Vom 1. Februar 2008

Die Satzung der Stiftung fiir das sorbische Volk vom 15. Juni
1999 ist mehrfach geéndert worden, zuletzt durch Beschluss des
Stiftungsrates am 22. Mérz 2007.

Die Satzungsdnderungen wurden durch das Séchsische Staats-
ministerium fiir Wissenschaft und Kunst genehmigt und sind
samtlich in Kraft getreten.

Die Satzung wird nachfolgend in deutscher und in niedersorbi-
scher Sprache insgesamt neu bekannt gemacht.

Potsdam, den 1. Februar 2008

Im Auftrag

Regine Weiden

II.

Die Satzung hat folgenden Wortlaut:

Satzung
der Stiftung fiir das sorbische Volk

In Anerkennung des Willens des sorbischen Volkes, seine Spra-
che, Kultur und Identitét auch in Zukunft zu bevahren, und aus-
gehend von den in der Verfassung des Landes Brandenburg und
der Verfassung des Freistaates Sachsen verankerten Rechten der
Sorben haben das Land Brandenburg und der Freistaat Sachsen
am 28. August 1998 einen Staatsv ertrag zur Errichtung einer
rechtsfahigen Stiftung 6ffentlichen Rechts geschlossen.

Aufgrund von Artikel 6 Abs. 2 des Staatswertrages beschliefit der
Stiftungsrat:

§1

Name, Rechtsform und Sitz

Die Stiftung tragt den Namen ,,Stiftung fiir das sorbische Volk*
sowie die sorbische Bezeichnung ,,Zalozba za serbski lud®. Sie
ist eine rechtsfdhige Stiftung 6ffentlichen Rechts mit Sitz in
Bautzen.

§2
Stiftungszweck

(1) Zweck der Stiftung ist die Pflege und Forderung sorbischer
Sprache und Kultur als Ausdruck der Identitit des sorbischen
Volkes.

(2) Der Stiftungszweck wird insbesondere verwirklicht durch:

1. die Forderung von Einrichtungen der K unst-, Kultur- und
Heimatpflege der Sorben;

2. die Forderung von und die Mitwirkung bei Vorhaben der
Dokumentation, Publikation und Pridsentation sorbischer
Kunst und Kultur;

3. die Forderung der Bewahrung und Fortentwicklung der sor-
bischen Sprache und kulturellen Identitdt auch in sorbischen
Bildungs- und Wissenschaftseinrichtungen und solchen, die
diesen Zielen dienen;

4. die Forderung der Bewahrung der sorbischen Identitét in der
Offentlichkeit, im Berufsleben und im Zusammenleben der
sorbischen und nichtsorbischen Bevdlkerung;

5. die Forderung von Projekten und Vorhaben, die der Volker-
verstandigung und Zusammenarbeit mit anderenVolksgrup-
pen und nationalen Minderheiten in Europa sowie der Pfle-
ge der historisch gewachsenen Verbindungen der Sorben zu
den slawischen Nachbarn im Sinne des Briick enschlagens
zwischen Deutschland und Mittel- und Osteuropa dienen;

6. die Mitwirkung bei der Gestaltung staatlicher und anderer
Programme, die den Stiftungszweck beriihren.

(3) Die Stiftung kannTréger von Einrichtungen sein, die Aufga-
ben gemil} Abs. 2 wahrnehmen.

(4) Die Stiftung v erfolgt ausschlielich und unmittelbar ge-
meinniitzige Zwecke im Sinne desAbschnitts ,,Steuerbegiinstig-
te Zwecke® der Abgabenordnung vom 16. Mérz 1976 (BGBI. I
S. 613) in der jeweils geltenden Fassung.

§3

Stiftungsvermdégen, Finanzierungsbeteiligungen
(1) Das Vermdgen der Stiftung besteht aus:

1. unbeweglichen Sachen, das heifit, den Grundstiicken ent-
sprechend der Anlage zu Artikel 3 Abs. 1 Satz 2 des Staats-
vertrages,

2. beweglichen Sachen, die bisher im Eigentum des Freistaates
Sachsen standen und fiir die Zwecke der nicht rechtsfahigen
Stiftung genutzt wurden,

3. zweckgebundenem Finanzvermoégen mit Stand vom 1. Ja-
nuar 1999 in Héhe von 2 535 711,49 DM (1 296 488,70 €),

4. Gesellschafteranteilen am Sorbischen National-Ensemb le
GmbH und dem Domowina-Verlag GmbH/Ludowe naklad-
nistwo Domowina.

Das in Artikel 3 Abs. 1 Satz 2 des Staatsvertrages vom Freistaat
Sachsen der Stiftung tibertragene Vermogen verbleibt dauerhaft
im Stiftungsvermdgen.
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(2) Zur Erfiillung des Stiftungszwecks erhélt die Stiftung jéhrli-
che Zuschiisse des Freistaates Sachsen, des Landes Brandenburg
und des Bundes nach Mafigabe des F inanzierungsabkommens
vom 28. August 1998 in der jeweils geltenden Fassung. Dariiber
hinaus kann sie weitere Zuwendungen des Bundes und der Lan-
der erhalten.

(3) Die Stiftung ist berechtigt, zur Erfiillung des Stiftungs-
zwecks Zuwendungen sowie Zustiftungen Dritter anzunehmen.

(4) Ertrége des Stiftungsvermdgens und sonstige Einnahmen sind
ausschlielich zur Erfiillung des Stiftungszwecks zu verwenden.

§4
Organe der Stiftung

Organe der Stiftung sind:

1. der Stiftungsrat,
2. der Parlamentarische Beirat und
3. der Direktor.

§5
Stiftungsrat

(1) Der Stiftungsrat entscheidet in allen Angelegenheiten der
Stiftung, soweit der Staatsvertrag oder die Satzung nicht aus-
driicklich anderes vorsehen.

Der Stiftungsrat entscheidet insbesondere iiber:

1. die Bestellung und den Widerruf der Bestellung des Direk-
tors,

2. die Feststellung des Haushaltsplanes und der Finanzpla-

nung,

die Feststellung des Jahresabschlusses,

die Entlastung des Direktors,

die Satzung der Stiftung,

den Erlass von Forderrichtlinien,

die Foérderung von Projekten.

Nk

Der Stiftungsrat iiberwacht die Geschiftsfithrung des Direktors.
(2) Dem Stiftungsrat gehdren als Mitglieder an:

1. sechs Vertreter des sorbischen Volkes, von denen vier aus

dem Freistaat Sachsen und zwei aus dem Land Brandenbuig

benannt werden,

zweli Vertreter des Bundes,

zwel Vertreter des Freistaates Sachsen,

zwei Vertreter des Landes Brandenburg,

zwei Vertreter, die einvernehmlich vom Sachsischen Land-

kreistag und vom Sichsischen Stidte- und Gemeindetag

nach Abstimmung mit den Gebietskdmperschaften im deutsch-

sorbischen Siedlungsgebiet des Freistaates Sachsen benannt

werden,

6. ein Vertreter, der ein vernehmlich vom Landkreistag und
vom Stidte- und Gemeindebund des Landes Brandenb urg
nach Abstimmung mit den Gebietskéiperschaften im deutsch-

bl o

sorbischen Siedlungsgebiet des Landes Brandenburg be-
nannt wird.

(3) Die Vertreter nach Abs. 2 Nr. 1, 5 und 6 iiben ihre Tatigkeit
ehrenamtlich aus.

Fiir jedes ehrenamtliche Mitglied des Stiftungsrates wird ein
Vertreter benannt. Die Amtszeit der ehrenamtlichen Mitglieder
betrdgt vier Jahre.

(4) Der Stiftungsrat wihlt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden
und dessen Stellvertreter fiir die Dauer von vier Jahren. DerVor-
sitzende des Stiftungsrates darf nicht ge gen die Mehrheit der
Vertreter nach Abs. 2 Nr. 1 gewihlt werden.

(5) Beschliisse des Stiftungsrates werden mit einfacher Mehrheit
der abgegebenen Stimmen gefasst. Der Erlass und die Anderung
der Satzung sowie die Bestellung des Direktors bediirfen der Zu-
stimmung von zwei Dritteln der Mitglieder des Stiftungsrates. In
Haushaltsangelegenheiten bediirfen die Beschliisse der Zustim-
mung aller Vertreter nach Abs. 2 Nr. 2 bis 4. Ist einVertreter des
Stiftungsrates nach Abs. 2 Nr. 1, 5 und 6 gleichzeitig Bedienste-
ter eines Zuwendungsempfangers der Stiftung, so ist er inAnge-
legenheiten, die diesen Zuwendungsempfanger unmittelbar be-
treffen, von der Beratung und Abstimmung ausgeschlossen.

§6

Stiftungskommission

(1) Die Stiftungskommission ist ein Ausschuss des Stiftungs-

rates. Der Kommission gehdren fiinf Mitglieder des Stiftungsra-
tesnach § 5Abs. 2 Nt 1, im Verhinderungsfalle ihre Vertreter an.

Sie werden vom Stiftungsrat benannt.

Des Weiteren gehdren der Kommission je ein Vertreter des Bun-
des, des Landes Brandenburg und des Freistaates Sachsen an.
Sie werden jeweils vom Bund und den entsendenden Lander n
benannt und vom Stiftungsrat bestdtigt. Sachverstidndige mit be-
ratender Stimme konnen hinzugezogen werden.

(2) Aufgaben der Stiftungskommission sind insbesondere:

a) Priifung des Entwurfes des Haushaltsplanes und der Finanz-
planung,

b) Priifung des Entwurfes des Jahresabschlusses,

¢) Vorbereitung der Sitzungen des Stiftungsrates,

d) Vorbereitung der Entscheidungen iiber Fordergrundsétze
und -richtlinien der Stiftung,

e) Vorbereitung der Entscheidungen des Stiftungsrates zu Pro-
jektvorhaben und deren Prioritdtensetzung, sowveit diese Sat-
zung nicht anderes bestimmt.

(3) Der Direktor der Stiftung bereitet die Sitzungen der Stif-
tungskommission vor. Er fiihrt in der Stiftungskommission den
Vorsitz ohne Stimmrecht.

(4) Die Stiftungskommission ist beschlussfahig, wenn mindes-
tens vier ihrer stimmberechtigten Mitglieder anwesend sind.

(5) Beschliisse werden in offener Abstimmung und mit einfacher
Mehrheit gefasst.
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(6) Der Stiftungsrat kann der Stiftungskommission per Be-
schluss weitere Befugnisse iibertragen. Hiervon ausgenommen
sind die Aufgaben nach Artikel 6 Abs. 3 des Staatsvertrages und
die Vergabe von Haushaltsmitteln.

§7

Parlamentarischer Beirat

Der Parlamentarische Beirat unterstiitzt und berdt den Stiftungs-
rat. Die Zusammensetzung des Parlamentarischen Beirates be-

stimmt sich nach Artikel 9 des Staatsvertrages. Das vorsitzende

Mitglied des Parlamentarischen Beirates kann an den Sitzungen
des Stiftungsrates mit beratender Stimme teilnehmen.

§8
Direktor

(1) Der Direktor wird vom Stiftungsrat fiir die Dauer von bis zu
sieben Jahren bestellt. Er wllzieht die Beschliisse des Stiftungs-
rates und der Stiftungskommission und fiihrt die Geschifte der
Stiftung.

Dazu gehoren:

a) die gerichtliche und aufleigerichtliche Vertretung der Stiftung,

b) die mit der Verwaltung der Stiftung verbundenen regelmafig
wiederkehrenden Rechtsgeschifte,

¢) die mit der Durchfiihrung und Abwicklung von Dauerver-
tragen verbundenen Rechtsgeschifte,

d) der Abschluss von Arbeitsvertragen mit den Bediensteten
der Stiftung,

e) die Entscheidung iiber Zuwendungen bis zu 25,0 T€ inner-
halb des der Stiftung jahrlich zur Verfiigung stehenden Fi-
nanzrahmens,

f) die Aufstellung des Entwurfs eines Haushaltsplanes fiir die
nachfolgenden Haushaltsjahre,

g) die Aufnahme von Kassenverstérkungskrediten zur voriiber-
gehenden Verstarkung von Betriebsmitteln der Stiftung von
bis zu fiinf vom Hundert des beschlossenen jahrlichen Haus-
haltsvolumens, wenn diese zur Sicherung rechtlich verbind-
licher Zahlungen notwendig sind,

h) die Vorbereitung der Sitzungen der Stiftungsgremien,

i) dielaufende beziehungsweise bei unvorhergesehenen Ange-
legenheiten unverziigliche Unterrichtung der Mitglieder der
Stiftungsgremien.

(2) Folgende Rechtsgeschifte bediirfen der Zustimmung des
Stiftungsrates:

a) der Abschluss, die Anderung und Kiindigung von Anstel-
lungsvertragen mit Mitarbeitern der Stiftung ab der Entgelt-
gruppe 13 TV-L sowie die Gewéhrung sonstiger iiber- oder
aufBertariflicher Leistungen, unbeschadet der nach § 40 der
Haushaltsordnung des Freistaates Sachsen erforderlichen Ein-
bindung des Sachsischen Staatsministeriums der Finanzen,

b) die Be-und Abberufung von Geschéftsfiihrern sorbischer
Einrichtungen, deren alleiniger Gesellschafter die Stiftung ist,

¢) die Aufnahme von iiberjihrigen Darlehen, die Uber nahme
von Biirgschaften und der Abschluss von Gewahrvertrigen,

d) Vertrige iiber Grundstiicke und grundstiicksgleiche Rechte,

e) die Bestellung, die Entlastung und dieAbberufung von Bei-
riten sorbischer Einrichtungen, deren alleiniger Gesellschaf-
ter die Stiftung ist,

f) die Anderung von Gesellschaftsvertrigen sorbischer Ein-
richtungen, deren alleiniger Gesellschafter die Stiftung ist.

(3) Der Direktor unter richtet die Stiftungskommission unver-
ziiglich liber alle erfolgten Projektforderungen. Fiir Projektfor-
derungen, die die Stiftung zu einerAusgabe von mehr als 5,0T€
verpflichten, ist vor Bewilligung der Zuwendung eine Empfeh-
lung der Stiftungsk ommission zur beabsichtigten Maflnahme
einzuholen.

(4) Der Vorsitzende des Stiftungsrates vertritt die Stiftung ge-
richtlich und auBergerichtlich gegeniiber dem Direktor.

§9

Haushaltsfiihrung, Rechnungspriifung
(1) Haushaltsjahr der Stiftung ist das Kalenderjaht

(2) Der Haushaltsplan der Stiftung ist jahrlich rechtzeitig vor
Beginn des Haushaltsjahres v om Direktor im Entwurf aufzu-
stellen. Der Entwurf wird mit den Zuwendungsgebern beraten,
gegebenenfalls gedndert und anschlieBend dem Stiftungsrat zur
Beschlussfassung zugeleitet.

Nach Beschluss des Stiftungsrates und Zustimmung der Rechts-
aufsichtsbehorde wird der Haushaltsplan der Stiftung in F orm
einer Haushaltssatzung erlassen und im Sachsischen sowie Bran-
denburgischen Amtsblatt bekannt gemacht.

(3) Fiir das Haushalts-, Kassen- und Rechnungs wesen, fiir die
Rechnungslegung sowie fiir die Rechnungspriifung der Stiftung
finden die fiir die staatliche Verwaltung des Freistaates Sachsen
geltenden Bestimmungen entsprechend Anwendung.

(4) Uber Einnahmen und Ausgaben sowie iiber das Vermégen
und die Schulden der Stiftung ist jahrlich durch den Direktor
Rechnung zu le gen. Die v erwaltungsméfige Priifung der
Haushalts- und Wirtschaftsfithrung der Stiftung und der be-
stimmungsgemifBen Verwendung der Mittel erfolgt durch die
fir die Angelegenheiten der Sorben zusténdige oberste Lan-
desbehorde des Freistaates Sachsen. Das Er gebnis der Prii-
fung wird den iibrigen Zuwendungsgebern (Bund, Land Bran-
denburg) schriftlich mitgeteilt. Die gesetzlichen Priifungs-
rechte des Bundesrechnungshofes, des Séchsischen Rech-
nungshofes und des Landesrechnungshofes Brandenturg blei-
ben unbertiihrt.

§ 10
Vergiitung der Mitglieder der Stiftungsgremien

(1) Ehrenamtliche Mitglieder des Stiftungsrates und deren Stell-
vertreter sowie ehrenamtliche Mitglieder der Stiftungskommis-
sion haben Anspruch auf Reisekostenentschidigung fiir Reisen
zu den Sitzungen der Stiftungsgremien entsprechend dem Séch-
sischen Reisekostengesetz.
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(2) Die ehrenamtlichen Mitglieder des Stiftungsrates nach § 5
Abs. 2 Nr. 1 und deren Vertreter, die nicht in durch die Stiftung
fiir das sorbische Volk geforderten Einrichtungen beschaftigt
sind, erhalten fiir ihre Tatigkeit in den Stiftungsgremien als Auf-
wandsentschidigung ein Sitzungsgeld in Hohe von 50,00 € pro
Sitzung, an der sie teilgenommen haben. Bei ~ Vorlage eines
Nachweises iiber tatsdchlich ergangenen Verdienstausfall durch
den Arbeitgeber oder eines Nachw eises iiber die Inanspr uch-
nahme von Erholungsurlaub wird anstatt des Sitzungsgeldes ein
pauschalierter Ausgleich des entgangenen Verdienstes in Hohe
von 150,00 € pro Sitzung gezahlt.

Dies gilt nicht fiir Mitglieder des Stiftungsrates und deren Ver-
treter, die in v on der Stiftung geférder ten Einrichtungen be-
schiftigt sind.

§11
Verschwiegenheitspflicht

Die Mitglieder der Stiftungsorgane sind - auch nach ihremAus-
scheiden aus dem jeweiligen Gremium - verpflichtet, iiber An-
gelegenheiten, deren Geheimhaltung durch Gesetz, Organ-
beschluss oder besondere Anordnung vorgeschrieben ist, Ver-
schwiegenheit zu wahren.

§12
Beschiftigte

(1) Fiir die Arbeitsverhéltnisse der Bediensteten sowie die Ver-
tragsverhaltnisse der Auszubildenden sind die im Heistaat Sach-
sen geltenden Bestimmungen mafigebend.

(2) Dienstvorgesetzter der Bediensteten der Stiftung ist der Di-
rektor.

§13
Signet

Die Stiftung macht sich in der Offentlichkeit durch ein eigenes
Signet kenntlich. Uber dessen Ausgestaltung entscheidet der
Stiftungsrat.

§ 14
Verkiindung

Diese Satzung wird in deutscher , ober- und niedersorbischer
Sprache verkiindet.

§15
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung ist vom Stiftungsrat in seiner Sitzung am
20. Mirz 2002 beschlossen und zuletzt am 22. Mérz 2007 geédn-
dert worden.

(2) Sie tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Theurich
Vorsitzende des Stiftungsrates

Waustawki
Zatozby za serbski lud

Psipoznawajucy wolu serbskego luda, zdzarzas teke w psichoze
swoju réc, kulturu a identitu, a wuchadajucy z pSawow Serbow,
zapisanych we wustawoma Kraja Bramborska a Lichotnego sta-
ta Sakska, stej wotzamknulej Kraj Bramborska a Lichotny stat
Sakska 28. awgusta 1998 Statne dogrono za wutworjenje p$a-
wozamoézneje zalozby zjawnego pSawa.

Na zaklaze artikla 6 podst. 2 Statnego dogrona wobzamknjo Za-
fozbowa rada:

§ 1

Mgé, psawniska forma a seddo

Zalozba ma m¢ ,,Zalozba za serbski lud®. Nimski se jej g roni
LWStiftung fiir das sorbische Volk*. Wona jo pSawozamoézna za-
lozba zjawnego pSawa ze sedfom w Budysynje.

§2
Zamér zatozby

(1) Zamér zalozby jo wopléwanje a spéchowanje serbskeje récy
a kultury ako znamjeni identity serbskego luda.

(2) Zamér zatozby se zwopsSawdnijo psedewSym psez:

1. spéchowanje institucijow, kenz wopléwaju wumélstwo, kul-
turu a domowniske tradicije Serbow;

2. spéchowanje psedewzesow dokumentacije, pub likacije a
prezentacije serbskego wumélstwa a serbsk eje kultury a
ps$ez sobustatkowanje psi takich psedewzesach;

3. spéchowanje zdzarzanja a dalejwuwisa serbskeje récy a kul-
turneje identity teke w serbskich kublanskich a wédomnost-
nych institucijach a takich, kenz stuze to§ tym zaméram;

4. spéchowanje zdzarzanja serbskeje identity w zjawnosci, w
poéwotanskem Zywjenju a w zgromadnem zywjenju serbske-
je a njeserbskeje ludnoscéi;

5. spéchowanje projektow a p’sedewzesow, kenz stuze do-
rozmé$eju mjazy ludami a zgromadnemu zé&loju z drugimi
ludowymi kupkami a narodnymi mjensynami w Europje ako
teke wopléwanju historiski wuwitych zwiskow mjazy Ser-
bami a sfowjanskimi susedami w zmysle twarjenja mostow
mjazy Nimskeju a srjejzneju a podzajtsneju Europu;
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6. sobustatkowanje p$i wugdtowanju statnych a drugich pro-
gramow, kenz nastupaju zamér zalozby.

(3) Zatozba sméjo bys nosaf institucijow, kenz spotnjuju nadaw-
ki wotpowédnje podst. 2.

(4) Zalozba stajijo sebjeb’ zez wuwzesa anjepdsr €dnje
towarisnostnje wuzytne zaméry w zmysle wotrézka ,,Zaméry z
dankowymi lépSynami“ Dankowego poréda ze 16. mérca 1976
(BGBL. I b. 613) we wotpowednje plasecej wersiji.

§3

Zamézenje zatozby, wobzélenje na financérowanju
(1) Zamozenje zatozby wobstoj z:

1. njepdgibnych wécow, to groni gruntow wotpowednje psilo-
ze k artikloju 3 pddst. 1 sada 2 Statnego dogrona,

2. pogibnych weécow, kenz su donénta do swojstwa Lichotnego
stata Sakska stusali a se za zaméry pSawonjezamozneje za-
Tozby wuzywali,

3. na zaméry wézanego financnego zamodzenja po sta wje
z 1. januara 1999 w e wusokos¢i 2 535 711,49 mark ow
(1296 488,70 eurow),

4. pdz€low towarisnikow na Serbskem ludowem ansamblu tzwr
ana Ludowem nakladnistwje Domowina tzwr.

P¢ artiklu 3 pddst. 1 sada 2 Statne go dogrona wot Lichotnego
stata Sakska zalozbje pSenjasone zamdzenje wostanjo trajnje w
zalozbowem zamézenju.

(2) Za spolnjenje zalozbowego zameéra dostawa zalozba Iétne psi-
ptasonki Lichotnego stata Sakska, Kraja Bramborska a Zwézka
po financérowanskem dogronje wot 28. awgusta 1998 we wot-
powédnje plasecej wersiji. Wusej togo sme&jo wona dostas dalsnu
financielnu podpéru Zweézka a krajowu.

(3) Zalozba jo wopsawnjona, za spolnjenje zalozbowego zaméra
financielnu pddpéru a dodatne dary tsesich psiwzes.

(4) Wunoski ze zalozbowego zamozenja a dal$ne nabranki maju
se jano za spolnjenje zalozbowego zaméra wuzywas.

§4
Organy zalozby
Organy zalozby su:
1. Zalozbowa rada,
2. Parlamentariska psirada a
3. direktor.
§5

Zatozbowa rada

(1) Zatozbowa rada rozsuzujo we wsyknych nastupnoscach za-
lozby, dalokoz Statne dogrono abo wustawki wuraznje nic dru-
gego njepsedwize.

Zatozbowa rada rozsuzujo psedewSym wo:

powotanju a wotwolanju powolanja direktora,

zwéséenju gospodarskego plana a financnego planowanja,
zwescenju konclétnego wotlicenja

wulichowanju direktora,

wustawkach zalozby,

wudasu spéchowanskich smérnicow,

spéchowanju projektow.

N hE LD

Zalozbowa rada doglédujo za wugbasSim jadnarstwa direktora.
(2) Zalozbowej raze psistusaju ako ctonki:

1. Ses¢ zastupnikow serbskego luda, z kotarychz se pomjeniju
styri z Lichotnego stata Sakska a dwa z Kraja Bramborska,
dwa zastupnika Zwczka,

dwa zastupnika Lichotnego stata Sakska,

dwa zastupnika Kraja Bramborska,

dwa zastupnika, kotarejz se pomjenijotej w e wobjadnosci

wot Sakskego wokrejsnego sejma a Sakskego sejma méstow

a gmejnow po dojadnanju z teritorialnymi zjadno$enstwami

w nimsko-serbskem sedlenskem teritoriumje Lichotne go

stata Sakska,

6. jaden zastupnik, kotaryz se pomjenijo we wobjadnosci wot
wokrejsnego sejma a Zw ¢zka méstow a gmejnow Kraja
Bramborska p6 dojadnanju z teritorialnymi zjadno$enstwa-
mi w nimsko-serbskem sedlenskem teritoriumje Kraja Bram-
borska.

v ok W

(3) Zastupniki p6 pddst. 2 co. 1, 5 a 6 wugbaju swojo z¢lo ces-
noamtski.

Za kuzdego cesnoamtskego ctonka Zalozboweje rady se pomje-
nijo jaden zastupnik. Cesnoamtske ctonki statkuju styri Kta.

(4) Zalozbowa rada wuzwolijo zesrjejza swojich clonkow psed-
sedarja a jogo zastupnika na styri leta. Psedsedat Zalozboweje
rady njesméjo se pses§iwo wetSynje ctonkow pd podst. 2 co. 1
wuzwolis.

(5) Wobzamknjenja Zalozboweje rady se psiwzeju z jadnoreju
weétSynu wotedanych glosow. Za wudase a zménu wustawkow
ako teke za péwolanje direktora jo pSiglosowanje dweju tsesino-
wu ctonkow Zalozboweje rady trébne.

W gbspodarskich nastupnoscach jo p'siglosowanje wsyknych
ctonkow po pddst. 2 co. 2 do 4 t€bne.

Jo-li ctonk Zalozboweje rady p6 pddst. 2 co. 1, 5 a 6 zro wnju
psistajony jadneje institucije, kenz se wot zalozby spéchujo, jo
won w nastupnoscach, kenz to$ tu instituciju njeposrédnje potr-
jefiju, z wobradowanja a wotglosowanja wuzamknjony.

§6

Zatozbowa komisija

(1) Zalozbowa komisija jo wubérk Zatozboweje rady. Komisiji
psistusa pes clonkow Zatozboweje rady po6 § 5 pddst. 2 co. 1, w
paze zajzowanja jich zastupniki. Woni se pomjeniju wot
Zatozboweje rady.
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Dalej komisiji p$istusaju jaden zastupnik Zwezka, jaden zastup-
nik Kraja Bramborska a jaden zastupnik Lichotnego stata Saks-
ka. Woni se pomjeniju psecej wot Zwezka a delegérujuceju kra-
jowu a se wobksus$iju wot Zalozboweje rady. Wécywuznate z po-
radnym glosom mogu se doZéla komisije zapségnus.

(2) Nadawki Zalozboweje komisije su pSedewSym:

a, psSespytowanje psedlogi gospodarskego plana a financnego
planowanja,

b, pSespytowanje psediogi konclétnego wotlicenja,

¢, psigotowanje posejzenjow Zalozboweje rady,

d, psigotowanje rozsudow wo sp échowanskich zasadach a
smérnicach zalozby,

e, psigotowanje rozsudow Zalozboweje rady nastupajucy pro-
jektne psedewzesa a jich priority dalokoz to$ te wustawki nic
drugego njepostajiju.

(3) Direktor zalozby psigotujo posejzenja Zalozboweje komisije.
Woén nawjedujo Zatozbowu komisiju bzez pSawa glosowanja.

(4) Zatozbowa komisija jo k wobzamknjenjam wopsawnjona, jo-
lic sup’sibytne nanejmjenjej styriz jejekug  losowanjeju
wopsSawnjonych clonkow.

(5) Wobzamknjo se w zja wnem wotglosowanju a z jadnoreju
wetSynu.

(6) Zalozbowa rada smé&jo Zatozbowej komisiji psez wobzamk-
njenje dalsne pSawa psenjasc. Wuwzete z togo su nadawki po
artiklu 6 podst. 3 Statnego dogrona a rozdawanje gospodarskich
srédkow.

§7

Parlamentariska pSirada

Parlamentariska ps$irada podpérujo a porazujo Zalozbowu radu.
Zestajenje Parlamentariskeje p$irady se postajijo po ar tiklu 9
Statnego dogrona. Psedsedaf Parlamentariskeje p$irady mézo se
na posejzenjach Zatozboweje rady z péradnym glosom wobzelis.

§8
Direktor

(1) Direktor se wot Za fozboweje rady za cas a z do sedym let
wustajijo. Won stajijo wobzamknjenja Zalozboweje rady a Za-
loZzboweje komisije do statka a rédujo nastupnos¢i zalozby.

K tomu stusaju:

a, zastupowanje zalozby psed sudnistwom a zwenka njogo,

b, pSawniske nastupnosc¢i, kenz su zwé€zane ze zastojanim za-
lozby a se pSawidlownje wospjetuju,

c, pSawniske nastupnosci, kenz su zwézane z psewjezenim a
woétwijanim trajnych dogronow,

d, woétzamknjenje z¢lowych dogronow z psistajonymi zalozby,

e, rozsuzenje wo financielnych pddpérach az do wusokosci
25,0 tys. eurow w ramiku sr édkow, kenz zalozbje 1&tnje k
dispoziciji stoje,

f, zestajenje pSedlogi géspodarskego plana za slédujuce gos-
podarske I&ta,

g, wzese kasu mocnjecych kreditow za nachylne powusenje
gospodarskich srédkow zalozby we wusokosci az do 5 %
wobzamknjonego I€tnego etata, jolic su woni trebne k zaru-
cenju pSawniski zawezujucych plasenjow,

h, psigotowanje posejzenjow zalozbowych gremijow,

i, wobstawne resp. psi njedocakanych nastupnoscach mimo
komuzenja se wotméwajuce informérowanje clonkow za-
Tozbowych gremijow.

(2) Psi sledujucych pSawniskich nastupnoscach jo pSiglosowan-
je Zalozboweje rady trébne:

a, wotzamknjenju, zménje a wupowezenju psistajenskich do-
gronow ze sobuzélaserjami zalozby wot mytoweje kupki 13
TV-L ako teke psizwolenju dalsnych nad- abo zwenkatarifo-
wych wugbasow, njep$ekrotcujucych po § 40 Gospodarske-
go poréda Lichotnego stata Sakska tr ¢bne zapségnjenje
Sakskego statnego ministarstwa financow,

b, powolanju a wotwolanju jadnarkow/jadnarjow serbskich in-
stitucijow, kotarychz jadnucki towarisnik jo zalozba,

¢, wzesSu pozyconkow na dlej ako jadno 1&to, psewzesu rucen-
jow a wotzamknjenju rukowanskich dogronow,

d, dogronach wo gruntach a gruntam se rownajucych psawach,

e, powolanju, wulichowanju a wotwolanju psiradow serbskich
institucijow, kotarychz jadnucki towarisnik jo zalozba,

f, zménje towariSnostnych dogronow serbskich institucijow,
kotarychz jadnucki towarisnik jo zalozba.

(3) Direktor informérujo Zalozbowu komisiju mimo komuzenja
wo wsyknych p§izwolonych projektach. Za projekty, kenz zaweézu-
ju zalozbu k wudaseju wécej ako 5,0 tys. eurow, jo do psizwo-
lenja financielneje podpéry doporucenje Zalozboweje komisije
nastupajucy wotmyslonu napsawu trébne.

(4) Psedsedar Zalozboweje rady zastupujo zatozbu psed sudnist-
wom a zwenka njogo naps$esiwo direktoroju.

§9

Gospodarske nastupnosci, pSespytowanje financow
(1) Gospodarske Iéto zatozby jo kalendarske I&to.

(2) P$edloga gospodarskego plana zatozby ma se kwzde 1eéto zaw-
casa do zachopjenka gospodarskego léta wot direktora zestajis.
Psedloga se wobradujo z pjenjezedawarjami, po potrjebje se

zménijo a potom se psedpolozyjo Zalozbowej raze k wobzamk-
njenju.

P6 wobzamknjenju Zalozboweje rady a psSiglosowanju pSawnis-
kego doglédowego zastojnstwa se gospodarski plan zalozby w
formje géspodarskich wustawkow wudajo a w sakskem abo te-
ke bramborskem amtskem fopjenje wozjawijo.

(3) Za gospodarske, kasowe a zlicowarske nastupnosci, za wot-
licenje ako teke za psespytowanje financow zalozby se wot-
poweédnje nalozuju pdstajenja, plasece za statne zastojnstwo Li-
chotnego stata Sakska.



Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 8 vom 27. Februar 2008 427

(4) W6 nabrankach a wudankach ako teke wo zamoézenju a dtu-
gach zalozby ma direktor Etnje rozpsawjas. Zastojnstwowe pses-
pytowanje géspodarjenja zalozby a nalozowanja srédkow wot-
powednje postajenjam wugba nejwu Se zastojnstwo Sakskeje,
kotarez jo psisluzne za nastupnosci Serbow. Wuslédk ps$espyto-
wanja se drugima pjenjezedawarjoma (Zwezkoju, Krajoju Bram-
borska) pisnje k wes¢i dajo. Kazniske pSespytowanske pSawa
Zwézkowego finance psespytowanskego zastojnstwa, Sakskego
finance ps$espytowanskego zastojnstwa a Krajne go finance
psSespytowanskego zastojnstwa Bramborska se psez to njedoseg-
nu.

§10
Zarownanje clonkow zatozbowych gremijow

(1) Cesnoamtske clonki Zalozboweje rady a jich zastupniki ako
teke cesnoamtske clonki Zalozboweje komisije maju pSawo na
zarownanje jézdnych wudankow za jézdy k pdsejzenjam za-
Tozbowych gremijow wotpoweédnje Sakskeje kazni wo jézdnych
wudankach.

(2) Cesnoamtske ctonki Zatozboweje rady pd § 5 podst. 2 co. 1
a jich zastupniki, k enz njejsu p'sistajone we wot Zalozby za
serbski lud spéchowanych institucijach, dostawaju za swojo zéto
w zalozbowych gremijach ako zarownanje swojich wudankow
posejzenske pjenjeze we wusokosci 50,00 eurow za kuzde po-
sejzenje, na kotaremz su se wobz¢€lili. Jolic se pSedlozyjo dopo-
kaz wo napSawdnem tsusu myta p$ez zélodawarja abo dopokaz
woé wzetem wodychanskem dowolu, plasi se mésto posejzenskich
pjenjez pawsalérowane zarownanje tSutego myta we wusokosci
150,00 eurow na posejzenje.

To njeplasi za clonkow Zalozboweje rady a jich zastupnilow, ako
su we wot zalozby spéchowanych institucijach psistajone.

§11

Winowatos¢ k mjelcanju

Clonki zalozbowych organow su - teke p6 spuscenju wotpowed-
nego gremija - winowate mjelca$ wo nastupnoscach, kotarychz
zatajenje jo psez kazn, pSez wobzamknjenje jadnogo ze zalozbo-
wych organow abo p$ez wosebne postajenje psedpisane.

§12
Psistajone
(1) Za z&lowe poméry pSistajonych a za do gronowe poméry
wuknjencow se nalozuju w Lichotnem stase Sakska plasece pos-
tajenja.
(2) Psistajonym zalozby stuzbnje pSedstajony jo direktor.
§13

Signet

Zalozba se prezentérujo w zjawnosci ze swojskim signetom.
W6 jogo wugotowanju rozsuzijo Zalozbowa rada.

§14
Wozjawjenje

To$ te wustawki se wozjawiju w nimskej, gérno- a dolnoserbs-
kej récy.

§15
NabysSe ptasiwos¢i

(1) Tos te wustawki su se wot Zdozboweje rady na jeje posegen-
ju dnja 20. mérca 2002 wobzamknuli a slédny raz dnja 22. mér-
ca 2007 zménili.

(2) Woéni nabydnu plasiwosci zen p6 swojom wozjawjenju.

Theurigowa
psedsedarka Zatozboweje rady

Feststellungsbescheid
des Ministeriums fiir Lindliche Entwicklung,
Umwelt und Verbraucherschutz
gemif} § 6 Abs. 3 der Verpackungsverordnung
zugunsten der ZENTEK GmbH & Co.KG

Vom 8. Februar 2008

Auf den Antrag der ZENTEK GmbH & Co. KG, Ettore-Bugat-
ti-Strafle 6 - 14, 51149 Koln (nachfolgend: ,,Antragstellerin® ge-
nannt) vom 29. Oktober 2007, erginzt und vervollstandigt durch
Unterlagen vom 19. Dezember 2007, 10. Januar und 15. Januar
2008 erlédsst das Ministerium fiir Landliche Entwicklung, Um-
welt und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg gemil § 6
Abs. 3 der Verpackungsverordnung folgenden Bescheid:

1. Es wird festgestellt, dass die Antragstellerin im Gebiet des
Landes Brandenburg ein System eingerichtet hat, das die re-
gelmidBige Abholung gebrauchter Verkaufsverpackungen
aus Glas, Weiliblech, Aluminium, Kunststoff, Papier, Pappe
und Karton sowie Verbunden beim privaten Endverbraucher
oder in dessen Néhe gewihrleistet.

2. Die Feststellung ergeht mit folgenden Nebenbestimmungen:

2.

—

Innerhalb von sechs Monaten nach Bekanntgabe dieses Be-
scheids sind die fehlenden Vertriage iiber die re gelmiBige
Abholung beziehungsweise Sortierung und Verwertung von
Verkaufsverpackungen mit Entsorgern nachzureichen.

Uber die Erfassung von Verkaufsverpackungen sind fiir je-
des Vertragsgebiet Vertrage mit denjenigen Entsorgern vor-
zulegen, die im Auftrag der ,,Der Griine Punkt - Duales Sys-
tem Deutschland GmbH* beziehungsweise fiir die Fraktion
PPK fiir den zustindigen offentlich-rechtlichen Entsor-
gungstriager die Erfassung dieser Abfille zum 1. Januar
2008 durchfiihren.
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Soweit die Vertrdge nach Bekanntgabe des Feststellungs-
bescheids abgeschlossen werden, sind sie mit riickwirkender
Geltungskraft zu versehen.

2.2 Der von der Antragstellerin bis zum 1. Mai eines jeden Jah-
res zu erbringende Nachweis tiber die erfassten und verwer-
teten Mengen gebrauchter Verkaufsverpackungen (,,Men-
genstromnachweis®) ist entsprechend der Richtlinie iiber die
,Anforderungen an Mengenstromnachweise und deren Prii-
fung durch Sachverstindige* der Landerarbeitsgemeinschaft
Abfall (Stand 17. Januar 2006, Anlage*) zu gestalten und
durch einen Priifbericht eines unabhidngigen Sachverstandi-
gen bestétigen zu lassen.

Da durch die Antragstellerin Erfassungseinrichtungen eines
bereits bestehenden Systems mitbenutzt werden sollen, sind
jéhrlich die Aufteilung der Sammelmengen und ihre jeweili-
ge Zuordnung im Mengenstromnachw eis nachvollziehbar
darzulegen.

Dabei ist auch nachzuweisen, inwieweit die Hohe der tiber-
gebenen Sicherheit ausreicht im Hinb lick auf die bei dem
System lizenzierte Abfallmenge sowie Entsorgungskosten
und Verwertungserlose.

Sollte die Verwertung im Ausland auBerhalb des OECD-
Raumes erfolgen, ist von der Antragstellerin eine Genehmi-
gung des zustidndigen Ministeriums des Importlandes vor-
zulegen, soweit die Verwertung nicht einer Notifizierung ge-
mél der Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 tiber die Verbrin-
gung von Abfillen bedarf. Den Originaldokumenten sind
Ubersetzungen in deutscher Sprache von vereidigten Uber-
setzern beizufiigen.

2.3 Dauerhafte Voraussetzung fiir den Erhalt der Eeststellung ist
die Teilnahme an der von ,,.Der Griine Punkt - Duales System
Deutschland GmbH* gefiihrten Datenbank zur Er mittlung
der abrufbaren Einzelmenge an Verkaufsverpackungen.

Dies gilt auch fiir die nachgewiesene Beteiligung an der zwi-
schen den vorhandenen Systemen abgeschlossenen Clea-
ring-Vereinbarung tiber Neben- und Mitbenutzungsentgelte.

Die Antragstellerin ist verpflichtet, dem Landesumweltamt
Brandenburg und/oder den von diesem beauftragten Dritten
alle vom Landesumweltamt Brandenburg fiir notwendig er-

achteten Auskiinfte zu erteilen, die zur Uberw achung der
Einhaltung der sich aus der Verpackungsverordnung erge-

benden Anforderungen benétigt werden. Ebenso ist dafiir zu
sorgen, dass Zutritt zu den zur Umsetzung derVerpackungs-
verordnung genutzten Anlagen und Einsicht in Unterlagen

gewiahrt wird.

2.4 Die Antragstellerin hat der feststellenden Behorde unaufge-
fordert unverziiglich alle Informationen zu tibermitteln, die
die Voraussetzungen der Feststellung beriihren oder in Fage
stellen konnen.

*  Die Anlage wird hier nicht verdffentlicht.

Dies gilt auch fiirVerdnderungen der Antragstellerin mit ge-
sellschaftlichem oder wirtschaftlichem Bezug, die sich zum
Beispiel auf die Erfiillbarkeit der Biirgschaftserklarung aus-
wirken kdnnen.

2.5 Anderungen, Ergéinzungen und die Aufnahme von nachtriig-
lichen Auflagen bleiben, soweit dies fiir die Erfiillung der
Feststellungsvoraussetzungen erforderlich ist, v orbehalten.

2.6 Die Feststellung ergeht unter der auflosenden Bedingung,
dass die Antragstellerin die unter Nummer 2.1 genannten
Auflagen innerhalb der dort genannten Frist erfiillt.

3. Dieser Bescheid ist sofort vollziehbar.

4. Bei dem Ministerium fiir Landliche Entwicklung, Umw elt
und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg, Albert-
Einstein-Str. 42 - 46 (Dienstgebédude 2), 14473 Potsdam,
Zimmer 120, kann der Bescheid mit Begriindung innerhalb
von einem Monat nach Bekanntgabe eingesehen werden.

5. Die Antragstellerin trigt die K osten des Verfahrens. Die
Kostenentscheidung ergeht durch gesonderten Bescheid.

6. Aufdie Notwendigkeit, insbesondere folgende Anforderungen
der Verpackungsverordnung einzuhalten, wird hinge wiesen:

a) Die gesamte tatsdchlich erfasste Menge an Verpackun-
gen ist einer Verwertung zuzufiihren, soweit dies tech-
nisch moglich und wirtschaftlich zumutbar ist.

b) Die Kosten fiir die Erfassung, Sortierung sowie Verwer-
tung oder Beseitigung der einzelnen Verpackungsmate-
rialien sind offenzulegen.

Rechtsmittelbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Potsdam, Allee nach
Sanssouci 6, 14471 Potsdam, schriftlich oder zur Niederschrift
des Urkundsbeamten der Geschiftsstelle erhoben werden. Ge-
gen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann beim vor-
genannten Gericht ebenso die Wiederherstellung der aufschie-
benden Wirkung des Rechtsmittels beantragt werden.

Richtlinie des Ministeriums des Innern
zur Gewihrung von Zuwendungen
zur Sicherung der Kompatibilitit
der technischen Ausstattung der Regionalleitstellen
der kreisfreien Stiidte und Landkreise
(Richtlinie Regionalleitstellen)

Vom 31. Januar 2008

Auf Grund des § 16Abs. 3 Satz 1 des Brandenbugischen Finanz-
ausgleichsgesetzes vom 29. Juni 2004 (GVBI. I S. 262), der durch
Artikel 1 Nr. 4 des Gesetzes vom 24. Mai 2005 (GVBI. I S. 196)
eingefligt worden ist, bestimmt das Ministerium des Innem:
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2.

—_—
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Ziel der Zuwendungsgewihrung

Ziel der Zuwendungsgewéhrung ist die Sicherung der Kom-
patibilitit der technischen Ausstattung der Regionalleitstel-
len der kreisfreien Stadte und Landkreise untereinander und
mit dem Lagezentrum des Landes.

Zuwendungszweck, Gegenstand der Zuwendungsgewiih-
rung, Rechtsgrundlage

Das Land gewihrt den Trédgern der Regionalleitstellen nach
§ 16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 des Brandenburgischen Finanzaus-
gleichsgesetzes nach Maf3igabe dieser Richtlinie Zuwendun-
gen fiir die Herstellung der Kompatibilitdt der technischen
Ausstattung der integrierten Leitstellen der kreisfreien Stad-
te und Landkreise untereinander und mit dem Lagezentrum
des Landes (LZBK), insbesondere durch Herstellung von
Redundanz zwischen den Regionalleitstellen. Fiir die Um-
setzung dieser Richtlinie sind die Vorschriften der §§ 23
und 44 der Landeshaushaltsordnung mit den dazu ergange-
nen Verwaltungsvorschriften sinngemél anzuwenden.

2.2 Die inhaltliche Bestimmung des Gegenstandes der Zuwen-

dungsgewdhrung wird mafB3geblich durch das Projekt ,,Auf-
bau und Harmonisierung der Regionalleitstellen im Land
Brandenburg® vorgegeben. Die abschliefende Entschei-
dung iiber die jeweilige Mafinahme, fiir die eine Zuwendung
erfolgen soll, erfolgt durch Beschluss der Steuerungsgruppe
Regionalleitstellen, der je ein Vertreter der an den Regional-
leitstellen beteiligten kommunalen Gebietskdrperschaften
auf Ebene der Beigeordneten beziehungs weise der Dezer-
nenten angehort. Die weitere Zusammensetzung der Steue-
rungsgruppe ergibt sich aus der Geschéftsordnung der
Steuerungsgruppe.

2.3 Ein Rechtsanspruch auf Gewihrung einer Zuwendung be-

steht nicht. Die Be willigungsbehdrde (Nummer 7.4) ent-
scheidet iiber die Gewdhrung der Mittel nach pflichtgema-
Bem Ermessen und nach MaBgabe des jeweils giiltigen
Haushaltsplanes.

Zuwendungsempfinger

3.1 Antragsberechtigt und zugleich Zuw endungsempfanger

sind die Tréger der jeweiligen Regionalleitstelle gemél § 10
Abs. 1 des Brandenbur gischen Brand- und Katastrophen-
schutzgesetzes vom 24. Mai 2004 (GVBL. I S. 197) in Ver-
bindung mit der Regionalleitstellenverordnung vom 16. Mai
2007 (GVBI. II S. 125).

3.2 Die Stadt Brandenburg an der Havel wird als Trager der Re-

gionalleitstelle Stidwest bis zur rechtswirksamen Griindung
der Regionalleitstelle Stidwest anerkannt und ist antrags-
berechtigt.

4 Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Die zuwendungsrechtlichen Bewilligungsvoraussetzungen

gemdfl Nummer 1 der Verwaltungsvorschriften fiir Zuwen-
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dungen an Gemeinden zu § 44 der Landeshaushaltsordnung
sind sinngemif} anzuwenden und vom Zuwendungsempfan-
ger bei der Antragstellung nachzuweisen.

4.2 Die Ausgaben sind nur insoweit zuwendungsféhig, als diese

unter Beachtung der Grundsétze der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit vom Antragsteller im Finanzierungsplan ver-
anschlagt worden sind.

4.3 Die mit der Zuwendungsgewihrung verbundenen Folgekos-

6.

—

ten sind durch den Zuw endungsempfinger zu tragen. Bei
den Zuschiissen fiir Beschaffungen im Investitionsbereich
muss der Zuwendungsempfanger auch in finanzieller Hin-
sicht die Gewdhr fiir eine ordnungsgemafeVerwendung und
Unterhaltung, Versicherung, Wartung und Reparatur der

Technik bieten.

Art, Umfang und Hohe der Zuwendung

Die Zuwendung wird im Rahmen der Projektforderung ge-
wihrt; etwaige Riickforderungen richten sich nach demVer-
waltungsverfahrensgesetz fiir das Land Brandenburg und

den sinngemif anzuwendenden Vorschriften des § 44 der
Landeshaushaltsordnung.

Die Gewidhrung der Zuwendung erfolgt im Wege der Voll-
finanzierung der zuwendungsfdahigen Gesamtausgaben ei-
ner Mallnahme bezichungs weise der zuw endungsfahigen
Gesamtausgaben von Teilen einer Mafinahme bei den jewei-
ligen Tragern der Regionalleitstellen.

Die Summe aller Zuwendungen darf die gemil3 § 16 Abs. 1

Satz 2 Nr. 5 des Brandenburgischen Finanzausgleichsgeset-

zes in Verbindung mit dem Konzept zur Weiterentwicklung

des integrierten Brand- und Katastrophenschutzes im Land

Brandenburg (Landtag Brandenb urg Drucksache 4/4151)

jahrlich zur Verfiigung gestellten Mittel in Héhe von 2 Milli-
onen Euro nicht tiberschreiten. Diese Begrenzung gilt nicht

in Bezug auf nicht verausgabte Mittel aus den vorangegan-

genen Haushaltsjahren.

Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Neben den unter Nummer 2.1 genanntenVorschriften gelten
die Allgemeinen Nebenbestimmungen fiir Zuwendungen

zur Projektforderung an Gemeinden und die Verwaltungs-
vorschriften fiir Zuwendungen an Gemeinden sinngemaf.

6.2 Die Zuwendungen nach dieser Richtlinie kommen aus-

7.

—_

schlielich den kommunalen Gebietskdrperschaften zugute
und kénnen durch die Zuwendungsempfanger bei der Kal-
kulation von Benutzungsgebiihren gebiihrenwirksam be-
riicksichtigt werden. Die Zuwendungen nach dieser Richtli-
nie dienen nicht dem Zweck der finanziellen Entlastung der
Benutzer des Rettungsdienstes.

Verfahren

Antrége sind bei der Be willigungsbehdrde (Nummer 7.4)
schriftlich einzureichen. Der Antrag auf Gewidhrung einer
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Zuwendung ist unter Verwendung des Musters nach derAn-
lage zu stellen.

7.2 Der Trager der jeweiligen Regionalleitstelle erméchtigt in
der Regel bei Stellung des Antrages die Bewilligungsbehor-
de, die Beschaffungsmafinahmen als Treuhdnder durchzu-
fithren. Die Beschaffungen erfolgen in Verantwortung des
Ministeriums des Innem, welches sich geeigneter Dritter be-
dienen kann.

7.3 Eine Beschaffungsmafinahme soll dann nicht durch das
Ministerium des Innern als Treuhénder erfolgen, wenn eine
dezentrale Durchfithrung durch die je weiligen Trager der
Regionalleitstellen unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten
geeigneter ist, die MaBnahme zu verwirklichen.

7.4 Niheres zu den Terminen und Modalititen der Beantragung
der Zuwendungen sowie zur Bewirtschaftung der Mittel ge-
mal vorliegender Richtlinie wird den Antragsberechtigten
durch die Bewilligungsbehorde mitgeteilt.

7.5 Bewilligungsbehdrde ist das Ministerium des Innern des
Landes Brandenburg.

8 Ubergangsregelung

8.1 Der Trager einer Regionalleitstelle kann iibergangsweise zur
Verbesserung der Aufgabenerfiillung einen Antrag nach die-
ser Richtlinie stellen, sofern die Voraussetzungen fiir die
Auftragsvergabe nach dem Inkrafttreten des Ersten Gesetzes

zur Anderung des Brandenbur gischen Finanzausgleichs-
gesetzes vom 27. Oktober 2006 (GVBI. I S. 118) und vor
dem Inkrafttreten dieser Richtlinie geschaffen wurden.

8.2 Die Gewéhrung der Zuwendung nach Nummer 8.1 erfolgt
im Wege der Vollfinanzierung der zuw endungsfihigen
Gesamtausgaben einer Mafnahme beziechungs weise der
zuwendungsfdhigen Gesamtausgaben von Teilen einer
MaBnahme bei den jeweiligen Tridgern der Regionalleit-
stellen.

8.3 Der Antragsteller beantragt gleichzeitig die Zulassung einer
Ausnahme vom Grundsatz der Unzuléssigkeit des vorzeiti-
gen MafBnahmebeginns in sinngeméfer Anwendung der
Nummer 1.3.1 der Verwaltungsvorschriften fiir Zuwendun-
gen an Gemeinden zu § 44 der Landeshaushaltsordnung; der
Antrag ist an das Ministerium des Innern zu richten. Mit der
Zulassung des vorzeitigen Mafinahmebeginns durch das Mi-
nisterium des Innern ist noch keine Entscheidung {iber die
Gewihrung einer Zuwendung verbunden. Sollte der Zuwen-
dungsantrag abschligig beschieden werden, gehen die vom
Antragsteller mit dem vorzeitigen Maflnahmebeginn einge-
gangenen Verpflichtungen vollstindig zu seinen Lasten;
Forderungen und Regressanspriiche gegeniiber dem Land
Brandenburg bestehen nicht.

9 Inkrafttreten, Geltungsdauer

Diese Richtlinie tritt am 1. Februar 2008 in Kraft und gilt bis
zum 31. Dezember 2013.
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Anlage zur Richtlinie Regionalleitstellen (Antrag)

Absender

, den

Anschrift der Bewilligungsbehérde

Ministerium des Innern

Referat IV/2 AG 2
Henning-von-Tresckow-Str. 9 - 13
14467 Potsdam

Antrag auf Gewihrung einer Zuwendung zur Sicherung der Kompatibilitit
der technischen Ausstattung der Regionalleitstellen der kreisfreien Stidte und Landkreise
gemil der Richtlinie Regionalleitstellen vom 31. Januar 2008

1. Antragsteller

Name/Bezeichnung:

Anschrift:
Name:
Strafle/Ort:
Telefon:
Telefax:
E-Mail-Adresse:

Auskunft erteilt:
Name:
Strafle/Ort:
Telefon:
Telefax:
E-Mail-Adresse:

Gemeindekennziffer

Bankverbindung Kontonummer: Bankleitzahl:

Bezeichnung des Kreditinstituts:
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2. MabBnahme

Bezeichnung/angesprochener Zuwendungsbereich:

Durchfiihrungszeitraum (von/bis):

3. Gesamtkosten

Lt. beiliegendem Kostenvoranschlag/Kostengliederung/€

Beantragte Zuwendung/€

4. Finanzierungsplan

Zeitpunkt der voraussichtlichen Félligkeit (Kassenwirksamkeit)

200.. 200.. 200.. und folgende Jahre

in€

4.1 Gesamtkosten (Nr. 3)

4.2 Eigenanteil

4.3 Leistungen Dritter
(ohne 6ffentliche Forderung)

4.4 Beantragte/bewilligte Zuwendung
(ohne Nr. 4.5) durch

4.5 Beantragte Zuwendung




S. Beantragte Zuwendung
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Zuwendungsbereich Zuweisung Darlehen Schuldendiensthilfe v. H. der Gesamt-
in€ in€ in€ kosten
1 2 3 4 5
Summe:

6. Begriindung

6.1 Zur Notwendigkeit der MaBBnahmen (u. a.: Raumbedarf, Standort, Konzeption, Ziel, Zusammenhang mit anderen Maflnahmen,
MafBnahmen desselben Aufgabenbereiches in vorhergehenden oder folgenden Jahren, alternative Moglichkeiten, Nutzen)

6.2 Zur Notwendigkeit der Zuwendung und zur Finanzierung (u. a. Eigenmittel, Zuwendungshéhe, Landesinteresse an der Maf3-
nahme, alternative Zuwendungs- und Finanzierungsmoglichkeiten)
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7. Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen

(Darstellung der angestrebten Auslastung bzw. des Kostendeckungsgrades, Tragbarkeit der Folgelasten fiir den Antragsteller,
Finanzlage des Antragstellers usw.)

8. Erklirungen

Der Antragsteller erklért, dass
8.1 mit der MaBlinahme noch nicht begonnen wurde und auch vor Bekanntgabe des Zuwendungsbescheides nicht begonnen wird;

8.2 er zum Vorsteuerabzug

[J nicht berechtigt ist,

[] berechtigt ist und dies bei der Berechnung der Gesamtkosten (Nr. 3) beriicksichtigt hat (Preise ohne Umsatzsteuer);

8.3 die in diesem Antrag (einschl. Antragsunterlagen) gemachten Angaben vollstiindig und richtig sind.

(Ort/Datum) (Rechtsverbindliche Unterschrift)

9. Ergebnisse der Antragspriifung durch das Ministerium des Innermn

(Ort/Datum) (Dienststelle/Unterschrift)



Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 8 vom 27. Februar 2008 435

Vorpriifung zur Feststellung der UVP-Pflicht
fiir das Vorhaben Errichtung und Betrieb
von zwei Windkraftanlagen in 19357 Prottlin

Bekanntmachung des Landesumweltamtes Brandenburg
Vom 26. Februar 2008

Die Firma Denker & Wulf AG Feldscheide 2 in 24814 Sehestedt
beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) in der Gemarkung 19357 Prottlin,
Flur 2, Flurstiicke 67 und 132 im Landkreis Prignitz zwei Wind-
kraftanlagen zu errichten und zu betreiben.

Es handelt sich dabei um Anlagen der Nummer 1.6 Spalte 2 des
Anhanges der Verordnung iiber genechmigungsbediirftige Anla-
gen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der Nummer 1.6.2
Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes iiber die Umwveltvertraglich-
keitspriifung (UVPG).

Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine allge-
meine Vorpriifung des Einzelfalles durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Be ginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriger vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbststidndig anfechtbar . Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden
Unterlagen kénnen nach v orheriger telefonischer Anmeldung
unter der Telefonnummer 033201 442-486 wihrend der Dienst-
zeiten im Landesumweltamt Brandenburg, Regionalabteilung
West, Genehmigungsverfahrensstelle, Seeburger Chaussee 2,
Haus 3, Zimmer 311 in 14476 Btsdam, OT Grof3 Glienicke ein-
gesehen werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und adhnli-
che Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung v om 26. September 2002
(BGBL.IS. 3830), zuletzt gedndet durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470)

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Mérz 1997 (BGBI. I S. 504), zuletzt gedndert durch Artikel 3
des Gesetzes vom 23. Oktober 2007 (BGBIL. 1 S. 2470)

Gesetz liber die Umweltvertriaglichkeitsprifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 2005 (BGBL I S. 1757),
zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 23. Oktober
(BGBL.IS. 2470)

Landesumweltamt Brandenburg
Regionalabteilung West
Genehmigungsverfahrensstelle

Genehmigung fiir eine Windfarm,
bestehend aus 16 Windkraftanlagen
in 16306 Hohenselchow-Grof} Pinnow

Bekanntmachung des Landesumweltamtes Brandenburg
Vom 26. Februar 2008

Der Firma Denker & Wulf AG, Feldscheide 2, 24814 Sechestedt
wurde die Neugenehmigung gemil § 4 des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf dem Grundstiick in
16306 Hohenselchow-Grofl Pinnow, Gemarkung Grof§ Pinnow,
Flur 3, Flurstiicke 210, 237, 241, 245, 247, 250, 301, 302, 303,
306, 309 und 312 sowie Flur 4, Flurstiicke 28 und 31, im Gel-
tungsbereich des Bebauungs-Plans Nr. 2 ,,Windfeld Grof} Pin-
now - Kunower Weg, Kirschenallee, Mittelweg®, 16 Windkraft-
anlagen mit einer Gesamthohe von jeweils mehr als 50 m zu er-
richten und zu betreiben. Das Vorhaben unterlag einer Umwelt-
vertraglichkeitspriifung.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den
Betrieb von 16 Windkraftanlagen des Typs REpower MMS82 mit
einer Nabenhohe von 100 m, einem Rotordurchmesser vn 82 m
und einer Nennleistung von jeweils 2 MW (Gesamtnennleistung
32 MW).

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den
im Genehmigungsbescheid aufgefiihrten Nebenbestimmungen
erteilt.

Die sofortige Vollzichung gemif3 § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 Ver-
waltungsgerichtsordnung (VwGO) wurde besonders angeordnet.

In der Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz ist
tiber alle rechtzeitig vorgetragenen Einwendungen entschieden
worden.

Auslegung

Der Genehmigungsbescheid sowie die dazugehorigen Unterla-
gen liegen zwei Wochen vom 28. Februar 2008 bis einschlief3-
lich 12. Mirz 2008 im Landesumweltamt Brandenburg, Regio-
nalabteilung Ost, Genehmigungsverfahrensstelle, Dammweg 11,
Zimmer 2.15 in 16303 Schwedt/Oder und im Amt Gartz (Oder),
Kleine Klosterstrale 153, Zimmer 210 a in 16307 Gartz (Oder)
aus und kdnnen dort wiahrend der Dienststunden von jedermann
eingesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann binnen eines Monats nach Be-
kanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist
beim Landesumweltamt Brandenburg, Regionalabteilung Ost,
Genehmigungsverfahrensstelle, Miillroser Chaussee 50 in
15236 Frankfurt (Oder) schriftlich oder miindlich zur Nieder-
schrift einzulegen.

Hinweise
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid den Ein-

wendern und auch gegeniiber Dritten, die keine Einwendungen
erhoben haben, als zugestellt.
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Nach der 6ffentlichen Bekanntmachung konnen der Bescheid

und seine Be griindung bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist
von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, beim Lan-
desumweltamt schriftlich angefordert werden.

Widerspruch und Anfechtungsklage Dritter ge geniiber dieser
Genehmigung haben keine aufschiebende Wirkung. Auf Antrag
kann das Verwaltungsgericht Potsdam die aufschiebende Wir-
kung ganz oder teilweise wieder herstellen (§ 80 Abs. 3 in Ver-
bindung mit § 80 Abs. 5 VwGO).

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hnli-
che Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung v om 26. September 2002
(BGBIL.1S. 3830), zuletzt gedindert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470)

Neunte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBI. I S. 1001), zuletzt gedndert durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470)

Gesetz iiber die Umw eltvertréglichkeitspriifung (UVPG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 2005 (BGBI. I
S. 1757, 2797), zuletzt gednder t durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470)

Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der F assung der Be-
kanntmachung vom 19. Mérz 1991 (BGBI. I S. 686), zuletzt ge-
andert durch Artikel 13 des Gesetzes vom 12. Dezember 2007
(BGBI. T S. 2840)

Landesumweltamt Brandenburg
Regionalabteilung Ost
Genehmigungsverfahrensstelle

Errichtung und Betrieb von 20 Windkraftanlagen
in 15926 Luckau

Bekanntmachung des Landesumweltamtes Brandenburg
Vom 26. Februar 2008

Die Firma Windfarm Dubener Platte GmbH & Co. KG, Blinle 6
in 26789 Leer, beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf den Gr undstiicken
in der Gemarkung Duben, Flur 1, Flurstiicke 1, 6/1, 17, 23,
26/4, 67 und 76, Flur 2, Flurstiicke 9 und 22, Gemarkung
Kaden, Flur 1, Flurstiick 131, Gemarkung Kreblitz, Flur 4,
Flurstiicke 24 und 28, Gemarkung Luckau Alte Heide 02,
Flur 7, Flurstiicke 42, 73, 76, 85, 86, und 113, 20 Windkraft-
anlagen zu errichten und zu betreiben.

Gemal § 1 Abs. 2 der Neunten Verordnung zur Durchfiihrung

des BImSchG ist fiir das Vorhaben die Durchfithrung einer Um-
weltvertriglichkeitspriifung vorgesehen.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den
Betrieb von 20 Windkraftanlagen des Typs Vestas V 90 mit ei-
nem Rotordurchmesser von 90 m und einer Nabenhdhe v on
105 m. Die Leistung soll 2 MW, je Anlage betragen.

Die Inbetriebnahme derAnlage ist fiir Dezember 2008 vorgesehen.
1. Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehdrigen Unterlagen
werden einen Monat vom 06.03.2008 bis einschliellich
07.04.2008 im Landesumweltamt Brandenburg, Regionalabtei-
lung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle, Von-Schon-Strafle 7
in 03050 Cottbus, Zimmer 4.27 und bei der Stadt Luckau, Bau-
amt, Am Markt 34 in 15926 Luckau sowie im Amt Unterspree-
wald, Bauamt, Hauptstraie 49 in 15910 Schonwald OT Schon-
walde ausgelegt und konnen dor t wihrend der Dienststunden
von jedermann eingesehen werden.

I1. Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben kénnen wihrend der Einwen-
dungsfrist vom 06.03.2008 bis einschlieBlich 21.04.2008schrift-
lich bei einer der vorgenannten Stellen erhoben werden. Mit Ablauf
der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.

I11. Erorterungstermin

Soweit gegeniiber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, trifft die Genehmigungsbehorde
nach Ablauf der Einwendungsfrist eine Ermessensentscheidung
dartiiber, ob die erhobenen Einwendungen einer Erorterung be-
diirfen. Diese Entscheidung wird 6f fentlich bekannt gemacht.

Wird ein Erérterungstermin durchgefiihrt, so findet dieser am
11.06.2008 um 10:00 Uhr, im Sitzungssaal des Rathauses,

Am Markt 34 in 15926 Luckau statt. Kann die Er6rterung an
diesem Tag nicht abgeschlossen werden, wird der Erérterungs-
termin an den folgenden Werktagen fortgesetzt. Es wird darauf
hingewiesen, dass die for mgerecht erhobenen Einwendungen
auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die
Einwendungen erhoben haben, erortert werden.

IV. Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
horden, deren Aufgabenbereich beriihrt wird, bekannt zu geben.
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn
diese zur ordnungsgeméfBen Durchfithrung des Genehmigungs-
verfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der Entschei-
dung tiber die Einwendungen kann durch 6ffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden.

V. Rechtsgrundlagen
Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch

Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hnli-
che Vorgéinge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BimSchG) in
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der Fassung der Bekanntmachung v om 26. September 2002
(BGBI. I S. 3830), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 23. Oktober 2007 (BGBL. I S. 2470)

Neunte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBL. I S. 1001), zuletzt gedndert durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470)

Gesetz tber die Umw eltvertraglichkeitspriifung (UVPG) vom
25. Juni 2005 (BGBI. I S. 1757), zuletzt gedndert durch Artikel 2
des Gesetzes vom 23. Oktober 2007 (BGBI. 1 S. 2470)

Landesumweltamt Brandenburg
Regionalabteilung Stid
Genehmigungsverfahrensstelle

Wesentliche Anderung und Betrieb einer Anlage
zur Herstellung von Polyurethan-Schaumstoffen
in 03172 Guben

Bekanntmachung des Landesumweltamtes Brandenburg
Vom 26. Februar 2008

Die Megaflex Schaumstoffe GmbH, Forster Strafle 34 in 03172
Guben beantragt die Genehmigung nach § 16 des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes (BImSchG), auf den Gr undstiicken in
der Gemarkung Guben Flur 17, Flurstiicke 442, 446, 456, 447,
Flur 18, Flurstiicke 283, 287, 292, Flur 19, Flurstiick 412die An-
lage zur Her stellung von Polyurethan-Schaumstoffen we-
sentlich zu dndern und derart geéndert zu betreiben. Zukiinftig
ist vorgesehen, im nordostlichen Teil des Industriegebietes Siid
eine weitere Blockschaumlinie mit einer Produktionskapazitit
von 30 t/h zu errichten.

Neben der Schdumhalle mit Tanklager und Verfahranlage wer-
den eine Frischblocklagerhalle, eine Blocklagerhalle, eine Zu-
schnitthalle sowie eine Produktionshalle errichtet. Ebenso vor-
gesehen ist der Bau eines Verwaltungsgebdudes mit Biiro- und
Sozialtrakt. Die Freiflichen zwischen den Gebduden werden
tiefbaulich erschlossen sowie als Zufahrtstralen und Parkfla-
chen angelegt.

Ein gleichzeitiger Betrieb der beiden Blockschaumlinien ist aus-
geschlossen.

Die Firma beantragt die Zulassung des vorzeitigen Beginns nach
§ 8 a BImSchG fiir ErschlieBungsarbeiten und die Errichtung
der Blocklager- und Zuschnitthalle.

Die Inbetriebnahme der Anlage ist fiir das 4. Quartal 2008 vor-
gesehen.

1. Auslegung

Der Genehmigungsantrag so wie die dazugehorigen Unterla-
gen werden einen Monat vom 06.03.2008 bis einschliefllich

07.04.2008 im Landesumweltamt Brandenburg, Regionalabtei-
lung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle, Von-Schon-Strafie 7
in 03050 Cottbus und bei der Stadtverwaltung Guben, Service-
Center, Gasstrafle 4 in 03172 Guben ausgelegt und kénnen dort
wihrend der Dienststunden bzw Offnungszeiten von jedermann
eingesehen werden.

II. Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben kdnnen wéhrend der Ein-
wendungsfrist vom 06.03.2008 bis einschliefllich 21.04.2008
schriftlich bei einer der vorgenannten Stellen erhoben werden.
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen aus-
geschlossen, die nicht auf besonderen pri vatrechtlichen Titeln
beruhen.

I11. Erdrterungstermin

Soweit gegeniiber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, trifft die Genehmigungsbehorde
nach Ablauf der Einwendungsfrist eine Ermessensentscheidung
dariiber, ob die erhobenen Einwendungen einer Erdrterung be-
diirfen. Diese Entscheidung wird 6f fentlich bekannt gemacht.

Wird ein Eror terungstermin durchgefiihrt, so findet dieser
am 28.05.2008 um 10:00 Uhr, im Deutsch-Slawischen Kul-
turzentrum ,,Ludwig-A.-Meyer-Haus“, Uferstrafie 11 in
03172 Guben statt. Kann die Erotterung an diesemTag nicht ab-
geschlossen werden, wird der Erdrterungstermin an den folgen-
den Werktagen fortgesetzt. Es wird darauf hingewiesen, dass die
formgerecht erhobenen Einwendungen auch bei Ausbleiben des
Antragstellers oder von Personen, die Einwendungen erhoben
haben, erdrtert werden.

IV. Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
horden, deren Aufgabenbereich beriihrt wird, bekannt zu geben.
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn
diese zur ordnungsgemédBen Durchfithrung des Genehmigungs-
verfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der Entschei-
dung iiber die Einwendungen kann durch 6ffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden.

Fiir das Vorhaben wurde gemiB § 3¢ des Gesetzes iiber die Um-
weltvertraglichkeitspriifung eine allgemeine Vorpriifung des
Einzelfalls durchgefiihrt. Es wurde festgestellt, dass keine Ver-
pflichtung zur Durchfiithrung einer Umweltvertraglichkeitsprii-
fung (UVP) besteht. Diese F eststellung ist nicht selbststéindig

anfechtbar. Die Unterlagen sowie die Begriindung fiir das Ent-

fallen der UVP-Pflicht kénnen im Landesumweltamt Branden-

burg, Regionalabteilung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle,

Von-Schon-Strafie 7 in 03050 Cottbus eingesehen werden.

V. Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhnli-
che Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BimSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung v om 26. September 2002
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(BGBI.1S. 3830), zuletzt geéindert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 23. Oktober 2007 (BGBL. I S. 2470)

Neunte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBI. I S. 1001), zuletzt gedndert durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470)

Gesetz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 2005 (BGBL I S. 1757),
zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 23. Oktober
2007 (BGBI. I S. 2470)

Landesumweltamt Brandenburg
Regionalabteilung Siid
Genehmigungsverfahrensstelle

Genehmigung fiir eine Biogasanlage
in 14913 Wahlsdorf

Bekanntmachung des Landesumweltamtes Brandenburg
Vom 26. Februar 2008

Der Firma Biogas Wahlsdorf Betriebs GmbH & Co. KG, Zur
Spredaer Miihle 21 in 49377 Vechta, OT Langenférden wurde
die Anderungsgenehmigung gemif § 16 des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes (BImSchQG) erteilt, auf dem Gundstiick Pet-
kuser Strafie in 14913 Wahlsdorf eine Verbrennungsmotoranla-
ge zur Erzeugung von Strom und Wirme fiir den Einsatz v on
Biogas in wesentlichen Teilen zu dndern. Es ist beabsichtigt, die
genehmigte Inputmenge der Biogasanlage zu erhéhen. Dazu soll
die Lagerkapazitit des Nachgdrers und des Gérrestlagers sowie
die Kapazitit des Gasspeichers erw eitert werden. Zwischen
Dosierer und Giillezuleitung zum Fermenter soll ein Mischzer-
kleinerer vom Typ ,,Borger” zwischengeschaltet werden. Zu-
siitzlich sollen Anderungen am Annahmeschauer vorgenommen
werden.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den
im Genehmigungsbescheid aufgefiihrten Nebenbestimmungen
erteilt.

Auslegung

Die Genehmigung liegt mit einer Ausfertigung der genehmigten
Antragsunterlagen in der Zeit 28.02.2008 bis 12.03.2008 im
Landesumweltamt Brandenburg, Regionalabteilung Siid, Ge-
nehmigungsverfahrensstelle, Von-Schon-Strafle 7 in 03050 Cott-
bus, Zimmer 4.27 zur Einsichtnahme wihrend der Dienststun-

den aus. Um telefonische Anmeldung unter der Telefonnummer
0355 4991-1411 wird nach Mdoglichkeit gebeten.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid als be-
kannt gegeben.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die oben genannte Genehmigung kann innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der
Widerspruch ist beim Landesumweltamt Brandenburg, Regio-
nalabteilung Siid, Von-Schon-Strafie 7 in 03050 Cottbus schrift-
lich oder miindlich zur Niederschrift einzulegen.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhnli-
che Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002
(BGBL.IS. 3830), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 23. Oktober 2007 (BGBL. I S. 2470)

Neunte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsv erfah-
ren - 9. BImSchV) in der F assung der Bekanntmachung vom
29. Mai 1992 (BGBI. I S. 1001), zuletzt gedndert durch Arti-
kel 4 des Gesetzes vom 23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470)

Landesumweltamt Brandenburg
Regionalabteilung Stid
Genehmigungsverfahrensstelle

Genehmigung fiir eine Biogasanlage
in Lauchhammer

Bekanntmachung des Landesumweltamtes Brandenburg
Vom 26. Februar 2008

Der Firma MB ()koProjekt GmbH & Co. KG, Frontenhausener
StraBe 33 in 84137 Vilsbiburg wurde die Anderungsgeneh-
migung gemil § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(BImSchG) erteilt, auf dem Grundstiick Torgauer Strafle 23 in
01979 Lauchhammer eine Verbrennungsmotoranlage zur Erzeu-
gung von Strom und Warme fiir den Einsatz von Biogas in we-
sentlichen Teilen zu dndern. Die genehmigte Verbrennungsmo-
toranlage zur Erzeugung von Strom und Warmwasser fiir
den Einsatz von Biogas mit einer Feuerungswérmeleistung von
1,770 Megawatt (Biogasanlage) soll durch den Zubau einer
zweiten identischen Biogasanlage mit gleicher Leistung wesent-
lich gedndert werden. Gleichzeitig soll zusétzlich die Technolo-
gie der Trockenvergirung eingefiihrt und alternativ verwendet
werden. Hierfiir ist die Errichtung weiterer peripherer Anlagen
(Giilleseparation, Gérrestseparation) einschlielich Lagerkapa-
zitét fiir separierten Gérreststoff erforderlich. Durch die Erwei-
terung der Anlage erhoht sich die Durchsatzleistung, die thermi-
sche und die elektrische Leistung verdoppeln sich.

Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine allge-
meine Vorpriifung des Einzelfalles durchzufiihren in deren Er-
gebnis festgestellt wurde, dass fiir das Vorhaben keine UVP-
Pflicht besteht.
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Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den
im Genehmigungsbescheid aufgefiihrten Nebenbestimmungen
erteilt.

Auslegung

Die Genehmigung lie gt in der Zeit vom 28.02.2008 bis
12.03.2008 im Landesumweltamt Brandenburg, Regionalabtei-
lung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle, Von-Schon-Strafie 7
in 03050 Cottbus, Zimmer 4.27 zur Einsichtnahme wéhrend der
Dienststunden aus. Um telefonische Anmeldung unter der Tele-
fonnummer 0355 4991-1411 wird nach Mdglichkeit gebeten.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid als be-
kannt gegeben.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die oben genannte Genehmigung kann innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der
Widerspruch ist beim Landesumweltamt Brandenburg, Regio-
nalabteilung Siid, Von-Schon-Stralle 7 in 03050 Cottbus schrift-
lich oder miindlich zur Niederschrift einzulegen.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hnli-
che Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BiImSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung v om 26. September 2002
(BGBL.IS. 3830), zuletzt gedndett durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470)

Neunte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBI. I S. 1001), zuletzt gedndert durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470)

Gesetz iiber die Umw eltvertraglichkeitspriiftung (UVPG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 2005 (BGBI. I
S. 1757), zuletzt gednder t durch Artikel 2 des Gesetzes v om
23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470)

Landesumweltamt Brandenburg
Regionalabteilung Stid
Genehmigungsverfahrensstelle

Genehmigung fiir eine Anlage zur Herstellung
von Stiarkemehlen in 15938 Golfien

Bekanntmachung des Landesumweltamtes Brandenburg
Vom 26. Februar 2008

Der Firma Emsland-Stidrke GmbH, Am Bahnhof 3 - 4 in 15938
GolBen wurde die Anderungsgenehmigung gemif § 16 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf dem

Grundstiick Am Bahnhof 3 - 4 in 15938 Golf3en die Anlage zur
Herstellung von Starkemehlen in wesentlichen Teilen zu dndern.

Das Vorhaben umfasst die Erweiterung der maschinentechni-
schen Ausriistung, die Erh6hung der Trockner-Schornsteine, die
zusitzliche Lagerung des in der benachbatten Anlage zur Erbsen-
eiweiligewinnung der Fa. Emsland Aller-Aqua GmbH anfallen-
den Restfruchtwassers sowie die Herstellung und Veredlung von
Erbsenstiarkemehl in der vorhandenen Starkegewinnungsanlage.

Nach § 3c des Gesetzes iiber die Umweltvertraglichkeitspriifung
(UVPQG) war fiir das beantragte Vorhaben eine standortbezoge-
ne Vorpriifung des Einzelfalles durchzufiihren, in deren Ergeb-
nis festgestellt wurde, dass fiir das Vorhaben keine UVP-Pflicht
besteht. Diese Feststellung ist nicht selbststidndig anfechtbar.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den
im Genehmigungsbescheid aufgefiihrten Nebenbestimmungen
erteilt.

Auslegung

Die Genehmigung lie gt in der Zeit vom 28.02.2008 bis
12.03.2008 im Landesumweltamt Brandenburg, Regionalabtei-
lung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle, Von-Schon-Strafie 7
in 03050 Cottbus, zur Einsichtnahme wihrend der Dienststun-
den aus. Um telefonische Anmeldung unter der Telefonnum-
mer 0355 4991-1411 wird nach Moglichkeit gebeten.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid als be-
kannt gegeben.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die oben genannte Genehmigung kann innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der
Widerspruch ist beim Landesumweltamt Brandenburg, Regio-
nalabteilung Siid, Von-Schon-Strafie 7 in 03050 Cottbus schrift-
lich oder miindlich zur Niederschrift einzulegen.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhnli-
che Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BiImSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung v om 26. September 2002
(BGBL.IS. 3830), zuletzt gedndet durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470)

Neunte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBL. I S. 1001), zuletzt gedndert durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470)

Gesetz iiber die Umw eltvertréaglichkeitspriifung (UVPG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 2005 (BGBI. I
S. 1757), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes v om
23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470)

Landesumweltamt Brandenburg
Regionalabteilung Siid
Genehmigungsverfahrensstelle
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Genehmigung fiir eine Windkraftanlage
in 03238 Lugau

Bekanntmachung des Landesumweltamtes Brandenburg
Vom 26. Februar 2008

Der Firma UKA Umw eltgerechte Kraftanlagen Standor tent-
wicklung GmbH & Co. KG, Weinbergstrafle 22, 16259 Beiers-
dorf-Freudenberg wurde die Neugenehmigung nach § 4 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf dem
Grundstiick Flur 1, Flurstiick 315 in der Gemarkung Lugau eine
Windkraftanlage zu errichten und zu betreiben.

Das Vorhaben umfasst die Errichtung und den Betrieb einer
Windkraftanlage mit einem Rotordurchmesser von 90 m, einer
Nabenhohe von 105 m und einer Leistung von 2,0 MW,

Nach § 3c des Gesetzes iiber die Umweltvertraglichkeitspriifung
(UVPG) war fiir das beantragte Vorhaben eine standortbezoge-
ne Vorpriifung des Einzelfalles durchzufiihren, in deren Ergeb-
nis festgestellt wurde, dass fiir das Vorhaben keine UVP-Pflicht
besteht. Diese Feststellung ist nicht selbststéindig anfechtbar.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den
im Genehmigungsbescheid aufgefiihrten Nebenbestimmungen
erteilt.

Auslegung

Die Genehmigung lie gt inder Zeit vom 28.02.2008 bis
12.03.2008 im Landesumweltamt Brandenburg, Regionalabtei-
lung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle, Von-Schon-Strafie 7
in 03050 Cottbus, zur Einsichtnahme wihrend der Dienststun-
den aus. Um telefonische Anmeldung unter der Telefonnummer
0355 4991-1411 wird nach Mdglichkeit gebeten.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid als be-
kannt gegeben.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die oben genannte Genehmigung kann innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der
Widerspruch ist beim Landesumweltamt Brandenburg, Regio-
nalabteilung Siid, Von-Schon-Stralle 7 in 03050 Cottbus schrift-
lich oder miindlich zur Niederschrift einzulegen.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhnli-
che Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung v om 26. September 2002
(BGBL.TS. 3830), zuletzt gedndet durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 23. Oktober 2007 (BGBIL. I S. 2470)

Neunte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBI. I S. 1001), zuletzt gedndert durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470)

Gesetz tiber die Umweltvertriaglichkeitspriifung (UVPG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 2005 (BGBI. 1
S. 1757), zuletzt gednder t durch Artikel 2 des Gesetzes v om
23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470)

Landesumweltamt Brandenburg
Regionalabteilung Stid
Genehmigungsverfahrensstelle

Vorpriifung zur Feststellung der UVP-Pflicht
fiir das Vorhaben Errichtung und Betrieb
von zwei Windkraftanlagen in 14669 Ketzin

Bekanntmachung des Landesumweltamtes Brandenburg
Vom 26. Februar 2008

Die Firma Renergiepartner GmbH, Coppistr. 1e in 16227 Ebers-
walde beantragt die F eststellung der UVP-Pflicht nach § 3a
UVPG fiir die Er richtung und Betrieb einer Windkraftanlage
(Vestas V90) in der Gemarkung K etzin Flur 18, Flurstiick 26
und einer Windkraftanlage (Vestas V90) in der Gemarkung Fal-
kenrehde, Flur 4, Flurstiick 4. Es handelt sich dabei umAnlagen
der Nummer 1.6 Spalte 2 desAnhanges der Verordnung iiber ge-
nehmigungsbediirftige Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein
Vorhaben der Nummer 1.6.2 Spalte 2 derAnlage 1 des Gesetzes
iiber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG).

Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine allge-
meine Vorpriifung des Einzelfalles durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte vor Beginn des Genehmigungsverfah-
rens auf der Gr undlage der von der Firma Renergiepartner
GmbH vorgelegten Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir das
oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbststéindig anfechtbar . Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden
Unterlagen kénnen nach v orheriger telefonischer Anmeldung
unter der Telefonnummer 033201 442-486 wiahrend der Dienst-
zeiten im Landesumweltamt Brandenburg, Seeburger Chaussee 2,
Haus 3, Zimmer 328, 14476 Potsdam/OT Grof} Glienicke, ein-
gesehen werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhnli-
che Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung v om 26. September 2002
(BGBL.IS. 3830), zuletzt gedndet durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470)

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
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lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Mirz 1997 (BGBL. I S. 504), zuletzt gedndert am 23. Oktober

2007 (BGBLI. I S. 2470)

Gesetz tlber die Umw eltvertrdglichkeitspriifung (UVPG) in

der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 2005 (BGBI. I

S. 1757), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes v om
23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470 )

Landesumweltamt Brandenburg
Regionalabteilung West
Genehmigungsverfahrensstelle

BEKANNTMACHUNGEN DER K"(")RPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND
STIFTUNGEN DES OFFENTLICHEN RECHTS

Regionale Planungsgemeinschaft Havelland-Flaming
Haushaltssatzung der Regionalen
Planungsgemeinschaft Havelland-Fliming
fiir das Haushaltsjahr 2008

Vom 8. Februar 2008

Aufgrund des § 76 der Gemeindeordnung (GO) wird nach Be-
schluss der Re gionalversammlung vom 07.02.2008 folgende
Haushaltssatzung erlassen:

§1

Der Haushaltsplan fiir das Haushaltsjahr 2008 wird

2008

1. im Verwaltungshaushalt
in der Einnahme auf 386.400 EUR
in der Ausgabe auf 386.400 EUR
und

2. im Vermdgenshaushalt
in der Einnahme auf 6.000 EUR
in der Ausgabe auf 6.000 EUR

festgesetzt.

§2
Es wird festgesetzt:

1. Kredite werden nicht festgesetzt.

2. Verpflichtungserméchtigungen werden nicht festgesetzt.

3. Kassenkredite werden nicht festgesetzt.

§3

(1) Ausgaben diirfen nur in der Héhe der Einnahmen geleistet
werden.

(2) Mit dem Haushaltsplan wird der Stellenplan bestétigt.

§4

(1) Uber iiberplanmiBige und auBerplanmiBige Ausgaben ge-
mil § 81 Abs. 1 Satz 2 GO entscheidet der Re gionalvorstand.

(2) Nichterhebliche iiber- und auBerplanméfige Ausgaben im
Sinne des § 81 Abs. 1 Satz 4 GO sind Ausgaben, die den Betrag
in Hohe von 15.000 EUR nicht {ibersteigen.
Teltow, den 08.02.2008
Koch
Vorsitzender der Regionalversammlung der

Regionalen Planungsgemeinschaft
Havelland-Fléming
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Fiir alle nachstehend veroffentlichten Zwangsversteige-
rungssachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder
wird ein Recht spiter als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spdtestens imTermin
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw.
Glédubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der F eststel-
lung des geringsten Gebots nicht beriicksichtigt und bei deiVer-
teilung des Versteigerungserloses dem Anspruch des Glaubigers
und den iibrigen Rechten nachgesetzt. So weit die Anmeldung
oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unter-
bleibt oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der
Anspruch aus diesem Recht génzlich unberiicksichtigt.

Es ist zweckmaiBig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine ge-
naue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag,
Zinsen und Kosten der Kiindigung und der die Befriedigung aus
dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsverfol-
gung, einzureichen und den beanspr uchten Rang mitzuteilen.
Der Berechtigte kann die Erklarung auch zur Niederschrift der
Geschiftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsge-
genstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehdrs ent-
gegensteht, wird aufgefordert, die Authebung oder einstweilige
Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht den
Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt fiir das Recht deiver-
steigerungserlds an die Stelle des v ersteigerten Gegenstandes.

Amtsgericht Bad Liebenwerda

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 15. April 2008, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenw erda, Saal 5, das im Wohnungs-
grundbuch von Falkenberg Blatt 1586 -eingetragene Woh-
nungseigentum; Bezeichnung gemif Bestandsverzeichnis:
179,864/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick Flur 6,
Flurstiick 32, Gebaude- und Gebaudenebenflache Schiitzenstra-
Be 6, grofl 1.207 m* verbunden mit dem Sondereigentum an der
Wohnung nebst Kellerraum Nr. 4 des Aufteilungsplanes
versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: Es handelt sich um eine Eigen-
tumswohnung nebst Keller (ca. 10 m?) in einem Mehrfamilien-
haus mit einer Wohnfléche von ca. 69 m’.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 10.04.2007.

Der Verkehrswert wurde gemél3 § 74 a Abs. 5, § 85 a ZVG fest-
gesetzt auf 46.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 17/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 15. April 2008, 14:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, Haus A, 1. Etage, Saal 5, das im Grundbuch von
Fichtenberg Blatt 20 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 12, Flur 3, Flurstiick 510/146, Gebdude- und Freifldche
Wohnen, Landwirtschaftsfliche Ackerland, Lange
Stral3e, grof3 4.680 m’
versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: Bebaut mit zweigeschossigem
Wohnhaus (Einfamilienhaus mit Einlie gerwohnfldche; Wohn-
flachen nicht in sich abgeschlossen), einem stark sanierungsbe-
diirftigen Stallgebdude sowie einer z. T. baufdlligen Hofscheune
(Gebéude vor 1900 erbaut, Dachhaut und Fenster des Wohnhau-
ses ca. 2000 erneuert).
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 04.07.2006.

Der Verkehrswert wurde gemédlB § 74 a Abs. 5, § 85 a ZVG auf
20.000,00 EUR festgesetzt.
Geschifts-Nr: 15 K 130/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Dienstag, 15. April 2008, 15:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, Haus A, 1. Etage, Saal 5, die im Grundbuch von Kélsa
Blatt 397 eingetragenen Grundstiicke, Bezeichnung gemil} Be-
standsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Flur 4, Flurstiick 62/2, Gebdude- und Gebdudene-
benfldchen, grofl 900 m?,
Ifd. Nr. 3, Flur 4, Flurstiick 324, Gebaude- und Freiflache
Hauptstr. 16, grofl 627 n’,
Flur 4, Flurstiick 325, Gebdude- und Freiflache
Hauptstr. 16, grof3 278 m?
versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: Bebaut mit einem einfachen zwei-
geschossigen Wohngebédude mit Anbau (2-Familienhaus; Bj. ca.
in der ersten Hélfte des 20. Jahrhunderts; WF ca. 189 n?; Anbau
ca. 1990) und umfangreichen Nebengebéduden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 05.06.2007.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 a Abs. 5, § 85 a ZVG fest-
gesetzt auf:

Flurstiick 62/2 1,00 EUR

Flurstiicke 324 u. 325 83.300,00 EUR

Gesamtobjekt: 75.700,00 EUR.

Geschifts-Nr: 15 K 62/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Donnerstag, 17. April 2008, 9:00 Uhr
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im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-

platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von

KoBidorf Blatt 479 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung

gem. Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Flur 16, Flurstiick 76, Gebaude- und Gebaudene-
benflache, grof 1.385 m?

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Das Grundstiick in der Lieben-

werdaer Strafle 4 in KoB3dorf (Gemeindeteil Lonnewitz) ist be-

baut mit einem eingeschossigen Einfimilienhaus mit Anbau, mit

spitzem und groftenteils ausgebautem Satteldach und teilveiser

Unterkellerung (Doppelhaushilfte; Bj. ca. 1933;  Anbau ca.

1996; WF ca. 120 m ?) sowie verschiedenen Nebengebduden

(Stall- und Lagergebaude mit Hithnerstallanbau, Doppelgarage

sowie neuwertige Uberdachung).

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-

getragen worden am 20.08.2007.

Der Verkehrswert wurde gemill § 74 a Abs. 5, § 85 a ZVG fest-
gesetzt auf: 55.000,00 EUR.
Geschifts-Nr: 15 K 91/07

Zwangsversteigerung

Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Donnerstag, 17. April 2008, 10:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-

platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, die im Grundbuch von

Herzberg Blatt 343 cingetragenen Grundstiicke;

Bezeichnung gemil Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 2, Flur 8, Flurstiick 96/2, Gebaude- und Gebaudene-
benfldchen, An der Schanze, grof3 495 m?,

Ifd. Nr. 3, Flur 8, Flurstiick 96/4, Gebaude- und Gebdudene-
benfléchen, E.-Thdlmann-Str. 73, grof3 271 m?’,

Ifd. Nr. 4, Flur 8, Flurstiick 96/5, Gebaude- und Gebaudene-
benflachen, E.-Thalmann-Str. 73, grof} 583 m’

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Die Grundstiicke in der Schliebe-

ner Strafle 73 sind bebaut mit einem gemischt genutzten Gebau-

de (Gewerbe und Wohnen im EG, Wohnen im OG) sowie Gara-

gen und liegen im Sanierungsgebiet und Denkmalbereich.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-

getragen worden am 05.06.2007.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 a Abs. 5, § 85 a ZVG fest-
gesetzt auf:

Flurstiick 96/4 11.000,00 EUR
Flurstiick 96/5 60.000,00 EUR
Flurstiick 96/2 19.000,00 EUR
Gesamt: 95.000,00 EUR

eventuelles Zubehor
Geschifts-Nr: 15 K 63/07

303,00 EUR.

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 17. April 2008, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Gundbuch von
Finsterwalde Blatt 5251 eingetragene Grundstiick; Bezeich-
nung gemél Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Flur 10, Flurstiick 1/2, Gebaude- und Freiflichen
Berliner Str. 20, grof3 3.353 m?

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Das Grundstiick in zentraler und

verkehrsgiinstiger Lage des historisch gewachsenen Stadtgebie-

tes von Finsterwalde ist vorwiegend mit geschiftlich genutzten

Gebiduden (Ausstellungs-, Mehrzweck-, Werkstattgebédude; fast

vollstdndig vermietet) bebaut.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-

getragen worden am 26.02.2007.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbs. 5, § 85 a ZVG fest-
gesetzt auf: 328.100,00 EUR.
Geschifts-Nr: 15 K 30/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 24. April 2008, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebaude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenw erda, Saal 1, das im Wohnungs-
grundbuch von Finsterwalde Blatt 7250 ecingetragene Woh-
nungseigentum; Bezeichnung geméal Bestandsverzeichnis:
135,8/1000 Miteigentumsanteil am Gr undstiick Flur 9, Flur-
stiick 406, Gebédude- und Feiflache, grol 417 m’ verbunden mit
dem Sondereigentum an der im Aufteilungsplan mit 2.2 be-
zeichneten Wohnung im 2. Obeigeschoss rechts mit einerWohn-
flache von ca. 77,45 nr sowie dem Sondernutzungsrecht an dem
im Aufteilungsplan mit 2.2 bezeichnetem Pkw-Abstellplatz
versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: Die Wohnung in der Johannes-
Knoche-Strafe 9 liegt in der 2. Etage hat 3 Zimmer mit Kiiche
und Bad.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 31.01.2007.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74 a Abs. 5, § 85 a ZVG fest-
gesetzt auf 52.000,00 EUR.

Im Termin am 02.10.2007 ist der Zuschlag versagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapital-
wertes der nach denVersteigerungsbedingungen bestehen blei-
benden Rechte die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht
hat.

Geschifts-Nr: 15 K 16/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 6. Mai 2008, 14:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 5, das im Gundbuch von
Lugau Blatt 168 cingetragene Grundstiick, Bezeichnung ge-
maf Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 2, Flurstiick 46, Hauptstr. 63, grof3 480 m?
versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: Wohngrundstiick bebaut mit ei-
nem Einfamilienhaus, Garagennebengebédude so wie Abstell-
schuppen.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 15.11.2006.
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Der Verkehrswert wurde gemill § 74 a Abs. 5, § 85 a ZVG fest-
gesetzt auf' 19.000,00 EUR.
Geschifts-Nr: 15 K 184/06

Amtsgericht Cottbus

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 23. April 2008, 14:00 Uhr

im Amtsgericht Cottbus, Gerichtsplatz 2 in Cottbus, 1. Obeige-
schoss, Saal 317, das im Grundbuch von Forst Blatt 9566 cin-
getragene Grundstiick, Bezeichnung geméif Bestandsvwerzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Forst, Flur 20, Flurstiick 46 Albertstr. 14,

GroBe: 855 m’
versteigert werden.
Das Grundstiick in guter Wohnlage (im Sanierungsgebiet ,, West-
liche Innenstadt®) ist laut Gutachten bebaut mit einem 3-ge-
schossigen Mehrfamilienhaus (Bj. 1898, ca. 2001/2002 ent-
kernt und mit Teilsanierung begonnen, teilunterkellert, 10 Woh-
nungen vorgesehen, ca. 608 m’ Wohnfldche).
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
16.03.2004 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemif3 § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf 190.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 59 K 43/04

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Montag, 28. April 2008, 9:00 Uhr

im Amtsgericht Cottbus, Gerichtsplatz 2 in Cottbus, II. Obege-
schoss, Saal 322, das im Grundbuch von Forst Blatt 5105 ein-
getragene Grundstiick, Bezeichnung geméf Bestandswerzeichnis:
1fd. Nr. 3, Gemarkung Forst, Flur 32, Flurstiick 56/1, Neuen-

dorfer Weg 6, 2.259 m?
versteigert werden.
Das Grundstiick ist laut Gutachten vom 17.11.2006 bebaut mit
einem seit ldngerer Zeit leer stechenden, unterkellerten Einfami-
lienhaus mit Anbau (Bj.: 1932, Teilmodernisierungen in den
70er und 90er Jahren, schlechter Zustand, erheblicher Repara-
turstau, ca. 68 m* Wohnfliche).
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
29.06.2006 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf 40.000,00 EUR.

In einem fritheren Termin ist der Zuschlag gemil § 85 a ZV G
versagt worden.
Geschifts-Nr.: 59 K 141/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 29. April 2008, 11:00 Uhr
im Amtsgericht Cottbus, Gerichtsplatz 2 in Cottbus, 1. Obeige-
schoss, Saal 313, das im Grundbuch von Gallinchen Blatt 959
eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemill Bestandsv er-
zeichnis:

1fd. Nr. I, Gemarkung Gallinchen, Flur 1, Flurstiick 287, Ge-
bdude- und F reifliche, Gewerbegebiet 2, Grofe:
15.081 m?

versteigert werden.

Das Gewerbe-Grundstiick ist laut Gutachten v om 29.03.2007

bebaut mit einer 4-Feld-Tennishalle inkl. Badminton und Gast-

stitte (Bj. 1995, bebaute Flidche der Halle ca. 2.470 m? und ca.

200 m?* Massivbau, groBziigiger Umkleide-, Sanitar-, Technik-

bereich). Im Auflenbereich befinden sich zwei Beachvolleyball-

felder sowie ausreichend PKW-Stellplétze. Nutzbarkeit: Tennis-

center mit Gaststétte oder Lager mit Biiroteil.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

07.04.2006 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf 475.000,00 EUR.

In einem fritheren Termin ist der Zuschlag gemif} § 85 a Abs. 1
ZVG versagt worden.
Geschifts-Nr.: 59 K 33/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Dienstag, 13. Mai 2008, 8:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-
richtsplatz 2, II. Obergeschoss, Saal 313, die im Grundbuch von
Spremberger-Vorstadt Blatt 17147 eingetragenen 1/2 Anteile
an dem Grundstiick, Bezeichnung gemif3 Bestandsverzeichnis:
1fd. Nr. 2, Gemarkung Spremberger-Vorstadt, Flur 128, Flur-
stiick 78, Zittauer Str. 4, Gebdaude- und Freiflache,
405 m®
versteigert werden.
Laut vorliegendem Gutachten ist das Grundstiick mit einem
unterkellerten, 2-geschossigen, gemischt genutzten Gebéude
(Bj. um 1930, Modernisierungen um 1996), das Dachgeschoss
ist ausgebaut so wie mit einem angebauten eingeschossigen
Nebengebdude (Bj. unbekannt, Modernisierung um 1996), ge-
nutzt als Garage und Lager raum bebaut. PK W-Stellpldtze be-
finden sich iberwiegend auf einem angrenzenden Grundstiick.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
08.02.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal} § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf: 230.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 59 K 18/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 13. Mai 2008, 13:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-
richtsplatz 2, I1. Obergeschoss, Saal 313, das im Grundbuch von
Forst Blatt 10000 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung ge-
mal Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Forst, Flur 41, Flurstiick 314/37, Doms-

dorfer Kirchweg 14, Gebdude- u. Feiflache, 5.499 m’
versteigert werden.
Lt. Gutachten ist das Objekt bebaut mit einem Geschéftsgebéu-
de (Hotel-Restaurant-Biiro-Saal) am Autobahnzubringer A 15
(Bj.: 1993/94, bis zu 2 OG'e, nicht unterkellert). Hotelkapazitit:



Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 8 vom 27. Februar 2008 445

79 Zimmer bzw. 2.220 m? Nutzfliche. Biiroteil ca. 1.200 m *
Nutzflache. Auf dem Objekt gibt es ca. 50 Pkw-Stellplatze so-
wie 3 Garagen.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
07.10.2003 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemdf3 § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf:
a) fiir das Gdst. Ifd. Nt 1 auf
b) bzgl. der gemiB § 55 ZVG
mit zu versteigernden Gegenstande auf

1.290.000,00 EUR
62.989,00 EUR.

In einem fritheren Termin ist der Zuschlag w egen Nichterrei-
chens der 5/10-Grenze versagt worden.
Geschifts-Nr.: 59 K 157/03

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Freitag, 16. Mai 2008, 10:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-

richtsplatz 2, I. Obergeschoss, Saal 210, das im Grundbuch von

Cottbus-Schmellwitz Blatt 10041 eingetragene Grundstiick,

Bezeichnung geméil Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 3, Gemarkung Schmellwitz, Flur 69, Flurstiick 949,
Schmellwitzer Str. 33, Gebdude- und Freifldache,
Mischnutzung mit Wohnen, Erholungsflache, Griin-
anlage, 1.148 m’

versteigert werden.

Laut Gutachten ist das Grundstiick mit einem gemischt genutz-

ten Gebdude - Vorderhaus (Biiro im EG, dariiber Wohnung; ca.

163 m* Wohn- u. ca. 81 nt Gewerbefldche) mit Seitenanbau (Bj.:

um 1920, San./Mod.: um 1999) u. einem Seitengebaude (Biiro-

nutzung, Bj.: um 1999, ca. 45 m* Gewerbeflache) sowie einem

ausgebauten Hofgebédude (Biiro- u. Lagernutzung, Bj.: um 1920,

San./Mod.: um 1999, ca. 138 n? Gewerbefldche) bebaut.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

02.01.2006 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt

auf: 233.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 59 K 257/05

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Freitag, 11. April 2008, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht Frankfurt (Oder), Miillroser
Chaussee 55, Saal 302, das im Wohnungsgrundbuch von
Limsdorf Blatt 395 eingetragene Wohnungseigentum, Bezeich-
nung gemif Bestandsverzeichnis:
1fd. Nr. 1, 28/1000stel Miteigentumsanteil an dem Grundstiick:
Gemarkung Limsdorf, Flur 3, Flurstiick 60, GroBe: 26.374 qm
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im zwei-
ten Obergeschoss des Hauses, links vom ersten Eingang (Ostan-
sicht)
Nr. 5 des Aufteilungsplanes; nebst Kellerraum Nr. 5 des Auftei-
lungsplanes
versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist im Gr undbuch am 07.10.2004
eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf: 48.300,00 EUR (je Anteil: 24.150,00 EUR).

Beschlagnahme: 30.09.2004.

Postanschrift:  Springseeweg 9, 15864 Limsdorf.

Beschreibung:  3-Zimmer-Wohnung im 2. OG mit Balkon und
PKW-Stellplatz, Wohnfléche: 58,10 m’.

Im Termin am 27.11.2006 ist der Zuschlag versagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot einschlielich des Kapital-
wertes der nach denVersteigerungsbedingungen bestehen blei-
benden Rechte die Hélfte des Grundstiickswerts nicht erreicht
hat.

Geschifts-Nr.: 3 K 124/04

Zwangsversteigerung

Zur Authebung der Gemeinschaft sollen am
Donnerstag, 24. April 2008, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude Miillroser Chaussee 55, Saal 302, die im

Grundbuch von Alt Zeschdorf Blatt 433 eingetragenen Grund-

stiicke, Bezeichnung geméil Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 3, Gemarkung Alt Zeschdorf, Flur 4, Flurstiick 37, Ge-
baude- und Freiflache, Landwirtschaftsfliche, Neu-
zeschdorf 11, Grofe: 1.280 n?,

Ifd. Nr. 4, Gemarkung Alt Zeschdorf, Flur 4, Flurstiick 38, Ge-
baude- und Freifldche, Landwirtschaftsfliche, Neu-
zeschdorf 11, GroBe: 1.250 m?

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

20.11.2006 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil} § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf:

Ifd. Nr. 3 auf 16.000,00 EUR

1fd. Nr. 4 auf 49.000,00 EUR.

Postanschrift: Neu Zeschdorf 11, 15326 Zeschdorf
Bebauung: - 1fd. Nr. 3: Stallgebaude
- 1fd. Nr. 4: Wohnhaus mit Nebengebédude und
Schuppen
Geschiftszeichen: 3 K 308/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Donnerstag, 24. April 2008, 11:00 Uhr
im Amtsgericht Frankfurt (Oder), Miillroser Chaussee 55,
Saal 302, das im Grundbuch von Friedersdorf Blatt 103 einge-
tragene Grundstiick, Bezeichnung geméf3 Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Friedersdorf, Flur 2, Flurstiick 56/2,
Grofle: 3.576 qm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
20.04.2005 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemill § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf: 9.500,00 EUR.
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Postanschrift: Ringstrafle, 15306 Vierlinden OT Friedersdorf
Bebauung: Garten- und Ackerland

Im Termin am 14.12.2006 ist der Zuschlag gemidl § 85 aZV G
wegen Nichterreichens der 5/10-Grenze versagt worden.
Geschiftszeichen: 3 K 279/04

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 14. Mai 2008, 13:30 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Grundbuch von
Frankfurt (Oder) Blatt 9121 auf den Namen der Tessek Bau-
gesellschaft mbH, Sitz P agram eingetragene Grundstiick, Be-
zeichnung gemdl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Flur 136, Flurstiick 189, Grof3e: 13.758 qm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
07.04.2006 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf: 1,00 EUR.

Lage: Bodenreformstr., - hinter den Wohngrundstiicken
Nr. 30, 31 a, und 31 b im Ortsteil Pagram von Frank-
furt (Oder)

Bebauung: Vier in einfacher Mauerwerksbauweise errichtete
Gebiude, welche frither zu Stall-, Lager und Werk-
stattzwecken genutzt wurden. (ehemaliger Sitz der
LPG Pflanzenproduktion)

Geschifts-Nr.: 3 K 62/06

Amtsgericht Luckenwalde

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Dienstag, 15. April 2008, 8:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Nebenge-

baude, Saal 1407, Lindenallee 16, 14943 Luck enwalde die im

Grundbuch von Rangsdorf Blatt 349 eingetragenen Grundstii-

cke, Bezeichnung gemél Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 2, Gemarkung Rangsdorf, Flur 11, Flurstiick 266,Ver-
kehrsflache, Strae, Gromachno wer Allee, grof3
67 qm,

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Rangsdorf, Flur 11, Flurstiick 267, Ver-
kehrsfldche, Strafle, GroBmachno wer Allee, grof3
59 qm,

Ifd. Nr. 2, Gemarkung Rangsdorf, Flur 11, Flurstiick 268, Ge-
baude- und Freifliche, Land- und F orstwirtschaft,
Grofimachnower Allee, grof3 15 qm,

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Rangsdorf, Flur 11, Flurstiick 269, Ge-
baude- und Freifliche, Land- und F orstwirtschaft,
GroBimachnower Allee, grof3 1.321 qm

versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 117.000,00 EUR festgesetzt w orden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
13.02.2007 eingetragen worden.

Laut Gutachten befinden sich die Grundstiicke in 15834 Rangs-
dorf, Grolmachnower Allee 16 und sind mit 1 Mehrf amilien-
wohnhaus, Nebengebdude und Doppelcarport bebaut. Bei dem
MFH handelt es sich um ein ehemaliges Wohn- u. Geschéfts-
haus, Bauj. ca. 1930, nach 1990 instand gesetzt und moder ni-
siert, bestehend aus KG, EG, 1. DG und 2. DG (Spitzboden).
EG: Ladenlokal, bestehend aus 2 Rdumen, 1 Sanitirzelle und ei-
ne 1 1/2-Zi.-Whg. Im 1. DG befinden sich eine 3-Zi.-Whg und
im 2. DG eine 1-Zi.-Whg. Z. Z. der Begutachtung Juli 2007 wa-
ren die Whg. im EG und die Gewerbeeinheit leer stehend. Das
Neben- und Wirtschaftsgebdude ist massiv.

Die nidhere Beschreibung kann dem beim Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprech-
zeiten entnommen werden.

AZ: 17K 16/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Freitag, 18. April 2008, 8:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Nebenge-
baude, Saal 1407, Lindenallee 16, 14943 Luck enwalde das im
Grundbuch von Bestensee Blatt 1822 eingetragene Grund-
stiick, Bezeichnung geméil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Bestensee, Flur 12, Flurstiick 215, gof3

912 m*
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 40.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
13.04.2005 eingetragen worden.

Laut Gutachten befindet sich das Grundstiick in 15741 Besten-
see, Heideweg 17 und ist mit einem Hundezwinger und einem
Gerdteschuppen bebaut. Zurzeit wird das Grundstiick im Zu-
sammenhang mit dem Nachbargrundstiick (F1.St. 216) genutzt.
Eine separate Zuwegung besteht nicht. Lt. Gutachten handelt es
sich um baureifes Land, fiir die Bebauung mit einem Einfamili-
enhaus. Grundstiickseinfriedung zur Strafe hin nicht im Eigen-
tum des Grundstiickseigentiimers.

Die nihere Beschreibung kann dem beim Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprech-
zeiten entnommen werden.

AZ: 17K 136/05

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 22. April 2008, 8:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Nebenge-
bédude, Saal 1407, Lindenallee 16, 14943 Luck enwalde das im
Grundbuch von Trebbin Blatt 1231 eingetragene Grundstiick,
Bezeichnung gemédl3 Bestandsverzeichnis:
1fd. Nr. 1, Gemarkung Trebbin, Flur 8, Flurstiick 283, grof3

5134 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 72.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
04.09.2003 eingetragen worden.
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Laut Gutachten befindet sich das Grundstiick Seepromenade 15
in 15834 Rangsdorf und ist mit einem Verwaltungsgebaude, ei-
nem Sédgewerk, einer Unterstellhalle und mehreren Garagen be-
baut. Das Objekt wird zzt. genutzt.

Die nihere Beschreibung kann dem beim Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 20, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten
entnommen werden.

AZ:9K 216/98

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am

Freitag, 25. April 2008, 8:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Nebenge-
baude, Saal 1407, Lindenallee 16, 14943 Luck enwalde das im
Wohnungsgrundbuch von Ludwigsfelde Blatt 3096 und das im
Teileigentumsgrundbuch von Ludwigsfelde Blatt 3162
Wohnungsgrundbuch von Ludwigsfelde Blatt 3096:
eingetragene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemil Be-
standsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 105/10.0000 (einhundertfiinf Zehntausendstel) Mitei-
gentumsanteil an dem Grundstiick:
Gemarkung Ludwigsfelde, Flur 3, Flurstiick 706, Gebaude- und
Freifldche, Wohnen, Dachsweg 36, 36 a, 36 b, 38, 40, 42, 42 a,
42 b, gro} 7.592 qm
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Dach-
geschoss Nr. 90 des Aufteilungsplanes und dem Kellerraum K 90.
Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Gr undbuchblatt angelegt
(Grundbuch von Ludwigsfelde Blitter 3009 bis 3098 und 3100
bis 3163, der hier eingetragene Miteigentumsanteil ist durch die
zu den anderen Miteigentumsanteilen gehorenden Sonderei-
gentumsrechte beschrankt.
Teileigentumsgrundbuch von Ludwigsfelde Blatt 3162:
eingetragene Teileigentum, Bezeichnung gemil Bestandsv er-
zeichnis:
Ifd. Nr. 1, 17,5/10.000 (Siebzehn 50/100 Zehntausendstel) Mit-
eigentumsanteil an dem Grundstiick:
Gemarkung Ludwigsfelde, Flur 3, Flurstiick 706, Gebaude- und
Freiflaiche, Wohnen, Dachsweg 36, 36 a, 36 b, 38, 40, 42,42 a,
42 b, groB3 7.592 qm
verbunden mit dem Sondereigentum an dem Garagenabstell-
platz in der Tiefgarage Nr. T 154
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist insgesamt auf 67.200,00 EUR festgesetzt

worden.

Einzelwerte: Wohnung: 64.000,00 EUR
Tiefgaragenstellpl.:  3.200,00 EUR.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
18.01.2007 eingetragen worden.

Laut Gutachten befindet sich die Eigentumswohnung im Dach-
geschoss eines 1995 erbauten Mehrf amilienhauses im Dachs-
weg 36 a, 14974 Ludwigsfelde. Wohnfl. ca. 56,10 m’. Zur Whg.
gehort ein Keller. Der Tiefgaragenabstellplatz befindet sich in
der Sammelgarage Dachsweg 36 a, Ludwigsfelde. Die Whg. ist
vermietet, der Stellplatz nicht.

Die nihere Beschreibung kann dem beim Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprech-
zeiten entnommen werden.

AZ: 17K 516/05

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Freitag, 25. April 2008, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Nebenge-
baude, Saal 1407, Lindenallee 16, 14943 Luck enwalde das im
Teileigentumsgrundbuch von Grofiziethen Blatt 2374 eingetra-
gene Teileigentum, Bezeichnung gemil Bestandsv erzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 125/10.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick:
Gemarkung GroBziethen, Flur 4, Flurstiick 524, Gebaude- und
Freiflache, AttilastraB8e 14, 16, 18, grof3 5.300 m’,
Gemarkung Grof3ziethen, Flur 4, Flurstiick 149/3, Gebédude- und
Freiflache, Karl-Marx-Strafe, grofl 45 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an der Gewerbeeinheit
Nr. G 21 des Aufteilungsplanes.
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 127.400,00 EUR festgesetzt w orden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
04.12.2006 eingetragen worden.

Laut Gutachten befindet sich dasTeileigentum Attilastrae 18 in
15831 Schonefeld OT GroBziethen. Hierbei handelt es sich um
eine Gewerbeeinheit (vermietet) mit 82,23 m’.

Die nidhere Beschreibung kann dem beim Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprech-
zeiten entnommen werden.

AZ: 17 K 373/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 13. Mai 2008, 13:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Lindenal-
lee 16, 4. Etage im Nebengebdude, Saal 1407, das im Grundbuch
von Kloster Zinna Blatt 825 eingetragene Grundstiick, Be-
zeichnung gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 3, Gemarkung Kloster Zinna, Flur 1, Flurstiick 8,

Klosterstr. 66, grofl 672 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 113.000,00 EUR festgesetzt w orden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
14.12.2002 eingetragen worden.

Laut Gutachten ist das Versteigerungsobjekt bebaut mit einem
Zweifamilienhaus (Bj. ca. 1959; massive Bauweise; umfassend
modernisiert; WFL EG: ca. 68 nt; WFL DG: ca. 56 nt; Doppel-
garage) und gelegen in 14913 Kloster Zinna, Klosterstrafie 66.
Die ndhere Beschreibung kann dem beim Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 1404, vorliegenden Gutachten zu den Sprech-
zeiten entnommen/kopiert werden.

AZ: 9K 244/01

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Mittwoch, 14. Mai 2008, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Lindenallee 16, 14943 Lu-
ckenwalde, Nebengebdude, Saal 1407, das im Gr undbuch von
Malterhausen Blatt 10 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemif Bestandsverzeichnis:
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I1fd. Nr. 2, Gemarkung Malterhausen, Flur 2, Flurstiick 62,
Dorfstrafle 56, 3.190 m?,

Ifd. Nr. 3, Gemarkung Malterhausen, Flur 2, Flurstiick 459,
Gebéaude- und Freifldache, Land- und Forstwirtschaft,
Dorfstrafie 56, 567 m?

versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 19.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
03.03.2006 eingetragen worden.

Das Grundstiick befindet sich in 14913 Malterhausen, Dorfstr56.
Lt. Gutachten ist es bebaut mit einem Einf amilienhaus, einem
Stall, einer Scheune (Bj. ca. 1900) und einer Garage (Bj. ca.
1975 - 80).

Die nidhere Beschreibung ergibt sich aus dem beim AG Lucken-
walde ausliegenden Gutachten. Es kann zu den Sprechzeiten in der
Geschiftsstelle, Zimmer 1502, eingesehen bzw . kopiert werden.
AZ: 17 K 565/05

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 15. Mai 2008, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Nebenge-
bédude, Saal 1407, Lindenallee 16, 14943 Luck enwalde das im
Grundbuch von Zossen Blatt 3435 eingetragene Grundstiick,
Bezeichnung gemédl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Zossen, Flur 5, Flurstiick 405, Joachim-
stralle 4, Gebdude- und Freiflache, grof 222 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 151.500,00 EUR festgesetzt w orden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
29.06.2006 eingetragen worden.

Laut Gutachten soll ein Grundstiick gelegen in 15806 Zossen,
Kurfiirst-Joachim-Strafle 4, bebaut mit einem Reihenendhaus
(vermietet, Bj. ca. 1996, 163,43 nr W{l.)

versteigert werden.

Die nihere Beschreibung kann dem beim Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 1404, vorliegenden Gutachten zu den Sprech-
zeiten entnommen werden.

AZ: 17K 93/06

Amtsgericht Neuruppin

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 25. Mirz 2008, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Stralle 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 325, das
im Grundbuch des Amtsgerichtes Perleberg von Cumlosen
Blatt 296 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung geméil3 Be-
standsverzeichnis:

Nr. Gemarkung  Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage Grofe

1 Cumlosen 2 139/11 Gebdude- und Gebéude-
nebenfliche
Forsten und Holzungen,

Im Dorfe

11.945 m*

Laut Gutachten: Wohn- und Gewerbegrundstiick in 19322 Cum-
losen, Lenzener Straf3e 2, bebaut mit einem
Wohnhaus, einem Biiro- und Werkstattgebéu-
de und einer Lagerhalle (Scheune), gewerbl.
Nutzflache ca. 702 m’

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

11.11.2005 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf 190.000,00 EUR.

In einem fritheren Termin ist der Zuschlag versagt worden, weil
die Hélfte des Grundstiickswertes nicht erreicht wurde (§ 85 a
Abs. 1 ZVG)

Geschifts-Nr.: 7 K 500/05

Amtsgericht Potsdam

Zwangsversteigerung

Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft sollen am
Donnerstag, 10. April 2008, 13:00 Uhr

im Amtsgericht Potsdam, Nebenstelle Lindenstrae 6 (Linden-

arcade), 3. Ober geschoss, Saal 303, die im Grundbuch von

Morz Blatt 99 eingetragenen Grundstiicke, Bezeichnung ge-

maf Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 8, Gemarkung Morz, Flur 1, Flurstiick 21, Landwirt-
schaftsflache, 13.410 m?,

Ifd. Nr. 7, Gemarkung Morz, Flur 2, Flurstiick 17/1, Landwirt-
schaftsfliche, Wasserfl., 12.903 m?,

1fd. Nr. 9, Gemarkung Morz, Flur3, Flurstiick 234, Dorfstr: 32,
Gebdude- und F reifliche, Gartenland, Landwirt-
schaftsflache, Wasserflache, 6.189 m?

versteigert werden.

Das Flurstiick 234 (Dorfstr 32 in Planetal OI Morz) ist laut Gut-

achten mit einem Einfamilienhaus und mehreren Nebengebdu-

den bebaut. Bei den anderen Grundstiicken handelt es sich um

landwirtschaftliche Flachen.

Der Versteigerungsvermerk wurde am 06.02.2007 in das ge-
nannte Grundbuch eingetragen.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf 19.700,00 EUR.

Es entfallen auf:

Ifd. Nr. 8:  2.200,00 EUR,

Ifd. Nr. 7:  2.500,00 EUR und

Ifd. Nr. 9:  15.000,00 EUR.

AZ:2 K 1-1/07

Zwangsversteigerung

Zum Zwecke der Authebung der Gemeinschaft soll am
Donnerstag, 10. April 2008, 13:00 Uhr

im Amtsgericht Potsdam, Nebenstelle Lindenstrae 6 (Linden-

arcade), 3. Ober geschoss, Saal 303, das im Grundbuch von

Liisse Blatt 92 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemaf

Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 12, Gemarkung Liisse, Flur 3, Flurstiick 58, Landwirt-
schaftsflache, 15.133 m?

versteigert werden.
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Es handelt sich laut Gutachten um eine landwirtschaftliche Fliache.

Der Versteigerungsvermerk wurde am 06.02.2007 in das ge-
nannte Grundbuch eingetragen.

Der Verkehrswert wurde gemil} § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf 2.450,00 EUR.
AZ:2 K 1-2/07

Zwangsversteigerung

Zum Zwecke der Authebung der Gemeinschaft soll am
Donnerstag, 10. April 2008, 13:00 Uhr

im Amtsgericht Potsdam, Nebenstelle Lindenstrale 6 (Linden-

arcade), 3. Ober geschoss, Saal 303, das im Grundbuch von

Locktow Blatt 182 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung ge-

mél Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 11, Gemarkung Locktow, Flur 1, Flurstiick 160, Land-
wirtschaftsflache, 10.895 m?

versteigert werden.

Es handelt sich laut Gutachten um eine landwirtschaftliche Flache.

Der Versteigerungsvermerk wurde am 06.02.2007 in das ge-
nannte Grundbuch eingetragen.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf 1.800,00 EUR.
AZ:2 K 1-3/07

Zwangsversteigerung
Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft soll am
Donnerstag, 10. April 2008, 13:00 Uhr
im Amtsgericht Potsdam, Nebenstelle Lindenstrae 6 (Linden-
arcade), 3. Ober geschoss, Saal 303, das im Grundbuch von
Baitz Blatt 368 cingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemél
Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 10, Gemarkung Baitz, Flur 2, Flurstiick 264/1, Wasser-
flache, 57 m?,
Gemarkung Baitz, Flur 2, Flurstiick 264/2, Land-
wirtschaftsflache, Wasserflache, grof3: 8.433 m?
versteigert werden.

Es handelt sich laut Gutachten um eine landwirtschaftliche Flache.

Der Versteigerungsvermerk wurde am 06.02.2007 in das ge-
nannte Grundbuch eingetragen.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf 1.500,00 EUR.
AZ:2 K 1-4/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Montag, 14. April 2008, 12:00 Uhr
im Amtsgericht Potsdam, Nebenstelle Lindenstrae 6 (Linden-
arcade), 3. Ober geschoss, Saal 301, das im Grundbuch von
Wachow Blatt 583 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung ge-
méif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Wachow, Flur 5, Flurstiick 206/1, Ge-
bédude- und Gebdudenebenflichen,Am Wald 2, grof3:
2.419 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 160.000,00 EUR festgesetzt w orden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 2. Mérz 2004 einge-
tragen worden.

Das Grundstiick ist bebaut. Das um 1900 als Scheune errichtete
Gebdude wurde ca. 1989 in ein Doppelwohnhaus und ca. 1995
dann in ein Einfamilienwohnhaus umgebaut.

AZ:2 K 105/04

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 16. April 2008, 12:00 Uhr

im Amtsgericht Potsdam, Nebenstelle Lindenstrae 6 (Linden-

arcade), 3. Obergeschoss, Saal 303, das im Gebaudegrundbuch

von Seddin Blatt 613 eingetragene Gebdudeeigentum, Be-
zeichnung gemdl Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gebidude auf Gemarkung Seddin, Flur 1, Flur-
stiick 168/1, Gebdude- und F reifliche Fenn 8 A,
(Grundstiick gebucht in Seddin Blatt 655)

versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 118.000,00 EUR festgesetzt w orden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 1. November 2005
eingetragen worden.

Es handelt sich um ein Einfamilienwohnhaus (Wfl. ca. 130 m?)
mit Garage und Gartenhaus. Das Grundstiick wird nicht mit ver-
steigert.

AZ: K 465/05

Zwangsversteigerung zum Zwecke der Aufhebung
der Gemeinschaft

Im Wege der Teilungsversteigerung soll am

Donnerstag, 17. April 2008, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, 14467 Potsdam,
Nebenstelle Lindenstrae 6 (Lindenarcade), I11. Obergeschoss,
Saal 301, das im Gr undbuch von Kleinmachnow Blatt 3392
eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemédll Bestandsver-
zeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Kleinmachnow, Flur 2, Flurstiick 176,

Forsten und Holzungen, Mozaitweg 2, grof3: 1.086 nr
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 182.000,00 EUR festgesetzt w orden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 3. November 2006
eingetragen worden.

Das Grundstiick befindet sich im Mozartweg 2, 14532 Klein-
machnow, und ist unbebaut.
AZ: 2 K 350/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Montag, 21. April 2008, 12:00 Uhr
im Amtsgericht Potsdam, Nebenstelle Lindenstrale 6 (Linden-
arcade), 3. Obergeschoss, Saal 301, das im Wohnungsgrund-
buch von Bornim Blatt 1939 eingetragene Wohnungseigentum
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und Miteigentumsanteile, Bezeichnung gemél Bestandsver-

zeichnis:
Ifd. Nr. 1, Dbestehend aus 173/1.000 Miteigentumsanteil an
dem Grundstiick Gemarkung Bornim, Flur 9, Flur-
stiick 547, Gebaude- und Gebaudenebenflachen Hii-
gelweg, 658 n?’,
verbunden mit dem Sondereigentum an der Einheit Nr. D4 des
Aufteilungsplanes,
Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2/zu 1, bestehend aus 19/1.000 Miteigentumsanteil an
dem Grundstiick Gemarkung Bornim, Flur 5,
Flurstiick 532, An der Vogelwiese, Verkehrsfla-
che Weg, 196 m’,

Ifd. Nr. 3/zu 1, bestehend aus 19/1.000 Miteigentumsanteil an
dem Grundstiick Gemarkung Bornim, Flur 5,
Flurstiick 538, An der Vogelwiese, Verkehrsfla-
che Weg, 250 n??,

1fd. Nr. 4/zu 1, bestehend aus 19/1.000 Miteigentumsanteil an
dem Grundstiick Gemarkung Bornim, Flur 5,
Flurstiick 544, An der Vogelwiese, Verkehrsfla-
che Weg, 314 m’

versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf insgesamt 122.140,00 EUR festgesetzt
worden.

Es entfallen auf die Wohnung D4: 121.000,00 EUR,

auf die Anteile am Flurstiick 532: 294,00 EUR,
auf die Anteile am Flurstiick 538: 375,00 EUR und
auf die Anteile am Flurstiick 544: 471,00 EUR.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 26. April 2006 einge-
tragen worden.

Die Eigentumswohnung (W1l. ca. 79 n?’) liegt im Obergeschoss
rechts des MFH (B;j. ca. 1998)An der Vogelwiese 5 in 14469 Bots-
dam.

AZ:2 K 165-1/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Montag, 21. April 2008, 12:00 Uhr

im Amtsgericht Potsdam, Nebenstelle Lindenstrae 6 (Linden-

arcade), 3. Obergeschoss, Saal 301, das im Wohnungsgrund-

buch von Bornim Blatt 1940 eingetragene Wohnungseigentum
und Miteigentumsanteile, Bezeichnung geméf Bestandsver-
zeichnis:
Ifd. Nr. I, bestehend aus 173/1.000 Miteigentumsanteil an
dem Grundstiick Gemarkung Bornim, Flur 9, Flur-
stiick 547, Gebaude- und Gebaudenebenfldchen Hii-
gelweg, 658 m?,
verbunden mit dem Sondereigentum an der Einheit Nr. D5 des
Aufteilungsplanes,
Bezeichnung geméil Bestandsverzeichnis:
1fd. Nr. 2/zu 1, bestehend aus 19/1.000 Miteigentumsanteil an
dem Grundstiick Gemarkung Bornim, Flur 5,
Flurstiick 532, An der Vogelwiese, Verkehrstla-
che Weg, 196 m?’,

Ifd. Nr. 3/zu 1, bestehend aus 19/1.000 Miteigentumsanteil an
dem Grundstiick Gemarkung Bornim, Flur 5,

Flurstiick 538, An der Vogelwiese, Verkehrsfla-
che Weg, 250 m??,

Ifd. Nr. 4/zu 1, bestehend aus 19/1.000 Miteigentumsanteil an
dem Grundstiick Gemarkung Bornim, Flur 5,
Flurstiick 544, An der Vogelwiese, Verkehrsflé-
che Weg, 314 m’

versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf insgesamt 123.140,00 EUR festgesetzt
worden.

Es entfallen auf die Wohnung D5: 122.000,00 EUR,
auf die Anteile am Flurstiick 532: 294,00 EUR,
auf die Anteile am Flurstiick 538: 375,00 EUR und
auf die Anteile am Flurstiick 544: 471,00 EUR.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 26. April 2006 einge-
tragen worden.

Die Eigentumswohnung (W1l. ca. 79 n?’) liegt im Obergeschoss
links im MFH (Bj. ca. 1998)An der Vogelwiese 5 in 14469 Pots-
dam.

AZ:2 K 165-2/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Freitag, 25. April 2008, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts in der Nebenstelle Lin-
denstr. 6 (Lindenarcade), 14467 Potsdam, 3. OG, Saal 303, das
im Grundbuch von Dallgow Blatt 3730 eingetragene Grund-
stiick, Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:
1fd. Nr. 1, Gemarkung Dallgow, Flur 8, Flurstiick 670, Gebau-
de- und F reifliche, Werner-Heisenberg-Stralie 1,
486 m*
versteigert werden.
Das Grundstiick ist mit einem Niedrigenergichaus in Holzbau-
weise (Baujahr ca. 2004, ca. 149 n? Wohnfldche) bebaut.
Die Beschreibung entstammt dem Gutachten - nach Auflenbe-
sichtigung - und erfolgt ohne Gewahr.
Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
14.09.2006 eingetragen worden.

Der Verkehrswert ist festgesetzt worden auf 180.000,00 EUR.
AZ:2 K 356/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Montag, 28. April 2008, 12:00 Uhr

im Amtsgericht Potsdam, Nebenstelle Lindenstrae 6 (Linden-
arcade), 3. Ober geschoss, Saal 301, das im Grundbuch von
Zollchow Blatt 325 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung ge-
mél Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Zollchow, Flur 2, Flurstiick 330/227,

Lindenstr. 17, 3.040 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 70.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 2. April 2007 einge-
tragen worden.
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Das Grundstiick ist mit einem Einf amilienhaus (Bj. ca. 1950/
WHL. ca. 140 m?) und Nebengebédude (Hofstelle) bebaut.
AZ:2K 95/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 30. April 2008, 12:00 Uhr
im Amtsgericht Potsdam, Nebenstelle Lindenstrae 6 (Linden-
arcade), 3. Obergeschoss, Saal 303, das im Wohnungsgrund-
buch von Borkwalde Blatt 813 eingetragene Wohnungseigen-
tum, Bezeichnung gemil} Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, bestehend aus 92,68/10.000 Miteigentumsanteil an
dem Grundstiick Gemarkung Borkw alde, Flur 2,
Flurstiick 174/4, Astrid-Lendgren-Platz 3, 4, 5, 6, 7,
8, grof3: 6.199 m?,
verbunden mit dem Sondereigentum an der im Ober geschoss
Haus Nr. 2 gelegenen Wohnung und Abstellraum im Keller im
Aufteilungsplan mit Nr. 14 bezeichnet,
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 45.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 18. Mai 2007 einge-
tragen worden.

Die Eigentumswohnung im Hause Astrid-Lendgren-Platz 7 (Bj.
1996, 2-geschossig, unterk ellert, mit ausgebautem Dachge-
schoss) hat eine Wohnfldche von ca. 39 m*.

AZ:2K 175/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 6. Mai 2008, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, das im Grundbuch
von Lobbese Blatt 25 cingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemdl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 3, Flur 1, Flurstiick 70, Gebédude- und Feifldche, Lob-

beser Dorfstralle 34, groB3: 940 m’
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 120.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 23.08.2005 eingetra-
gen worden.

Das Grundstiick ist mit einem Wohnhaus mit Keller, Erd-, Ober-
und ausgebautem Dachgeschoss sowie mehreren nicht unterkel-
lerten Anbauten, die Wohnraum sind, sowie einem ehemaligen
Stall- und Scheunengebdude bebaut.

AZ:2 K 370/05

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am

Dienstag, 6. Mai 2008, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, die im Grundbuch
von Michendorf Blatt 622 eingetragenen Grundstiicke, Be-
zeichnung gemif Bestandsverzeichnis:

Gemarkung Michendorf, Flur 1,

Ifd. Nr. 1, Flurstiick 27, Gebaude- und Freifliche, Wohnen,
Birkenallee 15, grof3: 759 m?,

Ifd. Nr. 2, Flurstiick 26, Weg, Birkenallee, grof3: 121 m?,

Ifd. Nr. 3, Flurstiick 28, Gebdude- und Feifldche, Birkenallee,
grof3: 440 m?

versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 76.200,00 EUR festgesetzt worden.

Die Einzelwerte betragen: Flurstiick 27 = 49.000,00 EUR
Flurstick 26 = 200,00 EUR
Flurstiick 28 = 27.000,00 EUR.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 13. September 2006
eingetragen worden.

Die Flurstiicke 27 und 28 der Flur 1 bef inden sich in der Bir-
kenallee 17, 14552 Michendorf, und sind mit einem leer stehen-
den Einfamilienhaus und einem Schuppen bebaut (Bj. ca. 1936,
WHL. ca. 104 n7). Bei dem Flurstiick 26 der Flur 1 handelt es sich
um eine Verkehrsflache als Teil der Birkenallee.

AZ:2 K 280/06

Zwangsversteigerung/2. Termin - keine Grenzen
(5/10 und 7/10)
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 13. Mai 2008, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, das im Grundbuch
von Radewege Blatt 633 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 5, Flurstiick 443, Gebédude- und Freifliche un-

genutzt, Friedhofstr. 14, grof3: 642 m’
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 130.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 2. April 2004 einge-
tragen worden.

Das Grundstiick ist bebaut mit einem nicht unterkellerten 1 1/2-
geschossigen Einfamilienhaus (Bj. It. Unterlagen 1999) mit
riickwértiger Terrasse. Das Objekt steht nach Kenntnis des Ge-
richts leer.

AZ:2 K 100/04

Zwangsversteigerung/2. Termin - keine Grenzen
(5/10 und 7/10)
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 13. Mai 2008, 10:30 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, das im Grundbuch
von Grof} Glienicke Blatt 2879 cingetragene Wohnungseigen-
tum, Bezeichnung gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 192/10.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick

Gemarkung Grof3 Glienicke, Flur 15

Flurstiick 30/12, Gebéude- und Freifliche, unge-

nutzt, Seepromenade, gr: 4.354 m’,

Flurstiick 31/6, Landwirtschaftsfliche, Bergstral3e,

grof3: 574 v,
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Flurstiick 32/8, Gebdude- und Freiflache, ungenutzt,
Bergstralle, grof3: 2.960 m?,
verbunden mit dem Sonder-/Teileigentum an der Wohnung und
Keller Nr. F 8 des Aufteilungsplanes. Sondernutzungsregelun-
gen: Dachterrasse m. d. Nr. des Sondereigentums, weit. Zuord-
nung vorbehalten.
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 121.000,00 EUR festgesetzt w orden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 15.06.2006 eingetra-
gen worden.

Die Eigentumswohnung befindet sich im Ribbeckweg 20B,
14476 Potsdam OT Grof} Glienicke in einem voll unterkellerten
3-geschossigen Mehrfamilienhaus im Dachgeschoss rechts. Sie
verfiigt iiber ca. 80 n¥ Wohnfldche mit 2 Zimmem, Kiiche, Bad,
Flur und Terrasse.

Im Termin am 18.09.2007 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte 7/10 des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.

AZ:2 K 68/06

Zwangsversteigerung zum Zwecke der Aufhebung
der Gemeinschaft
Im Wege der Teilungsversteigerung soll am
Montag, 19. Mai 2008, 10:30 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Hegelallee 8, 14467 Pots-
dam, im 2. Ober geschoss, Saal 314.2, das im Gr undbuch von
Brieselang Blatt 975 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 3, Flur 1, Flurstiick 723, Gebaude- u. Gebdudeneben-

flachen, Nauener Str., 975 m’
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 321.000,00 EUR festgesetzt w orden.
Davon entfallen auf das Zubehor insgesamt 3.000,00 EUR:

a) Einbaukiiche Erdgeschoss 1.300,00 EUR

b) Einbaukiiche Dachgeschoss 1.700,00 EUR.

Der Teilungsversteigerungsvermerk wurde in das Gr undbuch
am 21.03.2006 eingetragen.

Das Grundstiick (postalische Anschrift: Karl-Marx-Str. 248,
14656 Brieselang/vormals Karl-Marx-Str. 33 A) ist laut Gutach-
ten mit einem Einfamilienhaus (Bauj. 1995, v oll unterkellert,
mit Einliegerwohnung, Wohn-/Nutzfliche insgesamt ca.
227,60 m®) sowie einer Garage bebaut und wird eigen genutzt.
AZ:2K 617/05

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Montag, 19. Mai 2008, 13:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Hegelallee 8, 14467 Pots-
dam, im 2. Ober geschoss, Saal 314.2, das im Gr undbuch von
Falkensee Blatt 18740 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemil Bestandsverzeichnis:

1fd. Nr. 1, Gemarkung Falkensee, Flur 18, Flurstiick 253, Ge-
baude- und Freiflache, Veltener Str. 3, grof3 639 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 193.000,00 EUR festgesetzt w orden.
Es entfallen auf jeden 1/2 Miteigentumsanteil 96.500,00 EUR.

Der Zwangsversteigerungsvermerk wurde in das Grundbuch am
15.02.2007 eingetragen.

Das Grundstiick ist laut Gutachten mit einem Einfamilienhaus
(Bauj. 2001, unterkellert, Wohnfl. ca. 117,8 m?) sowie einem
Carport bebaut und wird eigen genutzt.

AZ:2K 39/07

Zwangsversteigerung/2. Termin - keine Grenzen
(5/10 und 7/10)
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Dienstag, 20. Mai 2008, 13:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Hegelallee 8, 14467 Pots-
dam, im 2. Ober geschoss, Saal 314.2, die in den Wohnungs-
grundbiichern von Grof Kreutz Blatt 797 bis Blatt 844jeweils
unter 1fd. 1 des Bestandsv erzeichnisses eingetragenen Woh-
nungseigentumsrechte, bestehend aus nachstehend angegebe-
nen 1.000-Miteigentumsanteilen an dem Gr undstiick Gemar-
kung Grof} Kreutz, Flur 3, Flurstiick 365/3, Ackerland, Ernst
Thélmann Stral3e, 4.529 nr, verbunden mit nachstehend angege-
benen Sondereigentumsrechten an den Einheiten laut Teilungs-
plan, versteigert werden:

Grof} Kreutz | 1.000-Mitei- Nr. im Werte

Blatt gentumsanteil | Teilungsplan in EUR

797 28,740 1 18.500
798 25,004 2 16.100
799 28,740 3 19.100
800 25,004 4 16.600
801 28,740 5 19.700
802 25,004 6 17.200
803 28,740 7 20.300
804 25,004 8 17.700
805 12,973 9 8.400
806 16,556 10 10.700
807 12,973 11 8.600
808 16,556 12 11.000
809 12,973 13 8.900
810 16,556 14 11.400
811 12,973 15 9.200
812 16,556 16 11.700
813 22,685 17 14.600
814 19,042 18 12.300
815 22,685 19 15.100
816 19,042 20 12.700
817 22,685 21 15.600
818 19,042 22 13.100
819 22,685 23 16.100
820 19,042 24 13.500
821 28,740 25 18.500
822 25,004 26 16.100
823 28,740 27 19.100
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Grof3 Kreutz | 1.000-Mitei- Nr. im Werte
Blatt gentumsanteil | Teilungsplan in EUR
824 25,004 28 16.600
825 28,740 29 19.700
826 25,004 30 16.500
827 28,740 31 20.300
828 25,004 32 17.700
829 12,973 33 8.400
830 16,556 34 10.700
831 12,973 35 8.600
832 16,556 36 11.000
833 12,973 37 8.900
834 16,556 38 11.400
835 12,973 39 9.200
836 15,556 40 11.700
837 22,685 41 14.600
838 19,042 42 12.300
839 22,685 43 15.100
840 19,042 44 12.700
841 22,685 45 15.600
842 19,042 46 13.100
843 22,685 47 16.100
844 19,042 48 13.500
Summe 675.500

Die Verkehrswerte wurden geméf § 74 a Abs. 5 ZVG wie oben
angegeben festgesetzt.

Der Zwangsversteigerungsvermerk wurde in die jeweiligen
Grundbiicher am 08.06.2006 (in Blatt 797 bis 825, 827 bis 844)
bzw. 28.12.2006 (in Blatt 826) eingetragen.

Laut Gutachten ist das Flurstiick 365/3 (postalische Anschrift:

14550 GroB Kreuz, Lindenstr. 2, 2a, 2b und Birkenstr. 4, 4a, 4b)
mit zwei Mehrfamilienhdusern bebaut.

In jedem der beiden Gebédude (Plattenbauten, Baujahr 1988/89;

erhebliche Baumingel und -schiden) befinden sich 24 der oben
genannten Eigentumswohnungen.

Im Termin am 23.07.2007 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieflich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
AZ:2 K 199/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 20. Mai 2008, 13:30 Uhr
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 2. Obergeschoss, Saal 310,
das im Grundbuch von Glindow Blatt 2863 auf den Namen.
* eingetragene Grund-

stiick, Bezeichnung gemél Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 9, Flurstiick 889, Erholungsfldche, Plotziner

Str.; grof: 2.236 m’
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk wurde am 09.08.2007 in das ge-
nannte Grundbuch eingetragen.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf 9.000,00 EUR.

Das Grundstiick ist nicht bebaut.
AZ:2 K 323/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 20. Mai 2008, 13:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
II. Obergeschoss, Saal 310, das im Grundbuch von Glindow
Blatt 1841 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemél Be-
standsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Glindow, Flur 9, Flurstiick 888, Erho-
lungsfldche, Griinanlage Pl6tziner Straf3e, grof3:
600 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 2.100,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 27. April 2006 einge-
tragen worden.

Das unbebaute Grundstiick liegt zwischen den zw ei bebauten
Grundstiicken Plotziner Str. 21 und 23, darf selbst aber nicht be-
baut werden.

AZ:2K 125/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 27. Mai 2008, 13:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Hegelallee 8, 14467 Pots-
dam, im 2. Obergeschoss, Saal 314.2, das folgende, im Grund-
buch von Bergholz-Rehbriicke Blatt 3161 eingetragene Woh-
nungseigentum, versteigert werden:
Bezeichnung gemél Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 221/1.000 Miteigentumsanteil an dem Gr undstiick
Gemarkung Bergholz-Rehbriicke, Flur 7,
Flurstiick 473, Gebdude- und F reifliche, Wohnen,
Falkensteig 6, grof3: 445 n?’,
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Auf-
teilungsplan mit Nr. 1 bezeichnet sowie
Ifd. Nr. 2, 1/32 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Gemarkung Bergholz-Rehbriicke, Flur 7,
Flurstiick 463, Gebédude- und Freifldche, ungenutzt,
zu Verkehrsanlagen, Falkensteig
Flurstiick 475, Gebédude- und Freifliache, ungenutzt,
zu Verkehrsanlagen, Falkensteig
Flurstiick 476, Gebdude- und Freifldche, zu Ver-
kehrsanlagen, Falkensteig
Flurstiick 464, Gebaude- und Freiflache, zu Ver-
kehrsanlagen, Bussardsteig

Der Verkehrswert ist auf 121.000,00 EUR festgesetzt w orden.
Davon entfallen auf

- Ifd. Nr. 1 (Wohnung)

- Ifd. Nr. 2 (Verkehrsanlagen)

118.000,00 EUR
3.000,00 EUR.

Der Zwangsversteigerungsvermerk wurde in das Grundbuch am
19.04.2006 eingetragen.

Die Wohnung (mit Balkon, Wohnfl. ca. 109,17 nr) befindet sich
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laut Gutachten im Erdgeschoss links der im Falkensteig 6, Berg-
holz-Rehbriicke belegenen Stadtvilla (Bauj. 1996/97, mit 6Wohn-
einheiten) und ist vermietet.

AZ:2 K 157-1/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 27. Mai 2008, 13:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Hegelallee 8, 14467 Pots-
dam, im 2. Obergeschoss, Saal 314.2, das folgende, im Grund-
buch von Bergholz-Rehbriicke Blatt 3166 eingetragene Woh-
nungseigentum, versteigert werden:
Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1,  190/1.000 Miteigentumsanteil an dem Gr undstiick
Gemarkung Bergholz-Rehbriicke, Flur 7,
Flurstiick 473, Gebaude- und F reiflache, wohnen,
Falkensteig 6, grof3: 445 nv’,
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Auf-
teilungsplan mit Nr. 6 bezeichnet sowie
Ifd. Nr. 2, 1/32 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Gemarkung Bergholz-Rehbriicke, Flur 7,
Flurstiick 463, Gebédude- und Freiflache, ungenutzt,
zu Verkehrsanlagen, Falkensteig
Flurstiick 475, Gebédude- und Freifldche, ungenutzt,
zu Verkehrsanlagen, Falkensteig
Flurstiick 476, Gebdude- und Freifldche, zu Ver-
kehrsanlagen, Falkensteig
Flurstiick 464, Gebiude- und Freifldche, zu Ver-
kehrsanlagen, Bussardsteig.

Der Verkehrswert ist auf 89.000,00 EUR festgesetzt worden.
Davon entfallen auf

- Ifd. Nr. 1 (Wohnung)

- Ifd. Nr. 2 (Verkehrsanlagen)

86.000,00 EUR
3.000,00 EUR.

Der Zwangsversteigerungsvermerk wurde in das Grundbuch am
19.04.2006 eingetragen.

Die 3-Zimmer-Wohnung (mit ausgebautem Spitzboden und Bal-
kon, Wohnfl. ca. 73,84 m ?) befindet sich laut Gutachten im
Dachgeschoss rechts der im Falkensteig 6, Bergholz-Rehbriicke
belegenen Stadtvilla (Bauj. 1996/ 97, mit 6Wohneinheiten) und
ist vermietet.

AZ:2 XK 157-2/06

Amtsgericht Senftenberg

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Montag, 5. Mai 2008, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdaude 01968 Senftenberg, Steindamm §, Erd-
geschoss, Saal EO1, das im Grundbuch von Lauchhammer
Blatt 20514 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung gemél3 Be-
standsverzeichnis:
Gemarkung Kleinleipisch, Flur 5, Flurstiick 16, Gebdude- und
Gebidudenebenflachen, 487 m? grof3,
versteigert werden.
Bebauung:
1/2 Doppelhaushilfte mit Anbau, belegen in 01979 Lauchham-
mer, Nordstral3e 18 a

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
06.02.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf: 52.300,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 42 K 16/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 6. Mai 2008, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebdude 01968 Senftenberg, Steindamm 8, Erd-
geschoss, Saal EO1, das im Grundbuch von Schwarzheide
Blatt 1827 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemil3 Be-
standsverzeichnis:
Gemarkung Schwarzheide, Flur 4,
Flurstiick 916, Gebaude- und Gebaudenebenflachen, 786 m?
grofl und
Flurstiick 1193, Gebédude- und Gebdudenebenflidchen, 226 nr grof3
versteigert werden.
Bebauung:
Mehrfamilienwohnhaus, belegen in 01984 Schwarzheide, Ge-
schwister-Scholl-Strafie 25 - 26
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
14.06.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil} § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf: 312.000,00 EUR.

Im Termin am 15.01.2008 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlielich des Kapital wertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte 7/10 des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
Geschifts-Nr.: 42 K 69/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Donnerstag, 15. Mai 2008, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebdude 01968 Senftenberg, Steindamm 8§, Erdge-
schoss, Saal EO1, die im Gr undbuch von Schipkau Blatt 518
eingetragenen Grundstiicke der Gemarkung Schipkau,
Flur 2, Flurstiick 355/13, Gartenland, 1.466 m* grofl und
Flur 2, Flurstiick 250/2, Gartenland, 51 m? grof3
versteigert werden.
Bebauung:
eingeschossiges Einfamilienhaus, gewerblich genutztes Gebéu-
de, Doppelgarage, in Randlage der Gemeinde Schipkau, P663-
nitzstr. 1
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
26.09.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt

auf 130.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 42 K 89/07

Amtsgericht Strausberg

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Freitag, 11. April 2008, 9:00 Uhr
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im Gerichtsgebéude, Klosterstr. 13 in 15344 Strausberg, im Saal 4,
das im Grundbuch von Angermiinde Blatt 3273 eingetragene
Grundstiick, Bezeichnung gemaf Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 2, Gemarkung Angermiinde, Flur 6, Flurstiick 256/4,
Gebéude- und Freifliche, Klostergasse, Grofie 316 qm
und Flurstiick 256/5, Gebaude- und Freifliche,
Klostergasse, Grofie 120 qm

Laut Gutachten: bebaut mit einer kleineren Garage sowie einer

groferen Garage, beide Bj. 50er - 60er Jahre, verhindern hoher-

wertige Grundstiicksnutzung; Abriss empfohlen; nach Baureif-
machung bebaubar gemél § 34 BauGB - Innenbereich

Lage: Klostergasse, 16278 Angermiinde

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

07.05.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemif § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf: 7.200,00 EUR.
AZ:3 K 287/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Freitag, 11. April 2008, 12:00 Uhr
im Gerichtsgebéude, Klosterstr. 13 in 15344 Strausberg, im Saal 4,
das im Wohnungsgrundbuch von Britz Blatt 1511 eingetragene
Wohnungseigentum, Bezeichnung gemill Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 1/3 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick Gemar-
kung Britz, Flur 2, Flurstiick 559, Gebédude- und Keiflichen, An
der Heegermiihler Strafle, Grofle 644 qm
verbunden mit dem Sondereigentum an den imAufteilungsplan
mit Nr. 2 bezeichneten Rdumen im Obergeschoss des Hauses so-
wie den Sondernutzungsrechten an dem Kellerraum Nr. 2, den
beiden PKW-Stellplédtzen Nr. 3 und 4 und demAbstellraum Nr. 2
im Erdgeschoss des Nebengebédudes
laut Gutachten: 4-Raum-Wohnung im OG eines Dreifamilien-
hauses, Wohnflache ca. 109 qm; Flur, Kii., Bad, 4 Wohnraume;
div. Méngel bzw. Schiaden am Gebdude und in der Wohnung
Lage: Eberswalder Str. 3, 16230 Britz
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
08.08.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal} § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf:

Fiir das Wohnungseigentum auf 25.000,00 EUR

Fiir das Zubehor auf 1.500,00 EUR.

AZ:3 K 337/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Dienstag, 15. April 2008, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebéude, Klosterstr. 13 in 15344 Strausbeig, im Saal 2,
das im Wohnungsgrundbuch von Wandlitz Blatt 3627 eingetra-
gene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemél Bestandsv er-
zeichnis:
Ifd. Nr. 1, 152,04/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Gemarkung Wandlitz, Flur 5, Flurstiick 481, Gebdude- und Fei-
flache, Wohnen, Am Hirschsprung 8, Grofe 2.086 nv?
verbunden mit dem Sondereigentum an derWohnung im Vorder-

haus Erdgeschoss und Kellergeschoss links nebst K ellerraum,
jeweils Nr. 1 des Aufteilungsplanes.

Sondernutzungsrecht besteht am Pkw-Einstellplatz Nz 1.

laut Gutachten: 4-Raum-Eigentumswohnung in Mehrfamilien-
haus (8 WE) nebst Kfz-Stellplatz; Wohnflache ca. 102 m’, Erd-
geschoss links, eig. Zugang zu Hobbyraum im Keller; EG: Flur,
Duschbad, kleiner Wohnraum, grofler Wohnraum als Durch-
gangsraum zur Kii. und zum 2. FlurWannenbad, 2 kleine Wohn-
rdume, Terrasse; einige Miangel/Schidden vorhanden, vermietet
Lage: Am Hirschsprung 8, 16348 Wandlitz, EG links
versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
16.12.2005 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemill § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf: 123.500,00 EUR (inkl. Zubehor).
AZ:3 K 818/05

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Dienstag, 15. April 2008, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebdude, Klosterstr. 13 in 15344 Strausberg, im Saal 2,
das im Wohnungsgrundbuch von Wandlitz Blatt 3629 eingetra-
gene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemél Bestandsv er-
zeichnis:
Ifd. Nr. 1, 100,66/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Gemarkung Wandlitz, Flur 5, Flurstiick 481, Gebdaude- und Fei-
fliche, Wohnen, Am Hirschsprung 8, Grofie 2.086 m’
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im hinte-
ren Bereich des Hauses im Erdgeschoss und Kellergeschoss
links nebst Kellerraum, jeweils Nr. 3 des Aufteilungsplanes.
Sondernutzungsrecht besteht am Pkw-Einstellplatz Nr. 3.
laut Gutachten: 2-Raum-Eigentumswohnung in Mehrfamilien-
haus (8 WE) nebst Kfz-Stellplatz; Wohnfliche ca. 68 m’, hinte-
res Erdgeschoss links, eig. Zugang zu Abstellraum im Keller;
EG: Flur, Wannenbad, groler Wohnraum als Durchgangsraum
zur Kii. und zum kleinenWohnraum, kleiner Wohnraum, Terras-
se; einige Méangel/Schiden vorhanden, vermietet
Lage: Am Hirschsprung 8, 16348 Wandlitz, hinteres EG links
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
16.12.2005 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemill § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf: 81.500,00 EUR (inkl. Zubehor).
AZ:3 K 828/05

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Dienstag, 15. April 2008, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebédude, Klosterstr. 13 in 15344 Strausberg, im Saal 2,
das im Wohnungsgrundbuch von Wandlitz Blatt 3631 eingetrage-
ne Wohnungseigentum, Bezeichnung geméaf3 Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 120,80/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Gemarkung Wandlitz, Flur 5, Flurstiick 481, Gebdude- und Fei-
fliche, Wohnen, Am Hirschsprung 8, Grofie 2.086 m’
verbunden mit dem Sondereigentum an dertWohnung im Vorder-
haus 1. Obergeschoss links nebst Kellerraum, jeweils Nr. 5 des
Aufteilungsplanes.



456 Amtsblatt fir Brandenburg — Nr. 8 vom 27. Februar 2008

Sondernutzungsrecht besteht am Pkw-Einstellplatz Nr. 5.

laut Gutachten: 4-Raum-Eigentumswohnung in Mehrfamilien-
haus (8 WE) nebst Kfz-Stellplatz; Wohnfldche ca. 96 m’, Ober-
geschoss links, Flur, Duschbad, kleiner Wohnraum, grof3er Wohn-
raum als Durchgangsraum zur Kii. und zum 2. Flur, Flur, Wan-
nenbad, 2 kleine Wohnrdaume, Balkon; einige Méngel/Schiaden
vorhanden, vermietet

Lage: Am Hirschsprung 8, 16348 Wandlitz, Obergeschoss links
versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
16.12.2005 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemdf3 § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf: 106.500,00 EUR (inkl. Zubehor).
AZ:3 K 838/05

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Dienstag, 15. April 2008, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude, Klosterstr. 13 in 15344 Strausberg, im Saal 2,
das im Wohnungsgrundbuch von Wandlitz Blatt 3633 eingetra-
gene Wohnungseigentum, Bezeichnung geméll Bestandsv er-
zeichnis:
1fd. Nr. 1, 126,68/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Gemarkung Wandlitz, Flur 5, Flurstiick 481, Gebdude- und Fei-
fliche, Wohnen, Am Hirschsprung 8, GroBie 2.086 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im hinte-
ren Bereich des Hauses im 1. Obergeschoss und Dachgeschoss
links nebst Kellerraum, jeweils Nr. 7 des Aufteilungsplanes.
Sondernutzungsrecht besteht am Pkw-Einstellplatz Nr. 7.
laut Gutachten: 3-Raum-Maisonette-Eigentums wohnung in
Mehrfamilienhaus (8 WE) nebst Kfz-Stellplatz; Wohnfléche ca.
66 m’, Ober- und Dachgeschoss links hofseitig, Flur, Wannen-
bad, Treppe zum DG, groBler Wohnraum als Durchgangsraum
zur Kii. und zum kleinen Wohnraum, kleiner Wohnraum, Bal-
kon, Kii.; DG: durchgehender Raum ohneTrennwénde, Balkon;
einige Méangel/Schéden vorhanden, vermietet
Lage: Am Hirschsprung 8, 16348 Wandlitz, Ober- und Dachge-
schoss links hofseitig
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
16.12.2005 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf: 112.500,00 EUR (inkl. Zubehor).
AZ:3 K 848/05

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Freitag, 18. April 2008, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebédude, Klosterstrale 13 in 15344 Strausberg, im
Saal 2, das im Grundbuch von Neuenhagen Blatt 4317 einge-
tragene Grundstiick, Bezeichnung gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 3, Gemarkung Neuenhagen, Flur 11, Flurstiick 443,
Gebédude- und Freifldche, Fliederstra3e 19, Grofle
550 m?
laut Gutachten: Grundstiick bebaut mit vollstédndig unterkeller-
tem Einfamilienhaus; Baujahr ca. 1978, teilweise modernisiert;
Instandhaltungsriickstau; baulicher Zustand befriedigend

Lage: 15366 Neuenhagen, Fliederstr. 19

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
30.05.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf: 99.000,00 EUR.
AZ:3 K 650/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Montag, 21. April 2008, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude, Klosterstr. 13 in 15344 Strausberg, im Saal 6,
das im Grundbuch von Flemsdorf Blatt 55 eingetragene Grund-
stiick, Bezeichnung gemil} Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Flemsdorf Flur 5, Flurstiick 32/5, Ge-

baude- und Gebidudenebenflachen, Im Dorf, Grofie:

1.482 m?
laut Gutachten vom 12.06.2007: mit zweigeschossigem Einfa-
milienhaus (DG ausgebaut) bebautes Gundstiick, Nebengebéu-
de gewerblich genutzt, v oll unterkellert, 148 m* Wohn- und
86 m’ Nutzflache, Baujahr: 1988/89, u. a. schadhafter bzw. nicht
fertig gestellter seitlicher Treppenabschluss bei K elleraufien-
treppe, fehlende Fertigstellung des KellerfuBbodens und des In-
nenputzes bei Kellerwidnden, Rahmen der Hauseingangstiir ge-
rissen, Schimmelbildung im Bad Dachgeschoss, unsachgemaf
ausgefiihrte Dachddmmung, schadhafte Dacheindeckung,
Nebengebdude: massiver Flachbau, Werkstatt/Garage und Ver-
kaufsraum, Baujahr nicht bekannt, u. a. erhebl. Auenwandrisse
liber die gesamte Gebdudehohe sowie Risse im Bereich der
Tiirstiirze, eindringende Feuchtigkeit
Lage: Dorfstrafle 19, 16278 Schoneberg Ortsteil Flemsdorf
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
13.02.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal} § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf: 91.000,00 EUR.
AZ:3 K 89/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Montag, 21. April 2008, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Strausberg, Klosterstr. 13, Saal 7, das im
‘Wohnungs- bzw. Teileigentumsgrundbuch von Bernau Blatt 6603
und 6707 eingetragene Wohnungseigentum bzw. Teileigentum,
Bezeichnung gemél Bestandsverzeichnis:
Blatt 6603:
Ifd. Nr. 1, 108/10.000 Miteigentumsanteil an
Gem. Bernau, Flur 21, Flstk. 475/5, Gebdude- und
Gebaudenebenflachen, Grofie: 1.143 n?,
Gem. Bernau, Flur 21, Flstk. 475/8, Gebédude- und
Gebaudenebenflachen, Grofie: 1.126 nv,
Gem. Bernau, Flur 21, Flstk. 479/4, Gebdude- und
Gebaudenebenflachen, Grofe: 1.838 nv,
Gem. Bernau, Flur 21, Flstk. 479/5, Gebdude- und
Gebaudenebenflachen, Grofie: 1.862 nv,
Gem. Bernau, Flur 21, Flstk. 476/3, Gebédude- und
Gebaudenebenflachen, Grofie: 1.623 nv,
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Gem. Bernau, Flur 21, Flstk. 476/6, Gebdude- und
Gebaudenebenflachen, Grofie: 1.625 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im 2. Ober
geschoss und dem Kellerraum im Aufteilungsplan jeweils mit
Nummer 103 bezeichnet.

Blatt 6707:
Ifd. Nr. 1, 8/10.000 Miteigentumsanteil an
Gem. Bernau, Flur 21, Flstk. 475/5, Gebdude- und
Gebédudenebenfliachen, Grofe: 1.143 m?,
Gem. Bernau, Flur 21, Flstk. 475/8, Gebaude- und
Gebédudenebenfliachen, Grofe: 1.126 m?,
Gem. Bernau, Flur 21, Flstk. 479/4, Gebidude- und
Gebaudenebenflachen, Grofle: 1.838 nv,
Gem. Bernau, Flur 21, Flstk. 479/5, Gebdude- und
Gebédudenebenfliachen, Grofe: 1.862 m?,
Gem. Bernau, Flur 21, Flstk. 476/3, Gebaude- und
Gebédudenebenfliachen, GroBe: 1.623 m?,
Gem. Bernau, Flur 21, Flstk. 476/6, Gebdude- und
Gebaudenebenflachen, Grofie: 1.625 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an dem imAufteilungsplan
mit Nummer 103 bezeichneten Kfz-Abstellplatz in derTiefgara-
ge.
laut Gutachten:
Blatt 6603: 3-Zimmer-Wohnung in einem 1995 erbauten 4-ge-
schossigen Wohnhaus - 3 Zi., Kiiche, Bad, WC, Flur, Abstell-
kammer, Loggia, guter Zustand, ca. 76,85 m*> Wohnfldche, ver-
mietet (Stand 01/08)
Blatt 6707: Tiefgaragenstellplatz, vermietet
Lage: Andromedastralie 13, 16321 Ber nau (2. Obergeschoss,
Nr. 103 des ATP)
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in die genannten Gr undbiicher
jeweils am 01.07.2005 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil} § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf:

Blatt 6603: 102.000,00 EUR

Blatt 6707:  4.000,00 EUR.

Im Termin am 15.08.2007 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieflich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
AZ:3 K 216/05

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung gemal § 172 ZVG soll am
Montag, 21. April 2008, 10:30 Uhr

im Gerichtsgebdude, Klosterstr. 13 in 15344 Strausbeig, im Saal 6,

das im Grundbuch von Zichow Blatt 187 eingetragene Grund-

stiick, Bezeichnung gemil3 Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Zichow, Flur 4, Flurstiick 43, Linden-
weg 7 A, G F GrofBle: 3.204 n?

laut Gutachten vom 17.12.2007: bebautes Gr undstiick (Sied-

lungshaus mit Nebengebduden), Baujahr nicht definitiv be-

kannt, um 1950, teilunterk ellert, Anbau an Westseite, Massiv-

bau, Wohn- bzw. Nutzflache ca. 124 m?, die Konstruktion ent-

spricht heutigen Warmeschutzanforderungen nicht, der Aufbau

entspricht zeitgeméfBen Bediirfnissen nicht mehr, allg. Anforde-

rungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhiltnisse werden nicht
erfiillt, es besteht erheblicher Reparatur- bzw. Instandsetzungs-
bedarf, u. a. Schimmelbefall an Aulenwénden, aufsteigende
Nisse u. a. in denAullenwinden, auf dem Gundstiick befinden
sich auch ein altes Stallgebédude sovie grole Hundezwinger und
Lagerrdume o. A. mit hohen Asbestanteilen

Lage: Lindenweg 7, 16306 Zichow

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
18.12.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemill § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf: 27.000,00 EUR.
AZ:3 K 649/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Montag, 21. April 2008, 12:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Strausberg, Kloster. 13, Saal 7, das imWoh-
nungsgrundbuch von Eberswalde Blatt 8713 eingetragene Woh-
nungseigentum, Bezeichnung gemél Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 43,0563/1000stel Miteigentumsanteil an dem Grund-
stiick
Gemarkung Eberswalde, Flur 7, Flurstiick 380, Gebdude- und
Freifliche, Wohnen, Poratzstr. 39, 41, 43, 45, Grof3e: 3.546 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im 1. OG
links Nr. 009 des Aufteilungsplanes; Eingang Nr. 41
laut Gutachten:
- Eigentumswohnung in einem 1962 gebauten 4-geschossi-
gen Mehrfamilienhaus mit 6 WE, 1997 Sanierung
- 3 Zi., Kiiche, Bad, Flur, Balkon, ca. 65 m* Wfl., guter Zu-
stand, vermietet (Stand 12/07), zu jederWohnung gehdrt ein
Abstellraum im Kellergeschoss
Lage: Poratzstralie 41, 16225 Eberswalde (1. OG links, Nr. 9 des
ATP)
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
18.09.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf: 37.000,00 EUR.
AZ: 3 K 484/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Montag, 21. April 2008, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebéude, Klosterstr. 13 in 15344 Strausberg, im Saal 6,
das im Gr undbuch von Gérlsdorf Blatt 283 eingetragene
Grundstiick, Bezeichnung gemaf Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Gorlsdorf, Flur 1, Flurstiick 59, Gebau-
de- und F reifliche, Gewerbe und Industrie, Zum
Postbruch 1, Grofie 644 nv
laut Gutachten vom 19.09.2002: mit marodem Fachwerkhaus
und baufilligen Nebengebduden (Schuppen, Trockentoilette)
bebautes Grundstiick, seit Jahren ungenutzt, erhebliche Méngel
und Schéden, Abrissempfehlung, liegt im geschiitzten Umge-
bungsbereich eines Denkmals und im Bereich eines Boden-
denkmals, BaumaBnahmen sind mit der Unteren Denkmal-
schutzbehorde abzustimmen
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Lage: Dorfstraf3e 5, 16278 Gorlsdorf

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
29.11.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf: 1,00 EUR.
AZ:3 K 489/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Montag, 21. April 2008, 13:30 Uhr

im Gerichtsgebdude Strausberg, Klosterstr. 13, Saal 7, das im

Grundbuch von Schénwalde Blatt 1360 eingetragene Grund-

stiick, Bezeichnung gemil} Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gem. Schonwalde, Flur 12, Flstk. 388/60, Gebaude-

und Freifliche, Wohnen, Verkehrsfldche, Straf3e,
Wiesenstr., Grofie: 862 m?

laut Gutachten:

- Grundstiick bebaut mit voll unterkellertem 3-geschossigem
Einfamilienhaus, Bj. 1994, insges. ca. 170 n* W{l., vermie-
tet

- EG: 3 Zi., Kiiche, Wannebad, Diele, Flur, 2 Terrassen

- OG: 3 Zi., Wannebad, Diele/Flur, Kammer und Balkon

- DG: sog. Galerie

- div. Instandhaltungsriickstau (z. B . Feuchtigkeitsschdden.
Elt.-Installation z. T. nicht fertig gestellt, nicht fer tig ge-
stellter Sockelbereich usw.)

Lage: Wiesenstralie 40, 16352 Wandlitz OT Schonwalde

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

01.02.2006 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf: 200.000,00 EUR.
AZ:3 K 36/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 22. April 2008, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude, Klosterstr. 13 in 15344 Strausberg, im Saal 2,
das im Grundbuch von Bernau Blatt 3165 eingetragene Grund-
stiick, Bezeichnung gemdl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Bernau, Flur 43, Flurstiick 73/2, Ge-
baude- und Freiflache, Weillenseer Strafie 17, Grof3e
428 m?
laut Gutachten:
Lage: 16321 Bernau, Weillenseer Strafie 17
- Grundstiick bebaut mit einem 2-geschossigen Wohn- und
Geschiftsgebdude, Bj. 1900, mit 1 Ladenanbau und altem
Nebengebdude, in Teilen muss Sanierung zu Ende gefiihrt
werden,
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
14.07.2004 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf: 130.000,00 EUR.

Im Termin am 27.02.2006 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapital wertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Halfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
AZ:3 K 388/04

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 29. April 2008, 14:00 Uhr

im Gerichtsgebédude, Klosterstralle 13 in 15344 Strausberg, im

Saal 2, das im Grundbuch von Altlandsberg Blatt 3827 einge-

tragene Grundstiick, Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Altlandsberg, Flur 21, Flurstiick 1141,

Gebédude- und Freiflache, Fontanestralle 24, Grofe:
321 m?,

Ifd. Nr. 2 zu 1, Grunddienstbarkeit - Regenwasseranschluss-
recht - anden Gr undstiicken Altlandsberg,
Flur 21, Flurstiick 1215, 1206, 1208, 1210,
1211, 1212, und 1213 (BV Ifd. Nr. 5 - 12) ein-
getragen in Altlandsberg Blatt 4164 Abt. II Nr. 5

laut Gutachten: Doppelhaushilfte, zweigeschossig, Garage, Ter-
rasse, nicht unterkellert, Baujahr 1997

Lage: Landkreis Mirkisch Oderland , 15345 Altlandsberg,

Fontanestral3e 24

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

28.01.2005 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf: 161.600,00 EUR.

Im Termin am 01.02.2008 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
AZ: 3 K 24/05

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 7. Mai 2008, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebédude, Klosterstrafe 13 in 15344 Strausber g
im Saal 2, das im Gr undbuch von Eggersdorf b. Strausberg
Blatt 3631 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemil Be-
standsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Eggersdorf, Flur 1, Flurstiick 1872, Ge-
baude- und F reifliche, Wohnen, Heidestralle 31,
Grofe: 459 m?
laut Gutachten: Grundstiick, bebaut mit einem Einfamilienhaus,
Baujahr 2001, nicht unterkellert, EG, DG; guter baulicher Zu-
stand, Gesamtwohnflache: 129,70 m?
Lage: Heidestralle 31, 15345 Eggersdorf
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
12.12.2005 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf: 150.000,00 EUR.
AZ:3 K 795/05
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Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Freitag, 16. Mai 2008, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude, Klosterstr. 13 in 15344 Strausberg, im Saal 6,
das im Teileigentumsgrundbuch von Eggersdorf bei Straus-
berg Blatt 2770 eingetragene Teileigentum, Bezeichnung ge-
mél Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 192/10.000 Miteigentumsanteil an dem Gr undstiick
Gemarkung Eggersdorf bei Strausber g, Flur 2, Flurstiick 193,
Verkehrsflache, Grof3e: 1.262 nv,
Gemarkung Eggersdorf bei Strausberg, Flur 2, Flurstiick 194,
Verkehrsflache, Grofie: 352 nm?,
Gemarkung Eggersdorf bei Strausberg, Flur 2, Flurstiick 1041,
Gebédude- und Freiflache, Bahnhofstralle, Grofie: 19 nv,
Gemarkung Eggersdorf bei Strausberg, Flur 2, Flurstiick 1450,
Gebédude- und Freifliche, Bahnhofstralle 47, 48 Feldstrafie 20,
21,22,23,23 A, 24,25,25A, 26, 27 Gartenstralie 10, 11, Gro-
e 5.605 m
verbunden mit dem Sondereigentum an dem Ge  werberaum
nebst Abstellraum im Aufteilungsraum jeweils mit Nr. 151 be-
zeichnet.
laut Gutachten: Teileigentum an einer Ge werbeeinheit (Biiro)
im Erdgeschoss nebst K eller, 2 getrennte Ein-
heiten
links: 2 Zimmer, WC und Abstellraum
rechts: 2 Zimmer, Teekiiche, WC und Abstellraum
Baujahr 1994/1995, mittlerer Ausstattungsstan-
dard
Lage: Landkreis Mirkisch Oderland, 15370 Petershagen-Eg-
gersdorf OT Eggersdorf, Bahnhofstrae 48
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
24.05.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemif § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf: 98.000,00 EUR.
AZ:3 K 293/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Freitag, 16. Mai 2008, 10:30 Uhr

im Gerichtsgebédude, Klosterstraie 13 in 15344 Strausberg, im

Saal 6, das im Grundbuch von Herzfelde Blatt 170 cingetrage-

ne Grundstiick, Bezeichnung gemif Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Herzfelde, Flur 1, Flurstiick 485, Rii-

dersdorfer Stralie 68, Grofie 908 n?

laut Gutachten: bebaut mit

a) Wohn- und Geschéftshaus, K ellergeschoss bestehend aus
1 Heizungsraum, 1 Flur, 6 Kellerrdumen, EG bestehend aus
leer stehendem Ladengeschift mit 6 Réumen, Kiiche,
2 Flurrdumen und 1 WC, DG bestehend aus einer vermiete-
ten Wohnung mit 4 Zimmem, Abstellraum, Bad/WC, Diele,
Windfang, mittlerer baulicher Zustand;

b) Lagergebdude, zweigeschossig, teilweise sanierungs- und
reparaturbediirftig, teilw. vermietet;

¢) Nebengebiude mit Uberdachung, sanierungsbediirftig;

d) sanierungsbediirftiges Garagengebdude

Lage: Riidersdorfer Stra3e 68, 15378 Herzfelde

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
10.02.2004 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf 229.600,00 EUR.

Im Termin am 21.07.2005 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Halfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
AZ:3 K 693/03

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Freitag, 16. Mai 2008, 12:00 Uhr

im Gerichtsgebdude, Klosterstr. 13 in 15344 Strausberg, im Saal 6,

das im Gr undbuch von Lichtenow Blatt 252 eingetragene

Grundstiick, Bezeichnung geméaf Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Lichtenow, Flur 2, Flurstiick 241, Gebau-

de- und Freiflache, Kageler Straf3e 3, Grofe 681 m 2

laut Gutachten: Grundstiick bebaut mit Einf amilienhaus mit
Einliegerwohnung, Baujahr 2001, Wohnfldche
insgesamt ca. 136 n, Carport, 2 Schuppen
Holzstinderbauweise mit Aulenputz im Erdge-
schoss und Holzverschalung im Dachgeschoss,
mittlerer Ausstattungsstandard

Lage: Landkreis Markisch Oderland, 15345 Riidersdorf O T

Lichtenow, Kageler Str. 3

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

28.11.2006 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt
auf:

Grundstiick 130.000,00 EUR
Zubehor 3.200,00 EUR.
AZ:3 K 813/06
Aufgebotssachen

Amtsgericht Kénigs Wusterhausen

Aufgebot
Die Eigentiimer
1. Thomas Philipps, Osnabriicker Strafie 21, 49143 Bissendorf
2. André Philipps, Osnabriicker Strafle 21, 49143 Bissendorf
3. Sascha Philipps, Osnabriicker Strafe 21, 49143 Bissendorf
- in Gesellschaft biirgerlichen Rechts -

- Antragsteller -

vertreten durch: Rechtsanwilte Berding & Rirtner, Marienweg 7,
49413 Dinklage

haben das Aufgebot zum Zwecke der AusschlieBung des unbe-
kannten Berechtigten einer Dienstbarkeit und deren Rechts-
nachfolger sowie Erlass eines Ausschlussurteils iiber die im
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Grundbuch des Amtsgerichts Konigs Wusterhausen von Halbe,

Blatt 767 Abteilung II Nr. 1 eingetragene Dienstbarkeit betref-
fend des Rechtes, den Auswurf, der sich beim Raumen des Gra-
bens, welcher die Grabenwésser von Halbe nach Koris fiihrt, so-
weit er das Grundstiick bertihrt, in einer Breite von 2 m auf jeder
Seite des Grabens abzulagern sowie diese Seite jederzeit zu be-
treten beantragt.

Als Berechtigte der Dienstbarkeit ist eingetragen:

die Vereinigten Dampfziegeleien- und Industrie AG in Berlin

oder deren Rechtsnachfolger.

Die Berechtigte wird aufgefordert, spétestens in dem auf
Mittwoch, 16. April 2008, 9:00 Uhr, Saal 204
anberaumten Aufgebotstermin ihre Rechte anzumelden, widri-

genfalls ihre AusschlieBung erfolgen wird.
Amtsgericht Kénigs Wusterhausen, den 31.01.2008
Geschiftsnummer: 9 C 341/07

Amtsgericht Oranienburg

Aufgebot
Die Deutsche Bank Privat- und Geschéiftskunden AG, Torstra-
Be 49, 10119 Berlin als Vertreterin der Zurich Deutscher He-
rold Lebensversicherung Aktiengesellschaft, Poppelsdorfer Al-
lee 25 - 33, 53096 Bonn

- Antragstellerin -

hat das Aufgebot zur Kraftloserkldrung des Grundschuldbriefes
iiber das im Gundbuch des Amtsgerichts Oranienburg von Glie-
nicke Blatt 5833 inAbteilung I1I unter laufender Nummer 2 ein-
getragene Recht mit folgendem Inhalt beantragt:
,,102.258,38 EUR Grundschuld zu einhundertzweitausendzwei-
hundertachtundfiinfzig 38/100 Euro fiir die Deutscher Herold
Lebensversicherungs-Aktiengesellschaft der Deutschen Bank,
Bonn nebst 15 % Zinsen jahrlich und einer einmaligen Neben-
leistung von 5 %. Vollstreckbar geméf3 § 800 ZPQ Unter Bezug-
nahme auf die Be willigung vom 15.01.2001 (Ur-Nr. 9/2001,
Notar Jembarski in Berlin) in Glienick e Blatt 844 eingetragen
am 27.03.2001 und hierher im Gleichrang mit dem Recht der
Abteilung III Nr. 1 sowie im Rang vor dem Recht der Abtei-
lung III Nr. 3 iibertragen am 30.04.2004.*
Der Inhaber der Urkunde wird aufgefordet, spétestens in dem auf
Donnerstag, 25. September 2008, 14:00 Uhr,
Berliner Str. 57, Geschoss I, Saal 11, anberaumtenAufgebotster-
min seine Rechte anzumelden und die Urkunde vorzulegen, da
sonst die Urkunde fiir kraftlos erkldrt werden kann.
Geschaftsnummer: 21 C 163/07

Gesamtvollstreckungssachen

Von der elektronischen Veréffentlichung wird abgesehen.
Informationen zu Insolvenzverfahren sind unter dem
Justizportal ,https://www.insolvenzbekanntmachungen.de/*
abrufbar.


Sandek
Schreibmaschinentext
Von der elektronischen Veröffentlichung wird abgesehen.
Informationen zu Insolvenzverfahren sind unter dem 
Justizportal „https://www.insolvenzbekanntmachungen.de/“
abrufbar.
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SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Bekanntmachung iiber die Ungiiltigkeitserklirung
von Dienstausweisen
Polizeiprisidium Potsdam

Die durch Verlust abhanden gekommenen Dienstausweise der
Bediensteten

1. Kroschel, Erhard, Dienstausweisnummer: 001133, Farbe griin,
der Polizei des Landes Brandenburg

2. Pitack, Julia, Dienstausweisnummer: 007443, Farbe griin,
der Polizei des Landes Brandenburg

und

3. Lars Francke, Dienstausweisnummer: 003008, Farbe griin,
der Polizei des Landes Brandenburg

werden hiermit fiir ungiiltig erklart.



462 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 8 vom 27. Februar 2008

STELLENAUSSCHREIBUNGEN

Die Landesbeauftragte fiir den Datenschutz und fiir
das Recht auf Akteneinsicht

Die Landesbeauftragte fiir den Datenschutz und fiir das Recht
auf Akteneinsichtim Land Brandenbuig sucht zum 1.April 2008
befristet bis zum 31. Mai 2010

eine/n juristische/n Mitarbeiter/in
Arbeitsgebiete:

- Beratung von Biirgerinnen und Biirgern, aber auch von 6f-
fentlichen Stellen zur Einhaltung datenschutzrechtlicher Be-
stimmungen

- Teilnahme an Besprechungen im Zusammenhang mit der
Erarbeitung von Gesetzes- und Verordnungsentwiirfen

- Durchfiihrung von Kontrollen

Anforderungen:

- mitdem 2. Staatsexamen abgeschlossene juristische Ausbil-
dung

- umfassende Kenntnisse des allgemeinen Datenschutz-
rechts

- spezielle Kenntnisse auf dem Gebiet des Sozialdatenschut-
zes und der ALG II- Gesetzgebung

- Grundkenntnisse im Bereich Telekommunikations- und Rund-
funkrecht

- Erfahrung bei der Or ganisation von Arbeitskreisen sowie
der Durchfiihrung von Schulungen

- einschldgige durch Zeugnisse belegte Berufspraxis

Bewertung der Stelle
- EI13TV-L

Frauen werden bei gleicher Eignung, Befdahigung und fachlicher
Leistung nach Maf3gabe des Bundesgleichstellungsgesetzes be-
rlicksichtigt.

Schwerbehinderte Menschen werden nach MafB3gabe des SGB IX
bei gleicher Eignung, Befédhigung und fachlicher Leistung be-
vorzugt berticksichtigt.

Schriftliche Bewerbung innerhalb von zwei Wochen an:

Die Landesbeauftragte fiir den Datenschutz
und fiir des Recht aufAkteneinsicht
Stahnsdorfer Damm 77

14532 Kleinmachnow

NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Glaubigeraufrufe

Der Verein Interessengemeinschaft Grof3-Jehser/Mallenchen,

Herrenhaus und Kirche zu GroB3-Jehser e. V. (VR 4539 CB) ist
zum 01.01.2008 aufgeldst worden.

Die Glaubiger werden aufgefordert, ihre Anspriiche gegen den
Verein bis zum 01.01.2009 bei nachstehenden Liquidatoren an-
zumelden.

B. Mébius, Schmiedeweg 47 B, 03205 Calau/OT GroB-Jehser
(gewesene 1. Vorsitzende)

H. Lappan, An der Hauptspree 10, 03096 Burg/Spreewald
(gewesene 2. Vorsitzende)

Der Verein ,,Siedlergemeinschaft Steinfurt e. V. - VR 891 - ist
durch Beschluss der Mitglieder versammlung vom 28.10.2007
aufgelost worden. Die Glaubiger werden aufgefordert, ihre An-
spriiche gegen den Verein bis zum 28.02.2009 bei den nachfol-
genden Liquidatoren anzumelden.

Zu Liquidatoren wurden die bisherigenVorsitzenden bestellt; sie
vertreten den Verein gemeinschaftlich:

Dr. Walter Weinstock
Landsberger Allee 204
10367 Berlin

Dr. Werner Gehrmann
An der Wuhlheide 230 A
12459 Berlin

Der Verein ,,Reitclub Oranienburg e. V.“ in Oranienburg ist auf-
geldst worden und befindet sich in Liquidation. Gldubiger des
Vereins werden aufgefordert, ihre Anspriiche innerhalb eines
Jahres ab Ver6ffentlichung bei dem Liquidator anzumelden.

Liquidator ist der ehemalige Vorsitzende des Vereins:
Ralf Mewes, Germendorfer Allee 14 a in 16515 Oranienb urg.
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* Hinweis der Redaktion: In den Zwangsversteigerungssachen des Amtsgerichts Potsdam wurden in der Landesrechtsdatenbank
BRAVORS, die das Amtsblatt fiir Brandenburg in nicht amtlicher elektronischer Fassung wiedergibt, einzelne Personenangaben
unkenntlich gemacht. Die gerichtliche Bekanntmachung dieser Zwangsvollstreckungssachen in der amtlichen papiergebundenen

Ausgabe des Amtsblatts wird hiervon nicht beriihrt.


Sandek
Schreibmaschinentext
* Hinweis der Redaktion: In den Zwangsversteigerungssachen des Amtsgerichts Potsdam wurden in der Landesrechtsdatenbank 
BRAVORS, die das Amtsblatt für Brandenburg in nicht amtlicher elektronischer Fassung wiedergibt, einzelne Personenangaben 
unkenntlich gemacht. Die gerichtliche Bekanntmachung dieser Zwangsvollstreckungssachen in der amtlichen papiergebundenen 
Ausgabe des Amtsblatts wird hiervon nicht berührt.
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